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	34. Rede zum 60. Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers in Auschwitz
	S. 68


(Beginn um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie recht herzlich zur etwas schneereichen Sitzung begrüßen. (Heiterkeit.) Ich hoffe, im Laufe des Vormittags werden alle erscheinen, die noch nicht da sind.

Ich darf somit die Sitzung für eröffnet erklären.

Formal entschuldigt ist Frau GRin Klier. Wir wünschen ihr weiterhin gute Genesung. Ebenfalls entschuldigt ist auf Grund eines Auslandsaufenthaltes Herr GR Josef Wagner.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00348-2005/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Dkfm Dr Aichinger an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe FiWi gerichtet: Wie viele Verfahren sind derzeit noch in Sachen Getränkesteuerrückzahlung anhängig?
Herr Vizebürgermeister, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Einen schönen guten Morgen!

Herr Gemeinderat, es sind 3 729 Verfahren anhängig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 1. Zusatzfrage, bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich darf die Zusatzfrage stellen. Erstens: In welchem Stadium der Rechtmäßigkeit sind sie, in erster oder zweiter Instanz? Zweitens: In welcher Höhe spielt sich das zirka ab?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Insgesamt geht es in Wien um einen Betrag von etwa 120 Millionen EUR, wobei man sagen kann, 40 Prozent davon betreffen Großmärkte und 60 Prozent im Wesentlichen die Gastronomie. 

Das Zweite ist: Es ist österreichweit im Rahmen des Städtebundes vereinbart worden, dass im Hinblick auf das Verwaltungsgerichtshoferkenntnis aus dem Dezember 2003 Musterverfahren durchgeführt werden. Sechs Verfahren hat man vereinbart, davon sind zwei in Wien, drei in Linz und eines in Wiener Neustadt. In diesen Verfahren ist es um eine Entscheidung der Berufungsbehörde gegangen, gegen die die Betroffenen Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof geführt haben. Von den sechs Verfahren sind das Wiener Neustädter Verfahren und ebenso die zwei Verfahren in Wien entschieden, anhängig sind noch die drei Verfahren in Linz.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 2. Zusatzfrage: Herr Dr Serles.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Finanzstadtrat!

Der Verwaltungsgerichtshof hat jüngst einen Bescheid der Abgabenberufungskommission für Wien wegen Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben. Im Wesentlichen deswegen, weil unzureichende standardisierende Begründungen verwendet wurden. 

Jetzt ist völlig absehbar, welchen Weg sozusagen die weiteren Verfahren nehmen werden. Die Berufungswerber werden zusätzliche Beweisanträge stellen, und klar ist, dass die Voraussetzungen an die Abgabenbehörde nachzuweisen, dass die Wirte die Getränkesteuer selbst getragen haben, größer werden. Jetzt kann ich mir vorstellen, dass es da Fälle gibt, in denen die Verfahrenskosten nicht mehr in Relation zu dem strittigen Abgabenbetrag stehen. Könnten Sie sich in solchen Fällen vorstellen, auch Vergleiche mit Berufungswerbern in Erwägung zu ziehen, um damit strittige Verfahren ökonomisch und effizient zu erledigen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Die vom Städtebund gewählte Vorgangsweise ist direkt abgesprochen mit dem Finanzministerium, also mit dem Finanzminister, und die bisher eingehaltene Vorgangsweise ist punktgenau den Vorschlägen des Finanzministeriums entnommen worden, also auch, was die von Ihnen angesprochenen ma-kroökonomischen Analysen – Studie des WIFO und Stu-die der Bundeswirtschaftskammer – betrifft. Der Städtebund wird sich also weiterhin an diese direkte Vereinbarung mit dem Finanzministerium halten. Warum? Des-wegen, weil es ja einen Anspruch gegenüber dem Bund, gegenüber der Republik auf Refundierung der Ersätze gibt, und daher kann es nicht eigenständige Entscheidung sein, ob man diese oder jene Vorgangsweise wählt, sondern es muss direkt mit dem Finanzministerium abgesprochen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 3. Zusatzfrage: Herr Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Angesichts der Entwicklungen der Einnahmen im Bereich des Finanzausgleiches in Summe kann man immer noch davon ausgehen, dass es in Wirklichkeit eine sinnvolle Entscheidung war, de facto eine Kompensation der Getränkesteuer durch die Werbeabgabe durchzuführen. Aber ist es nicht eigentlich jetzt so, dass die jetzigen Einnahmen aus der Werbeabgabe im Sinne der Kompensation weit hinter den Einnahmen der Getränkesteuer zurückbleiben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Es ist, glaube ich, gar nicht um Kompensationen gegangen, sondern die Frage, die hinter dieser gesamten Diskussion steht, ist die, dass es infolge der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes, der – entgegen den Annahmen, die von den Ver-handlern der Republik Österreich seinerzeit beim Beitritt zur Europäischen Union geäußert worden sind – die Getränkesteuer aufgehoben hat, und infolge Mechanismen, die da wirksam geworden sind, einfach um die Rückerstattung geht. Es geht ja nur mehr um die Rückerstattung in Anbetracht einer einzigen Frage: Ist es eine Rückerstattung an den Unternehmer, der diesen Betrag dann eigentlich auf Kosten des Konsumenten kassiert, oder geht es eigentlich um die Rückerstattung an den Konsumenten?

Und dieses zentrale politische Thema steht – neben den juristischen Vorgängen – hinter all diesen Fragen und weniger die Frage, ob das damals ausreichend kompensiert worden ist oder nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 4. Zusatzfrage: Herr Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Sie haben jetzt mitgeteilt, dass es zu keiner vergleichsweisen Bescheidung bei einzelnen Unternehmern kommt. Halten Sie es angesichts der Tatsache, wie lange es dauern wird, für möglich beziehungsweise wäre es nicht sinnvoll, in Bagatellefällen doch eine Lösung zu finden, auch mit dem Bund?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich würde das persönlich überhaupt nicht ausschließen, dass man in Bagatellefällen zu irgendeinem Vergleich oder zu einer Gesamtlösung kommt. Aber ich muss noch einmal darauf aufmerksam machen: Es gibt die Verantwortlichkeit des Bundes, den betroffenen Gemeinden den Steuerausfall zu ersetzen. Das ergibt sich auch aus einer klaren Bestimmung des seinerzeitigen Stabilitätspaktes 1999, wo das ausdrücklich drinnen steht und worauf sich eben die Städte und Gemeinden berufen. Daher ist jede Vorgangsweise, die hier stattfindet, mit dem Finanzministerium abzusprechen, und ich glaube, es findet jetzt in diesen Tagen – ich glaube am 28., wenn ich es richtig im Kopf habe – wiederum eine Besprechung zwischen Städtebund und Finanzministerium über die Vorgangsweise statt.

Das Zweite ist: Es geht dort, wo Großmärkte im Spiel sind, ja auch um ziemlich große Beträge, und dort wird es weniger einfach sein, aus Kulanzgründen oder aus Gründen der Abwägung mit dem Verwaltungsaufwand zu einer einfachen Schlichtung zu kommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Die 2. Anfrage (FSP - 00349-2005/0001 - KFP/GM) ist von Herrn Mag Kowarik an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Welche Fähigkeiten haben Dr Wilhelm Marhold gegenüber den anderen Bewerbern ausgezeichnet, dass er zum Generaldirektor des KAV bestellt wurde?
Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Nachdem ich in der Stadtsenatssitzung am vergangenen Dienstag eindringlich aufgefordert wurde, darauf zu achten, dass vertrauliche Sitzungen vertraulich zu bleiben haben und vertrauliche Informationen in vertraulichen Sitzungen auch vertraulich bleiben sollen, werden Sie verstehen, dass ich Ihre sehr allgemeine Frage auch nur sehr allgemein beantworte.

Sie wissen zumindest ebenso gut wie ich, dass die renommierte Beratungsfirma Neumann International AG hier ein Assessment durchgeführt hat, dass ein Hearing stattgefunden hat, dass es bei beiden eine klare Empfehlung gegeben hat, und dieser Empfehlung wurde auch Folge geleistet. Daher denke ich, dass dies auch eine richtige Entscheidung gewesen ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 1. Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Selbstverständlich sind wir auch der Meinung, dass aus vertraulichen Sitzungen alles vertraulich behandelt werden soll und so weiter und so fort, aber hier gibt es ja Aktenstücke, die durchaus jedem die Möglichkeit geben, sich über diese Vorgangsweise zu informieren, allerdings doch nicht eingehend genug. 

Ich bedaure daher sehr, dass Sie nicht bereit sind, bekannt zu geben – oder es nicht können –, was wirklich die Kriterien waren, die dazu geführt haben, dass Herr Dr Marhold bei immerhin 80 Bewerbern letztendlich ausgewählt wurde. Es bleibt hier doch ein bisschen der Vorwurf, dass das nicht nur fachliche Kriterien waren, sondern dass vielleicht auch andere Kriterien mitgewirkt haben, dass er Generaldirektor geworden ist.

Ich möchte Sie aber auch etwas anderes fragen: Im Sondervertrag mit Herrn Dr Marhold ist unter anderem auch eine Abfertigung angeführt, die doch ein relativ hoher Betrag und nicht ganz verständlich ist. Auch wenn festgestellt wird, dass man bei so einer Position entsprechende Gehaltsvorstellungen verwirklichen soll, so ist es doch nicht ganz verständlich, warum hier praktisch nach 5 Jahren Tätigkeit bereits eine 12-fache Abfertigung ausbezahlt werden soll. Ich frage daher: Was war der Grund, dass man in diesem Fall diese hohe Abfertigung angeführt hat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mir wäre es lieber, wenn Sie ganz konkret sagen würden, welche anderen Gründe Sie hinter der Bestellung des Herrn Generaldirektors vermuten. Denn so bleibt es natürlich ein bisschen im Raum stehen als eine eher angedeutete Verdächtigung, von der man in etwa erahnen kann, was Sie meinen, aber mit Sicherheit nicht festlegen kann. Dann könnten wir auch konkret darüber diskutieren, denn ich denke, mit entsprechenden politischen Entscheidungen kann man ja Erfahrungen austauschen. Ich bin ja überzeugt davon, dass es vor dem Hintergrund der Erfahrungen der letzten 5 Jahre eine ganze Menge miteinander zu diskutieren gäbe, und zwar in sehr freundschaftlicher Form, da wir beide ja gar keine Freunde dessen sind, dass man abseits sachlicher Gründe politische Personalentscheidungen treffen würde. Das steht ja außer jedem Zweifel. 

Ich kann daher nur noch einmal wiederholen: Der Grund ist ein sehr einfacher. Es hat eine Ausschreibung gegeben, und Herr Dr Marhold hat sowohl nach Auffassung von Neumann als auch nach Auffassung des Hearings diesem Anforderungsprofil, das hier entwickelt wurde, am ehesten entsprochen. 

Daher sage ich hier noch einmal: Da ist überhaupt nichts herumzugeheimnissen. Auch ich tue das nicht, aber ich versuche, mich so gut wie möglich an das zu halten, was gerade im Zusammenhang mit Personaldiskussionen auch einzuhalten ist. 

Was die Frage der Abfertigung betrifft, so habe ich diesen Vertrag nicht verhandelt, aber ich möchte nur darauf hinweisen, dass in vergleichbaren oder nicht ein-mal vergleichbaren, sondern aus meiner Sicht heraus gesehen offensichtlich immer weniger bedeutsamen Ein-richtungen wie etwa der ÖIAG ganz andere Abfertigungen gezahlt werden. Oder wenn ich an die Abfertigung erinnern darf, die etwa Herr vorm Walde nach relativ kurzer Tätigkeit als ÖBB-Generaldirektor bekommt – das sind alles nicht Verträge, die unter sozialdemokratischer Führung geschlossen wurden, wenn ich darauf hinweisen darf –, dann denke ich mir, haben wir hier – vor allem vor dem Hintergrund, dass es sich nicht um einen Pensionsvertrag handelt – eigentlich eine gewisse Rechtfertigung durchaus zu beobachten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich möchte Sie jetzt nicht mehr zu der Abfertigungsproblematik fragen, wobei schon anzumerken ist, dass der Herr Dr Marhold ja aus einem Dienstverhältnis des Krankenanstaltenverbundes kommt und in das zurückkehren kann. Also er würde nach Ende seines Vertrages ja nicht am Hungertuch nagen, sondern ich bin mir sicher, man würde im Krankenanstaltenverbund wieder eine Spitzenposition für ihn finden, denn er kommt ja auch aus einem Haus des Krankenanstaltenverbundes.

Ich möchte Sie zu grundsätzlicheren gesundheitspolitischen Vorhaben, Herr Bürgermeister, fragen, und ich weiß, dass diese Dinge nie ohne Sie als Bürgermeister entschieden werden. Es steht im Raum, dass Spitalsschließungen projektiert werden, wobei im Wiener Krankenanstaltenplan ja ohnehin auch angemerkt ist, dass es nicht Sinn macht, dislozierte Häuser aufrecht zu erhalten. 

Konkret geht es unter anderem um die Semmelweisklinik. Das Personal und die Frauen sind sehr verunsichert, der Bezirk ist verunsichert. Was soll aus dem Haus werden? Ist die Idee noch im Raum, in die Rudolfstiftung zu übersiedeln (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich bin dafür verantwortlich! Warum fragen Sie nicht mich?) – ich frage den Bürgermeister, denn der Bürgermeister ist jetzt da, und ich bin sicher, Frau Stadträtin, dass Sie das mit ihm besprechen –, oder denken Sie daran, in Floridsdorf die notwendige geburtshilfliche Ausstattung auch tatsächlich bereitzustellen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Frage des Rückkehrrechts in einen früheren quasi beamteten Bereich wäre gerade in dieser Runde hier eine lohnende Diskussion, denn da sitzen sicherlich eine ganze Menge an Kolleginnen und Kollegen, die – bei natürlich wesentlich niedrigerem Gehalt als dem, das der Herr Generaldirektor des KAV hat – gleichfalls ein Rückkehrrecht in ihre alten Funktionen haben, und ich halte das auch für richtig. Über andere Selbstquälereien der Politiker brauchen wir jetzt nicht zu diskutieren, das kann man bei einer anderen Gelegenheit einmal machen, denn diese dezente Form des Masochismus wäre einmal gesondert zu behandeln. Vielleicht in Gegenwart von Stefan Rudas, der ein geeigneter Berater wäre in dieser Causa.

Was Ihre andere Frage betrifft, kann ich zwar keinen unmittelbaren Zusammenhang zu der ursprünglich gestellten Frage erkennen, aber sei's drum. Ich höre von einer Reihe von Plänen von Spitalseröffnungen und nicht nur von Schließungen. Ich kann Ihnen nur sagen, wenn wir von dem Prinzip ausgehen, dass gemäß allen Erkenntnissen vorzugehen ist – einschließlich natürlich auch Ihrer; ich habe Ihrem Interview im "Report" sehr aufmerksam zugehört –, dann ist es zweifelsohne notwendig, dass wir bestimmte Verlagerungen durchführen in jene Bereiche der Stadt, in denen sich die Bevölkerung auch besonders dynamisch entwickelt, das heißt im besonderen Ausmaß in Floridsdorf und in der Donaustadt. 

Gleichzeitig wissen wir, dass das nach sich zieht, dass Betten reduziert werden müssen auf der römischen Seite Wiens, wenn man das so formulieren will. Und das zieht nach sich, dass dies auch so durchgeführt wird. Wie das im Konkreten dann in jedem einzelnen Spital ausschaut, ist eine Sache, von der ich überzeugt bin, dass sie zunächst und zuallererst auch mit dem Personal diskutiert werden muss. 

Wenn es – Patientinnen kann man in dem gegenständlichen Fall ja nicht sagen, das wäre ja falsch–, wenn es Mütter, ohne dass es zu einem winzigen Problem gekommen wäre, aus der Geburtenklinik in Nussdorf in die Semmelweisklinik geschafft haben, dann bin ich überzeugt davon, dass dies auch woandershin gehen würde, sei es Wilhelminenspital, sei es Rudolfstiftung, sei es selbstverständlich auch Floridsdorf. 

Diese Entscheidung, was hier zu machen ist, steht an, die wird zu treffen sein, aber ich kann Sie nur bitten, nachdem wir, wie ich weiß, wie ich gehört habe, wie ich wiederholt von Ihnen auch gehört habe, im Grundprinzip übereinstimmen, uns erstens die Chance zu geben, mit dem Personal entsprechende Gespräche führen zu können, natürlich auch mit dem Bezirk, und uns zum Zweiten eher zu unterstützen in dieser Richtung hin. Denn wir alle wissen, dass dies der einzige Weg ist, um unter besseren Rahmenbedingungen der Spitalsökonomie, als das heute der Fall ist, zu einer vernünftigen und zukunftsweisenden Lösung hier in Wien zu kommen. Also ich bitte, dass wir hier gemeinsam den Weg der Vernunft gehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Als Nächste Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Es ist für uns alle eindeutig, dass der Herr Dr Marhold als der Beste von den Besten ausersehen wurde für diese Funktion. Also wir hoffen alle, dass sich im Krankenanstaltenverbund jetzt etliches schnell ändern wird. 

Meine Frage an Sie ist: Warum ist von beiden Seiten eine Kündigungsfrist von 18 Monaten vorgegeben, das heißt vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer? Das ist weder in der Wirtschaft üblich noch ist es mir logisch ganz nachzuvollziehen. Warum will Dr Marhold, wenn er so geeignet ist dafür, gekündigt werden oder kündigen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! 

Es tritt da der seltene Fall ein, dass ich mich leicht überfordert fühle. Das passiert mir normalerweise nicht, aber ich bitte wirklich um Verständnis dafür, dass Details des Vertrages, von denen Sie hier berichten und die ich nicht verhandelt habe, mir auch nicht so besonders geläufig sind. Es tut mir Leid, ich kann Ihnen diese Frage nicht beantworten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben mir eingangs eine sehr allgemeine Antwort gegeben, nicht zuletzt mit dem Hinweis auf Vertraulichkeit. Ich habe Ihnen auch etwas allgemein geantwortet, aber nachdem Sie da etwas in den Raum gestellt haben, möchte ich das vielleicht ein bisschen konkretisieren. 

Wenn hier ein Auswahlverfahren gemacht wird, bei dem 80 Bewerber sind, und wenn wir wissen, dass der Herr Generaldirektor Dr Marhold ein sehr guter Arzt ist, der eine sehr gute ärztliche Ausbildung hat – unter anderem hat er auch ein akademisches Diplom für Krankenhausmanagement; da muss ich allerdings dazusagen, dass er es beibringen musste, damit er Direktor der Rudolfstiftung wird; ohne das wäre er es an sich nicht geworden –, genügen diese Voraussetzungen, um zu beweisen, dass er unter anderen 80 Bewerbern der Beste ist? Ich glaube es doch nicht, da müssen sicherlich noch andere Gründe sein. Ich möchte es ein bisschen konkretisieren: Es wird daran gedacht, dass vielleicht seine Tätigkeit als stellvertretender Gewerkschaftsvorsitzender der Hauptgruppe II auch ein Grund ist (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist lange her!) oder auch die Zugehörigkeit zu einer bestimmten politischen Partei. 

Unabhängig davon möchte ich als letzte Frage auch zu seinem Vertrag noch einmal etwas nachfragen. Er ist ja berechtigt, 10 Stunden ärztliche Tätigkeit in seiner Privatordination durchzuführen. Ich glaube, dass das kein sehr guter Vertrag ist, denn bei einem Arzt und genau bei einem Frauenarzt und Facharzt für Frauenheilkunde wird es sicherlich das eine oder andere Mal vorkommen, dass er sich länger und mehrfach um den Patienten bemühen muss und doch die Gefahr gegeben ist, dass entweder der Patient darunter leidet – oder in dem Fall eine Patientin – oder seine Tätigkeit als Generaldirektor. 

Meine Frage ist: Wie sehen Sie das, dass es in dem Vertrag die Möglichkeit gibt, dass er 10 Stunden seine Privatordination betreiben kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zur Sachfrage zunächst: Wie wir alle wissen, sind das befristete Verträge. Es ist auch zumindest kritisch angemerkt worden, dass wechselseitiges Kündigungsrecht nach 18 Monaten besteht. Es besteht also die Möglichkeit, dass nach einer entsprechenden Frist – das ist das Wesen von befristeten Verträgen – der Herr Generaldirektor Marhold aus seiner Funktion wieder ausscheidet und gemäß dem Rückkehrrecht in das Krankenhaus zurückkehrt. 

Ich darf Sie bitten, nur kurz innezuhalten und darüber nachzudenken, was jemand, der auch als Operateur tätig ist, schon in einer Zeit von zwei Jahren, drei Jahren oder gar fünf Jahren an Entwicklungen, gerade auch in der Operationstechnik, versäumen kann oder auch nicht. Ich sage Ihnen das auch aus einer sehr persönlichen Erfahrung heraus. Denn da ich weiß, was sich in dem Wissenschaftsbereich, in dem ich in meinem früheren Job tätig gewesen bin, in der Zeit, seit ich nicht mehr dort bin, verändert hat, aber in Wirklichkeit schon nach drei Jahren verändert hat, sodass ich froh bin, wenn ich noch ein bisschen verstehe, worüber die alten Kollegen miteinander reden, halte ich es für vernünftig, dass vor dem Hintergrund dessen, dass Herr Dr Marhold sich unter Umständen nach Ablaufen oder einer Nichtverlängerung des Vertrages sein Brot wieder in dem Job verdienen muss, aus dem er herkommt, er durchaus die Chance haben soll, auf dem aktuellen Stand des Wissens in der Operationstechnik zu sein. Ich halte es für vernünftig, dass dies auch entsprechend möglich ist.

Was jetzt das Zweite betrifft: Herr Gemeinderat, seien Sie mir bitte nicht bös. Da findet ein Assessmentverfahren statt, da findet ein Hearing statt, also all das, womit man sich bemüht hat, den Vorwürfen der Nichtobjektivität entgegenzutreten. Es war nicht zuletzt Ihre Fraktion, die das angeregt hat, und wir sind diesen Anregungen auch nachgekommen. Ganz im Gegensatz zu anderen politischen Bereichen und – ich sage es auch da ganz offen – im Gegensatz zu Bestellungen, die in Entscheidungen liegen, wo Sie seit fünf Jahren in der Regierung sitzen. Nun kommt eine international renommierte Firma wie Neumann und trifft eine Entscheidung, gibt eine Empfehlung ab. Im Hearing gibt es dieselbe Empfehlung. 

Und jetzt wollen Sie allen Ernstes hier hergehen und sagen, den soll man nicht bestellen, denn der ist SPÖ-Mitglied? Das kann es ja nicht wirklich sein! Es tut mir Leid. Ich bin nicht bereit zu akzeptieren, dass jemand, der gemäß den Vorgaben, die erstellt wurden, von einer unabhängigen internationalen Beratungsfirma und von dem Hearing her empfohlen wird, nur weil er SPÖ-Mitglied ist, jetzt diese Funktion nicht haben darf. Dann legen Sie verfassungsmäßig fest: SPÖ-Mitglieder dürfen in dieser Republik nichts mehr werden! Das findet mit uns nicht statt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 00350-2005/0001 - KSP/GM). Diese ist von Frau GRin Petrides an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet worden: Was hat die Stadt Wien nach der verheerenden Erdbeben- und Flutkatastrophe in Südostasien unternommen, um den betroffenen Österreicherinnen und Österreichern bzw den in der Krisenregion lebenden Menschen zu helfen?
Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr verehrte Frau Kollegin!

Sie fragen mich nach den Maßnahmen, die die Stadt nach dieser schrecklichen Erdbeben- und Flutkatastrophe in Südostasien sowohl für die betroffenen Wienerinnen und Wiener als auch für die in der Krisenregion lebenden Menschen gesetzt hat. 

Ich darf vielleicht vorweg anmerken, dass wir natürlich alle, als wir von dieser Katastrophe gehört haben, sehr, sehr betroffen waren und versucht haben, so rasch und so effizient wie möglich Hilfe zu organisieren und dass diese Hilfe sich sowohl auf die Wienerinnen und Wiener, Österreicher und Österreicherinnen – bei solchen Katastrophen kann es ja keinerlei Unterscheidung geben – bezogen hat, die vor Ort betroffen waren, auf die bedauernswerten Opfer, die ums Leben gekommen sind, auf deren Angehörige, auf Menschen, die an Leib und Seele zu Schaden gekommen sind, aber natürlich auch auf die bedauernswerten Menschen, die in ohnehin sehr armen Regionen dieser Welt leben und jetzt noch zusätzlich von der Naturkatastrophe betroffen sind.

Ich darf aber auch vorweg anmerken, dass ich sehr, sehr positiv beeindruckt war, dass nach dieser entsetzlichen Welle der Katastrophen eine sehr schöne Welle der Hilfsbereitschaft eingesetzt hat. Ich möchte in dieser Runde auch sagen, dass ich wirklich sehr bewegt war von dem unglaublichen Engagement und der unglaublichen Hilfsbereitschaft der Wienerinnen und Wiener, aber auch ganz besonders von der Hilfsbereitschaft der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unseres Hauses. Ich möchte das in dieser Runde des Gemeinderates auch einmal ganz offiziell sagen. Es haben sowohl die Wienerinnen und Wiener als auch ganz besonders die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unseres Hauses sehr spontan mit ganz großem Herzen und ganz großem Engagement reagiert und versucht zu helfen, wo immer sie können. 

Natürlich haben wir seitens der Stadt Wien sofort unsere dafür zuständigen Einrichtungen in Gang gesetzt. Das ist eben unsere Einrichtung für Krisenmanagement und Sofortmaßnahmen und die Akutbetreuung. Wir haben eine Reihe von Maßnahmen gesetzt, die damit begonnen haben, dass wir eine Hotline eingerichtet haben, weil es ja sehr viele verunsicherte Angehörige gegeben hat, dass wir die Zurückkehrenden in Schwechat draußen am Flughafen mit der Wiener Rettung in Empfang genommen haben und dort sofort versorgt haben beziehungsweise auch einige davon in Spitäler bringen mussten, entweder mit der Wiener Rettung oder zum Teil auch mit unseren Hubschraubern, die die Stadt Wien ja gemeinsam mit Niederösterreich finanziert. Wir haben auch sehr spontan medizinische Hilfe vor Ort angeboten. Es ist auch ein Flugzeug mit Sanitätern und Sanitäterinnen der Wiener Rettung in das Krisengebiet geflogen. Wir haben vor Ort Ärzte und Ärztinnen, mit denen wir auch laufend in Kontakt waren, die uns eben gesagt haben, welche Maßnahmen notwendig sind. Wir haben mit den ersten spontanen finanziellen Unterstützungen das hinuntergeschickt, was, wie wir alle wissen, so dringend notwendig gewesen ist, nämlich Trinkwasseraufbereitungsanlagen. Es hat eine Reihe von Maßnahmen gegeben, wo das gesammelt wurde, was am dringendsten notwendig ist, schlicht und einfach Geld, finanzielle Unterstützung. So ist zum Beispiel – aber das wissen Sie ja aus den Medien – am Silvesterpfad, der natürlich stattgefunden hat, denn das neue Jahr ist ja trotzdem willkommen geheißen worden, wenn auch etwas besinnlicher – der Herr Bürgermeister hat sofort veranlasst, dass das Feuerwerk nicht stattfindet, stattdessen ist dieses Geld gespendet worden –, auch gesammelt 
worden, und es ist eine wirklich beträchtliche Summe dort zusammengekommen. Ich glaube, es waren über 85 000 EUR, die ebenfalls für Projekte in Sri Lanka, Indonesien und Südindien verwendet werden. 

Was mir persönlich wichtig ist – und diese beiden Bemerkungen als Beantwortung Ihrer Frage jetzt zum Schluss –, ist, dass wir uns auch sehr bemüht haben, auch die Verletzungen der Seele, die viele Opfer oder Angehörige erlitten haben, nicht zu vernachlässigen. Wir haben sofort veranlasst, dass der Psychosoziale Dienst hier mit seinen Notmaßnahmen in guter Zusammenarbeit mit anderen tätig wird. Wie überhaupt das alles natür-
lich nur in Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und Dienststellen möglich war. Auch der Psychosoziale Dienst hat hier mit anderen zusammengearbeitet, unter anderem mit ESRA, einer Einrichtung der jüdischen Gemeinde in Wien, die aus, wie wir wissen, leider sehr traurigen historischen Gründen mit Fragen der Traumabewältigung sehr viel Erfahrung hat. Der Psychosoziale Dienst hat eben unteren anderem in Zusammenarbeit mit ESRA auch psychische Hilfe angeboten. Wir alle wissen, dass Traumata oft erst später auftauchen und sehr schwer zu bewältigen sind, und die dürfen wir nicht vernachlässigen. 

Die allerletzte Bemerkung ist, dass die vorher von mir angesprochene Spendenbereitschaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien sich ganz konkret in vielen, vielen Einzelinitiativen niedergeschlagen hat. Neben jenen Ärzten, die eigentlich zufällig auf Urlaub im Katastrophengebiet waren und dann dort geblieben sind und sofort Unterstützung und medizinische Versorgung organisiert haben, bedanke ich mich auch bei der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, die sich da organisatorisch und finanziell beteiligt hat. Mit diesen Unterstützungen hat es Initiativen gegeben wie zum Beispiel von Pflegern und Pflegerinnen des OWS, die ein Solidaritätskonzert, eine Charity organisiert haben, oder aber auch die Feuerwehr-Fußballer vom PSV Team für Wien, die ein Spiel gegen Rapid Wien zugunsten unserer Projekte gemacht haben, oder aber auch der Feuerwehrball, der heuer stattfinden wird und dessen gesamter Erlös auch wieder für die Unterstützung und Hilfe in den Krisengebieten vor Ort verwendet werden wird. Wir wissen, dass da eben eine beträchtliche Summe für diese Zwecke zusammenkommt.

Ich darf diese Gelegenheit auch nutzen, mich wirklich bei allen für die ausgezeichnete Unterstützung und Kooperation zu bedanken, vor allem bei den Damen und Herren des Roten Kreuzes und des Arbeiter-Samariter-Bundes. Ganz besonders bedanke ich mich bei den beiden Herren, die in der Stadt Wien wirklich praktisch rund um die Uhr und Tag und Nacht aktiv waren, um zu unterstützen, bei Mag°Keri von unserem Krisenmanagement und bei Dr Kaff, dem Chefarzt der Wiener Rettung, die wirklich bis zur Selbstaufopferung für die anderen gearbeitet haben und ganz tolle Leistungen erbracht haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Erstens möchte ich mich hundertprozentig Ihren Ausführungen anschließen, was diese auch in Österreich wirklich über alle Grenzen hinausgehende Welle der Betroffenheit, aber auch die Hilfsbereitschaft betrifft. Heute im Morgenjournal habe ich gehört, dass, ich glaube, 27 Millionen EUR für Nachbar in Not gespendet wurden. Und wenn man den Begriff “Nachbar“ auch auf Menschen in Südostasien bezieht, so kann man, glaube ich, wenn man das Schreckliche beiseite lässt oder jetzt überwindet, zu einer neuen Welle kommen. 

Die Bundesländer und die Bundesregierung haben eine gemeinsame Finanzzusage von rund 50 Million-en EUR gegeben. Das ist auch ein großer Kredit in dem Sinne: Wird dieses Geld a) auch wirklich eingesetzt, b) wird es sinnvoll eingesetzt? Was nicht so einfach ist. Also man kann mit viel Geld und auch mit gutem Willen Kritisches machen. Da wird in einigen Jahren zu Recht von sehr vielen Menschen, die gespendet haben, die keine Möglichkeit haben, das zu beeinflussen, sehr genau hingeschaut werden. 

Ich habe jetzt ein bisserl auf der vom Bundeskanzleramt eingerichteten Stelle recherchiert. Da habe ich, was die Stadt Wien betrifft, ein Projekt in Sri Lanka gefunden. Können Sie ein bisschen genauer, so weit es möglich ist, skizzieren, welche konkreten Aufbauprojekte von der Stadt Wien ins Auge gefasst werden. Und vielleicht können Sie auch in Aussicht stellen – weil das vielleicht vom Umfang her zu lange dauern würde –, zu welchem Zeitpunkt man sagen kann, wir geben jetzt einmal einen Zwischenbericht, um den vielen, die uns fragen, was da eigentlich mit dem Geld genau geschieht, in gewisser Weise Rechenschaft geben zu können, weil es um Steuermittel geht und weil es – ich füge es noch einmal hinzu – nicht einfach ist, so ohne weiteres in dieser Region tätig zu werden. 

Also, welche konkreten Projekte, außer dem Sri-Lanka-Projekt, das zu unterstützen ist, sind begonnen? Und wann halten Sie es für einen vernünftigen Zeitpunkt – sei es hier im Gemeinderat, sei es schriftlich, sei es im zuständigen Ausschuss –, einen Zwischenbericht abzuliefern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir von dem ersten Schritt der Akuthilfe jetzt zu dem Schritt kommen, was an Wiederaufbau notwendig ist. Ich stimme Ihnen zu, dass das nicht ganz so einfach ist, denn ich glaube, dass der Begriff, um den sich beim Wiederaufbau alles drehen muss, der Begriff der Nachhaltigkeit ist. Dieser Begriff der Nachhaltigkeit, den würde ich gerne auf viele andere Dinge auch ausweiten, etwa auch auf die Nachhaltigkeit der Betroffenheit. 

Es ist zwar sehr, sehr traurig, dass es so einer Katastrophe bedarf, aber dass nun darüber diskutiert wird, dass neben so einer entsetzlichen Flutkatastrophe, die so viele Menschenleben fordert – was, wie ich lese, ich bin da keine Expertin, alle 150 Jahre passiert –, die ungerechte Verteilung von Gütern, Grund und Boden und Einkommen auf dieser Welt sehr viel mehr Menschen, und zwar alltäglich – und ich verwende dieses im dem Zusammenhang schlimme Wort hier sehr bewusst – passiert, dass nun also auch darüber diskutiert wird, ist für mich auch ein Teil dieser Nachhaltigkeit. 

Ich hoffe, dass die Diskussion, die jetzt über die armen Regionen der Welt begonnen hat und die zum Teil sehr konkret ist, wenn wir zum Beispiel den beschämend geringen Anteil an Entwicklungshilfe, die ein so reiches Land wie Österreich leistet, betrachten, dann erhoffe ich mir doch auch hier Veränderungen, und ich erhoffe mir, dass die Nachhaltigkeit der Diskussion auch in diesem Zusammenhang gegeben ist. 

Aber jetzt im engeren Sinn zum Begriff der Nachhaltigkeit. Ich halte es für eine sehr gute Idee, dass unser Herr Bürgermeister bei der Sitzung im Bundeskanzleramt, wo es darum gegangen ist, die Wiederaufbaumaßnahmen zu koordinieren, vorgeschlagen hat, dass jedes Bundesland sich konkret ein Projekt oder mehrere Projekte vornimmt. Wir sind gerade dabei zu prüfen, was es hier alles an Projekten gibt, weil es eben, wie Sie richtig gesagt haben, unter anderem auch auf Grund politischer Rahmenbedingungen nicht immer einfach ist, hier auch sehr positive und nachhaltige Hilfe zu leisten. 

Die konkretesten Projekte haben Sie zum Teil schon erwähnt. Das ist das Schulprojekt in Sri Lanka, aber auch ein zweites Projekt, nämlich das Projekt Women's Cooperation, das auch im Zusammenarbeit mit diesem Schulprojekt steht und das mir als Frauenprojekt natürlich besonders wichtig ist. Dabei geht es darum, Frauen auch Ausbildungen und Arbeitsmöglichkeiten zu geben, was wohl die sinnvollste Art von Nachhaltigkeit ist, weil eben hier Frauen dann die Möglichkeit bekommen, sich selber zu erhalten.

Das heißt, bei diesen beiden Projekten ist es schon konkret, dass sich die Stadt Wien ihrer annehmen wird, bei anderen sind wir noch in Absprache, Kooperation und Zusammenarbeit mit vielen Organisationen. Für mich gilt ein Grundprinzip: Sinn macht es nur dann, wenn es vor Ort vertrauenswürdige, mit den lokalen Gegebenheiten vertraute Partner und Partnerinnen gibt, denn ich glaube, es macht wenig Sinn, da mit so einem eurozentristischen Zugang zu sagen, wir helfen jetzt aus unserer Sicht, sondern es ist notwendig, die Verhältnisse vor Ort zu kennen, zu respektieren, die Bedürfnisse der Menschen vor Ort zu kennen und zu respektieren. In diesem Sinne sollen auch weitere Projekte ausgewählt werden. Bei dem Projekt der One World Foundation und dem zweiten Projekt, der Women's Cooperation, wissen wir, dass das der Fall ist, bei anderen muss es erst angeschaut werden und koordiniert und gemeinsam geleitet werden. 

Aber es ist sicher auch notwendig, dann, wenn es so weit ist, nicht nur in dieser Runde, sondern auch öffentlich darüber auch zu berichten, denn, wie du richtig sagst, die Wiener und Wienerinnen, die da mit großem Herzen gespendet haben, haben auch ein Recht zu wissen, was sozusagen aus ihrem Geld wird. Ich bitte aber um Verständnis, dass ich mich da jetzt nicht auf zwei Monate, drei Monate, vier Monate festlegen möchte, aber ganz hundertprozentig garantiert ist, dass darüber berichtet wird, dass auch öffentlich Rechenschaft gelegt wird, weil die Menschen sich das wirklich verdient haben und weil es die Voraussetzung dafür ist, dass sie das nächste Mal, wenn es notwendig ist, wieder ihr Geldbörsel öffnen, wenn sie jetzt wissen, was aus ihrem Geld geworden ist. Da bin ich hundertprozentig bei dir.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Dass wir hier alle einer Meinung sind, glaube ich, brauche ich da nicht zu betonen. Auch im Hinblick auf diese fürchterliche Flutkatastrophe vom 26.12.2004 wis-sen wir beide ja sehr gut, dass Wien mit der Organisation der Helfer Wiens vorgesorgt hat und dass das eine ganz tolle Sache ist.

Leider Gottes gibt es neue internationale Bedrohungsszenarien. Wie weit ist hier in Wien auch daran gedacht, sich darauf vorzubereiten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, dass wir mit den Einrichtungen, die wir haben, so weit man überhaupt auf eine Katastrophe vorbereitet sein kann, das gut sind. Ich mache diese Relativierung deswegen, weil wir gerade in den vergangenen Jahren Beispiele erleben mussten, die gezeigt haben, dass es unglaublich wichtig ist, gut vorbereitet zu sein, dass wir als Verantwortliche – das soll jetzt keine Panikmache sein, ganz im Gegenteil – uns aber dessen bewusst sein müssen, dass es Jahrhundert- oder Jahrtausendkatastrophen gibt – und eine davon haben wir erlebt –, bei denen in Wirklichkeit dann jedes noch so gute Management schlicht – ich will nicht sagen, hilflos ist, das stimmt ganz sicher nicht –,aber vor sehr, sehr großen Schwierigkeiten steht. Der 11. September war eine andere Katastrophe dieses Ausmaßes, wenn auch leider durch Menschenhand und nicht durch Naturereignisse. 

Wir haben da ja auch bei den Helfern Wiens darüber diskutiert, gerade aus Sicht der Feuerwehr und der Rettung, dass das Dinge sind, wo man wohl nicht bis zum letzten Einsatz auch darauf vorbereitet sein kann, aber das alles heißt natürlich nicht, dass man sich zurücklehnt, sondern ganz im Gegenteil. Wir müssen hier so gut wie möglich vorbereitet sein, und gerade, weil Sie die Helfer Wiens angesprochen haben, können wir beide, so glaube ich, auch mit gutem Gewissen sagen, die Stadt Wien ist es. Wir haben im Rahmen unserer Strukturen mit unserem Krisenmanagement und mit dem Sofort-maßnahmenstab eine ausgezeichnet funktionierende Einrichtung, die ihr gutes Funktionieren jetzt wirklich be-wiesen hat. Wir haben auch gemeinsam an einem neuen Gesetz gearbeitet, das die besten und modernsten gesetzlichen Rahmenbedingungen zum Thema Katastrophemanagement bietet, und wir haben nicht zuletzt ausgezeichnete Einrichtungen – Feuerwehr, Rettung –, die eben auch in diesem Zusammenhang wieder bewiesen haben, dass sie absolut mit den modernsten sowohl organisatorischen als auch technischen Voraussetzungen ausgestattet sind.

Aber ich glaube, das Allerwichtigste haben Sie selber schon angesprochen, nämlich Einrichtungen wie die Helfer Wiens oder den K-Kreis, die eine ganz besondere Qualität haben, die keine Selbstverständlichkeit ist, nämlich in Wien arbeiten alle Hilfs- und Einsatzorganisationen sehr, sehr gut und partnerschaftlich zusammen. Ich glaube, das ist eine ganz wichtige Voraussetzung, dass es da keine Eifersüchteleien, keine Streitereien, keine Diskussionen im Notfall gibt: Ihr, Polizei und Bundesheer, seid eine Bundeseinrichtung, wir, Rettung und Feuerwehr, sind Land. Da ist das alles egal. Wenn es darum geht zu helfen, arbeiten alle gut zusammen. Das kann aber nur funktionieren, wenn auch in den Zeiten dazwischen die Zusammenarbeit klappt. Da haben wir, glaube ich, mit den von Ihnen angesprochenen Einrichtungen eine sehr, sehr gute Basis, und ich bin auch wirklich sehr stolz darauf, dass diese Kooperation so gut funktioniert. 

Also ich glaube, mit gutem Gewissen und ehrlichen Herzens hier sagen zu können, dass wir gut vorbereitet sind, aber mit noch viel größerem Herzen hoffe ich, dass wir sie nie brauchen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin Schöfnagel, bitte.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Mit Freude habe ich zur Kenntnis genommen, dass Sie das extra erwähnt haben, dass das Feuerwerk am Silvesterpfad zu Gunsten der Opfer abgesagt wurde. Ihr Parteiobmann Gusenbauer hat ja auch gemeint, wir sollen im Zuge des nächsten Jahres bei den Feierlichkeiten sparsam und wirtschaftlich umgehen, damit wir für diese Katastrophe etwas mehr Geld zur Verfügung stellen können. Die Gemeinde Wien hat jetzt vorgeschlagen, für die Feierlichkeiten im Jahre 2005 4,7 Millionen EUR zur Verfügung zu stellen. Ich frage Sie: Wäre es nicht sinnvoll, einen Teil dieses Geldes sparsamer oder besser einzusetzen, also bei den Feierlichkeiten zu sparen, und Geld aus diesem Topf lieber den Opfern in Südostasien zugute kommen zu lassen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also ich denke, dass die Stadt Wien eigentlich in vielen Bereichen selbst sehr sparsam und effizient arbeitet und sich auch dafür einsetzt, dass in anderen Bereichen sehr sparsam und effizient gearbeitet wird. Ich darf nur in Erinnerung rufen, dass es unser Herr Bürgermeister war, der sich sehr spontan und sehr engagiert eingemengt hat in die Diskussion über Maßnahmen, die auf Bundesebene geplant waren – ich will gar nicht sagen, seitens der Bundesregierung; ob die da persönlich involviert waren, kann ich gar nicht beurteilen, aber es waren Maßnahmen, die auf Bundesebene geplant waren –, wo man den Wienern und Wienerinnen so eine Art Spektakel in Erinnerung an den schrecklichen Krieg und die schrecklichen Zeiten präsentieren wollte. Und es war unser Herr Bürgermeister, der sich hier eingesetzt hat und gemeint hat: Gedenken und bedenken ja – Spektakel nein! 

Und genau das, glaube ich, ist auch die Linie, die wir mit den vielen Veranstaltungen, die es seitens der Stadt Wien gibt, einhalten, und ich halte es schon für sehr, sehr notwendig, dass wir uns auch als Stadt Wien gerade als die Stadt des Sozialen, die Stadt des Miteinanders, die Stadt der Kultur auch in dieses Ge- und Bedenkjahr einbringen. Denn es gibt Katastrophen, die von der Natur gemacht sind, es gibt aber auch Katastrophen, die von Menschen gemacht waren, und die sollen wir auch nicht vergessen.

Ich war sehr erschüttert – wenn ich vielleicht diese persönliche Bemerkung machen darf –, dass vor einigen Tagen in Deutschland eine parlamentarische Sitzung abgebrochen werden musste, weil dort drinnen eine Partei vertreten war, die sich geweigert hat, an einer Gedenkminute für die Naziopfer teilzunehmen. Das erinnert mich an eine Katastrophe, die es in unserer Geschichte gegeben hat, der Hunderttausende, der Millionen zum Opfer gefallen sind, und die von Menschen gemacht war. Ich glaube daher, wir alle sollen dieses Gedenk- und Bedenkjahr dafür nützen, dafür zu sorgen, dass es zumindest dort, wo wir Menschen Einfluss nehmen können, zu keinen Katastrophen kommt. 

In diesem Sinne sind auch die Aktivitäten der Stadt Wien geplant, und in diesem Sinne glaube ich, dass jeder Cent gut eingesetzt ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Zusatzfrage: Frau GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es wurde die Hotline schon angesprochen, daher meine Frage: Welche Aufgabe hat die Hotline während der Maßnahmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Hotline war zu Beginn unser Koordinationsinstrument und war natürlich ein Instrument der Auskunft und Information. Gegen Ende der Maßnahmen, also nachdem die wirklichen Akutmaßnahmen sich ein bisschen umgewandelt haben in Richtung Betreuung der Angehörigen und Betreuung der Opfer, hat die Hotline eine sehr, sehr breite Aufgabe bekommen. Wir haben hier rechtliche Beratung angeboten, wir haben versucht, so als Netzwerk zu dienen, dass Menschen, die Unterstützung brauchen, sich eben dorthin wenden können und dann auch entsprechend an Spezialisten und Spezialistinnen weitergewiesen werden – ESRA habe ich schon erwähnt, diese Einrichtung, die sich eben ganz besonders mit Traumaarbeit befasst – und die Hotline hat auch von sich aus – und ich glaube, das war eine sehr, sehr gute und wichtige Aktion – jene Listen von Vermissten, die wir bekommen haben, durchtelefoniert, um festzustellen, ob vielleicht manche dieser Menschen mittlerweile aufgetaucht sind oder ob die Angehörigen mittlerweile mit ihnen Kontakt aufgenommen haben. Es ist immerhin gelungen, innerhalb weniger Tage die Vermisstenanzahl um fast 40 zu senken und damit – so schlimm es auch ist, dass es immer noch so viele vermisste Wiener und Wienerinnen gibt – doch die Dimension etwas zu verkleinern. 

Das heißt, es war sowohl eine Aufgabe der Information und Beratung als auch eine Aufgabe der Vernetzung, aber die Hotline hat sich auch aktiv an die Menschen gewandt und hat hier versucht zu helfen und zu unterstützen. Ich möchte mich noch einmal ganz besonders bei all den Damen und Herren der Akutbetreuung und des Krisenmanagements bedanken, die da wirklich sehr, sehr gute Arbeit geleistet haben. Ich bin sehr stolz auf diese Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Ich kommen zur 4. Anfrage (FSP - 00347-2005/0001 - KGR/GM). Sie ist von Frau GRin Cordon an die Frau Vizebürgermeister gerichtet: Im letzten Jahr haben die Wiener Grünen einen Antrag gestellt, in der Hauptbücherei bei der Internetgalerie die dort vorherrschenden Probleme mit Hilfe des Integrativen Jugend- und Kulturvereins Echo zu lösen. Ihrem im August 2004 gefertigten Bericht zufolge hat der Verein Echo an einem bedarfsorientierten Konzept gearbeitet. Der Verein Echo wird von der Stadt Wien nicht mehr subventioniert, wie wir alle gut in Erinnerung haben, und wird daher diese Aufgabe vermutlich nicht mehr übernehmen können. Welche Organisation oder welcher Verein wird zukünftig mit dieser Aufgabe betraut werden?
Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie fragen, welche Organisation oder welcher Verein künftig mit der Aufgabe betraut werden soll, in der Hauptbücherei die Internetgalerie zu betreuen. Ich darf Ihnen sagen, ich bin sehr, sehr stolz darauf, dass es mit diesem Standort gelungen ist, viele Menschen neu anzusprechen, in die Bücherei zu kommen. Das vielfältige Angebot eröffnet das, macht das möglich. Auch die Internetgalerie ist nach anfänglichen Schwierigkeiten, die es gegeben hat, weil der Andrang so groß war, in der Zwischenzeit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – auch durch Ergänzungen, die wir beim Personal vorgenommen haben – zu einem Normalbetrieb geworden. Es ist dies vor allem eine Bücherei und unterscheidet sich damit deutlich von anderen Einrichtungen dieser Stadt, und auch die Jugendlichen, die dorthin kommen, und zwar ganz egal, welche Jugendlichen es sind – wie Sie wissen, machen wir keinen Unterschied –, die nutzen die Bücherei mit dem Angebot, das sie bietet, einerseits was die Medien betrifft, andererseits was die Bücher betrifft und auch was die Möglichkeit betrifft, im Internet zu arbeiten, zu surfen oder Informationen aus diesem zu beziehen. 

Es ist so, dass, wie von der Frau StRin Wehsely und uns allen gemeinsam geplant, dort auch insofern Rücksicht genommen wurde auf die sprachlichen Erfordernisse, dass vom Personal her auch mehrsprachige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter da sind, sodass die eine oder andere Frage auch in der Muttersprache beantwortet werden kann, wenn es notwendig ist. Im Grunde genommen gibt es aber keine Probleme. Ganz im Gegenteil, es ist erfreulich, dass der Andrang noch immer so groß ist, aber dass die Bewältigung dieses Andranges – der ja grundsätzlich von uns gewünscht wurde, denn sonst hätte man das Ding nicht bauen müssen – nun tatsächlich auch so gehandhabt werden kann, wie das im Normalbetrieb nötig ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte die 1. Zu-satzfrage.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Das, was Sie hier sagen, deckt sich nicht ganz mit dem, was das Personal vor Ort sagt, und es deckt sich auch leider nicht mit dem, was im Internetgästeforum steht, und zwar bis in die letzten Tagen. Gerade in der Internetgalerie gibt es Probleme nach wie vor. Es gibt sehr große Probleme, besonders für weibliche Besucher, die sich raufen müssen, um an einen PC zu kommen, die unter sexueller Belästigung leiden und die wirklich immer wieder Klagen erheben, dass es dort nur mit Rempeleien abgeht und dass es einfach durch zu wenig Betreuungspersonal möglich ist, dass es zu solchen Zuständen kommt. 

Ich frage Sie daher: Warum hat man seit einem halben Jahr da nichts unternommen und es ist immer noch zu wenig Personal? Ich weiß nicht, wo das Zusatzpersonal arbeitet, von dem Sie sprechen. Wie wollen Sie mit dieser Problematik umgehen, die wirklich vehement ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich nehme Ihre Meldung sehr ernst und werde noch einmal veranlassen, dass das, was Sie hier heute gesagt haben, überprüft wird. Es entspricht nicht den Informationen, über die ich verfüge. Das wundert mich ein bisschen. Wir haben erst letztes Mal festgestellt, dass nicht alles, was irgendwo geschrieben steht, dem entspricht, was man sagt. Sie haben das an eigenen Aussagen bemerken können. So gesehen denk ich mir, dass das auch zu überprüfen ist, was Sie hier heute sagen. Sollten wir feststellen, dass es hier tatsächlich Probleme gibt, und zwar Probleme, die über die normalen Schwierigkeiten, die es halt überall dort gibt, wo bei bestimmten Angeboten ein großer Andrang ist, und die den Betrieb einer Bücherei stören würden, dann werden wir uns selbstverständlich der Sache annehmen und meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden das dementsprechend in den Griff bekommen. 

Ich halte nur nichts von einer Vorgangsweise, die sozusagen ständig eine Situation wiederholt, die es am Anfang gegeben hat. Da stehe ich ja auch gar nicht an zu sagen, dass es da Probleme gegeben hat. Aber wenn es sich darum handeln sollte, dass Sie diese Situation wiederholen und diese sich aber in der Zwischenzeit verändert hat, dann muss man das auch zur Kenntnis nehmen, wenn es tatsächlich noch Schwierigkeiten gibt. Wobei ich vor allem den Vorwurf mit der sexuellen Belästigung sehr ernst nehme, denn das wundert mich, wenn das sozusagen nur in einem Internetforum abgehandelt wird, aber nicht dort, wo sexuelle Belästigung tatsächlich hingehört. Ich würde mich wundern, wenn dieser Vorwurf so stimmte, wie Sie ihn erheben, aber wir werden dem nachgehen. 

In diesem Sinne, denk ich mir, sollte man an die Sache auch herangehen, nämlich dafür zu sorgen, dass das Angebot, das die Stadt mit sehr, sehr viel Geld aus Steuernmitteln errichtet hat, das hervorragend angenommen und international beachtet wird, nicht dadurch schlechtgemacht wird, indem Meldungen auftauchen, die aus welchen Gründen auch immer dazu beitragen können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die nächste Zusatzfrage: Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! 

Meine Zusatzfrage bezieht sich in erster Linie auf das zukünftige Schicksal des Vereins “Echo“, der ja in der Internetgalerie eine Möglichkeit der weiteren Betätigung gehabt hätte und der in den letzten Jahren ja auch von der Stadt Wien sehr stark unterstützt wurde. Ist das Kapitel Verein “Echo“ für Sie erledigt oder sehen Sie eine Möglichkeit, seitens der Stadt zumindest das medienpädagogische Projekt der Zeitschrift weiter zu unterstützen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die Stadt Wien und auch ich persönlich waren im Laufe der letzten beiden Jahre vehement daran interessiert, “Echo“ in ein neues Konzept der Jugendarbeit einzubauen. Wir haben und ich persönlich habe mehrmals mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ich seit Jahren kenne, Gespräche geführt. Das Projekt “Echo“ ist ja eines, das aus dem Verein Jugendzentren herausgewachsen ist und damit sind sowohl der Herr Bülent als auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für mich keine Unbekannten. Frau StRin Brauner hat sich in ihrer vorherigen Verantwortung mit mir gemeinsam auch vehement darum bemüht. Wir haben persönliche Gespräche geführt und mit den Mitarbeitern eigentlich besprochen gehabt, dass ein neues Konzept erarbeitet wird, wobei unter Umständen ein Teil auch die Mitarbeit in der Bücherei gewesen wäre. 

Dieses Konzept ist nicht zustande gekommen, daher ist die Situation zurzeit so, dass es keine Subventionierung gibt, aber sowohl die Verantwortlichen als auch die MitarbeiterInnen von “Echo“ wissen, dass die Tür nicht zugeschlagen ist, ganz im Gegenteil, es eine Gesprächs-
bereitschaft gibt und es möglich ist, hier an gemeinsamen Kunstprojekten zu arbeiten, die, wenn sie vom Gemeinderat beschlossen werden, auch dementsprechend subventioniert werden können. Derzeit liegt das nicht vor. Ganz im Gegenteil. Der letzten Zeitschrift entnehme ich, dass man das Zeitschriftenprojekt weiterführt – mit welchen Mitteln auch immer, das entzieht sich meiner Kenntnis – und dass im Moment offensichtlich auch gar kein Bedarf besteht. Mir liegt jedenfalls kein aktuelles Ansuchen vor.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Wir finden es sehr gut, dass die Stadt Wien so eine große Bücherei hat, wir freuen uns auch sehr, dass die Bücherei von den Jugendlichen angenommen wird, wir glauben aber, dass es notwendig wäre, die Jugendlichen auch speziell durch geschultes Personal zu betreuen, vor allem auch die Internetbereiche. Es ist auch so, dass im Bereich der Sicherheit eine Person überfordert ist, noch dazu, wo es in der Bücherei ein sehr wertvolles Inventar gibt. Auch sonst ist die Situation der Bibliothekare personalmäßig angespannt. Das wird Ihnen der Herr Vorsitzende der Gewerkschaft Hundstorfer auch bestätigen können. 

Meine Frage lautet daher: Ist in den Bereichen Be-treuung der Jugendlichen, Sicherheit und Personal in der Bibliothek eine Personalaufstockung geplant?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Noch einmal: Zum Bereich der Betreuung der Jugendlichen denke ich mir, wir sollten Jugendliche auch im Büchereibetrieb als Kunden verstehen und nicht als besondere Exemplare, die besonders betreut werden müssen. Das ist mein grundsätzlicher Ansatz und mein grundsätzlicher Zugang. Wir haben im 12. Bezirk ja auch eine neue Zweigstelle mit besonderem Schwerpunkt für Jugendliche eröffnet, und auch dort ist der Ansatz: Man soll nicht so tun, als wäre das so etwas Besonderes. Jugendliche, Kinder sind wie alle anderen Kundinnen und Kunden in der Bibliothek, und für Bibliotheken und Bücherein gibt es ein eigenes Regelwerk, weil es dort ein eigenes Angebot gibt, und es ist ein ganz anderes Angebot, als es zum Beispiel die Jugendzentren der Stadt Wien haben. Also das sind zwei verschiedene Paar Schuhe, und so soll man es auch belassen. 

Ich bin sehr wohl der Meinung und da haben wir auch reagiert: Es gibt zusätzliches Personal im Bereich der Sicherheit. Und was die Personalstruktur insgesamt be-trifft, so ist gerade durch die... Soll ich ein bisschen warten mit der Beantwortung (GR Heinz-Christian Strache spricht mit GRin Heidrun Schmalenberg), damit Sie dem Herrn GR Strache zuhören können? (GR Heinz-Christian Strache: Nur eine kleine Bemerkung!) Ja, ich warte ja gerne. Geht’s wieder?

Ich meine, dass vor allem durch die technischen Möglichkeiten mit dem neuen System der Selbstverbuchung das Personal entlastet werden konnte. Auch die Sicherheitskontrollen erfolgen ja mehr oder weniger au-tomatisch. Sie wissen das ja, das brauche ich Ihnen nicht zu erklären, Sie sind ja Fachfrau auf diesem Gebiet. Daher meine ich, dass auch hier Kapazitäten frei geworden sind für das, was Bibliothekarinnen und Bibliothekare tun sollen, nämlich fachlich beraten, mit den Leuten unter Umständen ins Gespräch kommen. Und auch die Internetgalerie gehört zu diesem Medienangebot. Ich meine, dass wir im Moment sehr, sehr gut unterwegs sind. 

Wie gesagt, die Anmerkungen der Frau Gemeinderätin werde ich nochmals prüfen lassen, und dann sehen wir weiter.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Wir haben noch eine Zusatzfrage: Frau GRin Cordon.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sie betonen immer wieder, es ist keine Sozialeinrichtung. Das ist es natürlich nicht, aber es ist in einer problematischen Gegend. Es wird Gott sei Dank von vielen Jugendlichen angenommen, aber es entstehen sehr wohl Probleme, die sozialer Natur sind. Wie wollen Sie das in den Griff kriegen? Indem Sie ein Plakat hinhängen und sagen, wir sind keine Sozialeinrichtung, also benehmt euch wie in einer Bibliothek? Das wird es wahrscheinlich so nicht spielen.

Es gibt noch ein Problem, und das sieht man, wenn man sich dort etwas ausleihen will. Es kommt viel abhanden. Auch das ist ein Problem der Personalknappheit. Im Übrigen ist das Selbstverbuchungssystem sehr gut, das ist klar, aber es geht nicht für elektronische Medien, das wissen Sie sicher auch. Also das heißt, es ist immer noch Personal notwendig, um den Ausleihvorgang und den Rückgabevorgang durchzuführen. 

Was gedenken Sie zu tun, um diese Problematik in den Griff zu kriegen? Man kann immer wieder lesen, es hängt auch ein Zettel dort: So manche Medien sind unauffindbar. Es ist ein Problem, das weiß man auch in der Bücherei und sagt es dort auch. Wie wollen Sie damit umgehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Zuerst will ich einmal feststellen, dass ich nicht gesagt habe, dass eine Bücherei keine Sozialeinrichtung ist. Wollen wir Begriffe auseinanderhalten. Ich meine, dass Büchereien, Volksbildungseinrichtungen, Jugendzentren und vieles andere mehr, was wir in dieser Stadt haben, zur so genannten sozialen Infrastruktur gehören. Und Sozialkontakte entstehen überall, wo Menschen zusammen sind und miteinander zum Beispiel eine Bücherei besuchen. Das ist auch gut so. 

Was ich gemeint habe, ist, dass man nicht verwechseln soll die Aufgabenstellung, die zum Beispiel Jugendzentren haben als Jugendeinrichtung ganz spezieller Natur, mit der Aufgabenstellung, die eine Bücherei hat. Und ich glaube sehr wohl, und das weiß ich, dass auch Jugendliche, wenn man sie als gleichwertige Persönlichkeiten behandelt, selbstverständlich die Rahmenbedingungen und Verhaltensregeln beachten, die es in bestimmten Situationen gibt. Ob das eine Bücherei ist, ob das die U-Bahn ist, ob das ein Museum ist, ob das ein Theater ist – es gibt bestimmte Verhaltensregeln, die sozusagen Status quo sind, und dazu brauchen wir nicht fünf Personen mehr, die jeweils darauf hinweisen.

Und erlauben Sie mir doch auch die Anmerkung, dass es nicht immer nur Jugendliche sind, die man ab und zu auf Verhaltensregeln aufmerksam machen muss. Mir fallen viele Situationen ein, wo es die Erwachsenen sind, die sozusagen nicht gerade mit einem führenden Beispiel vorangehen und man sich im Nachhinein wundert, woher Jugendliche manche Verhaltensweisen übernommen haben. Daher wehre ich mich ganz bewusst dagegen, immer nur so zu tun, als wenn Jugendliche ein massives Problem wären.

Grundsätzlich gilt: Es gibt bestimmte Regeln, die für eine Bücherei gelten, das ist den Menschen dort auch bewusst. Wenn jemand diese Regeln missachtet, ganz egal, wer er ist, dann wird er vom dortigen Personal darauf aufmerksam gemacht werden. Und wenn Dinge wegkommen, dann ist das hintanzuhalten durch Maßnahmen, die wir schon gesetzt haben, vielleicht noch verstärken müssen, aber es wird unmöglich sein, zu jeder DVD und zu jeder Videokassette einen dazuzustellen, der sozusagen darauf aufpasst. Das halte ich schlichtweg für übertrieben, sondern ganz im Gegenteil, technische Mittel, die uns dabei helfen, sind gut, Maßnahmen, die man setzen kann, sind gut, aber die Tatsache, dass Dinge verschwinden, haben wir nicht nur in städtischen Büchereien, sondern insgesamt sollten wir vielleicht ein bisschen darüber nachdenken, wie wir das grundsätzlich hintanhalten können, und nicht so tun, als gäbe es dieses Problem nur in der Hauptbücherei.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP - 00348-2005/0003 - KVP/GM). Sie ist gerichtet von Herrn GR Mag Neuhuber an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr: Am 24. November 2004 haben Sie im Wiener Gemeinderat wörtlich über die Größe des geplanten Einkaufszentrums beim Ernst-Happel-Stadion gesagt: "Ich kann Ihnen sagen, die Nettoeinkaufsfläche wird sich von dem nicht wesentlich unterscheiden, was im Masterplan drinnen steht, nämlich die 8 000 m²." Die Projektbetreiber - Sie selbst waren bei der Projektvorstellung anwesend - scheinen sich aber nicht an die Vorgaben der Stadtplanung zu halten. Wie erklären Sie sich den Unterschied zu den nun bekannt gewordenen Vorstellungen über eine vorgesehene Einkaufsfläche von 21 000 m²?
Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zu Ihrer Anfrage darf ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Wir haben am 24. November eine ausführliche Diskussion zu diesem Thema gehabt, und bei dieser Diskussion habe ich unter anderem darauf verwiesen, dass wir uns an den Masterplan für diese Region, der im September 2003 beschlossen wurde, halten werden. Sie haben damals von 8 500 m² gesprochen. Ich habe die-
se Zahl aufgenommen. Tatsächlich sind im Masterplan 20 000 m² vorgesehen. Das Zentrum wird jetzt mit 21 000 m² Einkaufsfläche geplant und ist daher aus meiner Sicht sehr wohl im Rahmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat, ich möchte jetzt die ganze Vorgeschichte nicht wieder aufrollen, wir kennen sie ja beide. Aber Sie verleiten mich jetzt schon zu der konkreten Nachfrage – wir können beide, glaube ich, Zahlen lesen und auch dazugehörige Texte: Ist Ihrer Ansicht nach im städtebaulichen Leitbild für Messe, Prater, für das gegenständliche Grundstück wirklich eine Fläche, eine Verkaufsfläche, eine Einzelhandelsfläche, von 20 000 m² vorgesehen, oder bezieht sich diese Zahl vielleicht auf Büros und Einzelhandel?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich habe diesen Beschlusstext mit, ich habe auch die Beilage mit, und ich werde Ihnen das gleich sagen.

Sie haben es ja selber mehrfach in Diskussionen erwähnt, so in der Diskussion im September in diesem Gemeinderat, wo Sie damals auch von 20 000 m² gesprochen haben. – Einen kleinen Moment. Da ist eine Tabelle, und hier sind für die Fläche 9 20 000 m² BGS ausgewiesen, und da ist vorgesehen, dass insgesamt ein Mix auch mit Büros und Gastronomie zustande kommt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die nächste Zusatzfrage stellt die Frau GRin Trammer. Bitte.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ihr Amtsvorgänger, Planungsstadtrat Dr Görg der ÖVP, hat ja die Entstehung von großen Einkaufszentren immer gefördert. Ich denke da an die Millenniums-City, wir haben die SCN, wir haben ja auch den Gewerbepark Stadlau. Die Folge ist, also gerade im Bereich der Floridsdorfer Hauptstraße, ein massives Geschäftssterben und eine Abwanderung der Klein- und Mittelbetriebe. 

Jetzt verstehe ich schon den Sinneswandel der ÖVP ein wenig, sich auf die KMUs zu konzentrieren, weil ja auch die Wirtschaftskammerwahlen ins Haus stehen. Aber in Wahrheit stimmt es ja, dass diese großen Einkaufszentren eine enorme Abwanderung der Kaufkraft und ein Geschäftssterben verursachen.

Meine Frage ist jetzt an Sie: Was werden Sie als Planungsstadtrat tun, um diesem Negativbeispiel Floridsdorfer Hauptstraße, Entstehung von Wettbüros, Sexshops und dergleichen im Sinne des Stadtentwicklungsplanes und des Strategieplanes für Wien entgegenzuwirken?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, Frau Gemeinderätin, wir haben – Sie haben es schon erwähnt – im Stadtentwicklungsplan im Entwurf eine Reihe von Geschäftsstraßen jetzt identifiziert, die wir glauben, erhalten und fördern zu müssen. Wir haben im Rahmen der Wiener Bauordnung mehrere Bestimmungen, die uns das ermöglichen, unter anderem, dass wir es erleichtern, größere Formen von Geschäften auch in Einkaufsstraßen unterzubringen. Hier gibt es eine eigene Widmungskategorie, die in einer Studie schon vor mehreren Jahren dazu ausgearbeitet wurde, welche Einkaufsstraßen sich dafür eignen und welche Größenordnungen hier gewählt werden sollen. Die letzte Bauordnungsnovelle hat darauf Bezug genommen, und wir haben in der Mariahilfer Straße zum Beispiel darauf schon reagiert. 

Wir werden das im Zuge der Widmungen für die nächsten Geschäftsstraßen auch tun, sodass sichergestellt ist, dass das, was wirtschaftlich, betriebswirtschaftlich notwendig ist, nämlich sozusagen von 60-, 50-, 80-Quadratmeter-Geschäften zu größeren Formen, Quadratmeterformen, -flächen zu kommen, auch in bestehenden Geschäftsstraßen möglich ist. Denn davon auszugehen, dass auch künftig in kleinen Geschäftslokalen das passiert, was in Großeinheiten passiert, nämlich dass die Menschen hinkommen, wenn man dort das volle Sortiment bieten kann, davon können wir leider nicht mehr ausgehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Die nächste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, mir ist es auch aufgefallen, und der Herr Kollege Neuhuber, wo ich in dieser Frage und vielen anderen Dingen, nicht nur in dieser Frage, seiner Meinung bin, hat da jetzt sehr präzise gefragt, und ich habe mich auch an Ihre 8 000 m² erinnert. Und Sie haben jetzt – das spricht für Sie und auch für Ihre Ehrenhaftigkeit – richtig zitiert: Die 20 000 oder 21 000 m² bei der Messe betreffen Geschäfte und Büros. Und Sie haben wörtlich gesagt, das, was ja die Kritik hervorruft, ist ein wirklich sehr, sehr großes, wiederum zu großes Einkaufszentrum, das wiederum ursächlich das Geschäftssterben in dem Gebiet weiter vorantreiben wird. 

Jetzt widmen Sie oder jetzt ist in Überlegung, 20 000, eigentlich 21 000 m² zu widmen. Das steht so nicht drinnen. Da steht: Eine Mischung aus Büros und Einkaufszentren. Und Sie haben exakt hier im Gemeinderat – ich habe mir auch die Zahl gemerkt, weil man muss dem Herrn Stadtrat immer sehr genau zuhören, und es spricht ja für Sie, dass Sie auch Zahlen nennen, Ihr Pech ist, dass man dann halt im Protokoll nachschaut, was da drinnen gestanden ist – von 8 000 m² gesprochen. Jetzt sind es 21 000!

Und wie erklärt man den Widerspruch? Dass es im Masterplan Büro und Einkaufszentrum heißt, und schwups – und das ist ja die Kritik –, dass Einkaufszentrenbetreiber so groß wie möglich bauen wollen, weil Einkaufszentren die heißeste Immobilie in Wien sind. Und aus Renditegründen – und das ist meine Kritik an der gesamten Stadtverwaltung, an der Stadtregierung – gibt man jetzt denen nach, die riesige Einkaufszentren zu Lasten der Stadt bauen wollen. 

Warum ist hier das wichtigste Wort heutzutage eines Stadtplanungsverantwortlichen ausständig, nämlich Nein zu sagen. Wie erklären Sie sich diesen Widerspruch?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich sehe keinen Widerspruch darin, dass an einer Stelle, wo wir bisher außer Parkplätzen nichts haben, nämlich nicht den Grünen Prater, sondern Parkplätze für Großveranstaltungen, die in den vergangenen Jahren im Schnitt sechzehnmal stattgefunden haben, und dafür halten wir Riesenflächen betoniert bereit - das ist eine Sache, die nicht wirklich attraktiv ist –, ein Einkaufszentrum entsteht.

Zweiter Punkt: In diesem Bereich des 2. Bezirkes wohnen 13 000 Menschen. Für diese 13 000 Menschen stehen keine Nahversorgungsmöglichkeiten zur Verfügung, außer ein paar ganz kleine Versorgungsmöglichkeiten. Dort eine bessere Versorgung zustande zu bringen, hat viele Vorteile. Wenn gesagt wird, dass das vielleicht zu viel sein sollte, könnte ich Ihnen die Vergleichszahlen von anderen Städten dieser Größenordnung durchaus zur Verfügung stellen. Denken Sie nur an Eisenstadt mit seinen ungefähr 11 300 Einwohnern. Dort gibt es 37 000 m² Verkaufsfläche! 

Das wirkliche Argument aber ist, dass sich die Kaufleute der Taborstraße und die Kaufleute der Praterstraße gemeinsam zusammengefunden haben mit den Betreibern dieses neuen Zentrums, des künftigen Zentrums, und gemeinsam für die Einkaufswelt im 2. Bezirk Werbung machen werden, also eine Integration von alt und neu in diesem Bezirk stattfinden wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Neuhuber, die letzte Zusatzfrage.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nur eine kurze Nebenbemerkung, Herr Stadtrat, zur Kollegin Trammer. Wenn ich das richtig gehört habe vorhin, dann hat sie davon gesprochen, dass die ÖVP in der letzten Gesetzgebungsperiode immer die Einkaufszentren so gefördert hätte. Also, wir können uns dann darüber unterhalten, Frau Trammer, wo das so besonders der Fall war, aber Sie können das nicht vergleichen mit der Hyperförderung der Wiener SPÖ für die Einkaufsflächen.

Herr Stadtrat! Lassen wir jetzt einmal die Zahlen beiseite. Sie haben jetzt richtig gesagt, dass der zukünftige Betreiber dieses Einkaufszentrums – wobei "Betreiber" ja interessant ist, Sie sind bisher weder Eigentümer noch haben Sie die Widmung vorgenommen für dieses Einkaufszentrum, weil es gibt die dort noch gar nicht –, dass dieser Betreiber, und das ist gut so und das ist auch richtig so, die Einkaufsstraßen aus dem 2. Bezirk einbindet in die Aktivitäten und auch deren Werbung fördert beziehungsweise gemeinsame Werbeaktivitäten abgehalten werden. Das mag vielleicht für kurze Zeit das Überleben von Einzelhandelsgeschäften in diesen Einkaufsstraßen sichern. 

Die Frage ist nur: Verlässt sich die Stadt Wien, Ihr Ressort und das Finanzressort in Zukunft völlig auf Private? Wo sind die Vorschläge Ihres Ressorts zur zusätzlichen Unterstützung und Förderung von Einkaufsstraßen genau in solchen Gebieten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Wir können auch über die Zahlen gerne noch einmal reden, es macht mir gar nichts. Das ist nämlich die Frage, die Sie zwischen Trammer und ÖVP noch einmal angesprochen haben. Man sollte sich das schon einmal in Ruhe anschauen, wie viele Einkaufszentren gewidmet wurden in der vorigen Periode und wie viele jetzt, seit ich Stadtrat bin. Das ist ein anderes Thema, ist auch nicht die Frage jetzt.

Der zweite Bereich: Ja, da gibt es eine ganze Menge. Genau dort haben wir nämlich die Widmungsgröße reduziert gegenüber dem, was von meinem Vorgänger damals gewidmet wurde. 

Reden wir aber darüber, welche Möglichkeiten für die Förderung von Einkaufsstraßen bestehen. Sie wissen, dass es dazu im Finanzressort eine Reihe von Instrumenten gibt, bis hin zu den gemeinsamen Vereinen, die von der Wirtschaftskammer mit dem Finanzressort oder im Auftrag des Finanzressorts betrieben werden. Sie wissen, dass die Kombination mit anderen interessanten Bereichen innerhalb dieser Stadt von Vorteil ist, zum Beispiel die Kombination mit Kultureinrichtungen. Ich denke nur an das Soho im Bereich des Dornermarktes, wo wiederum eine Zurückführung von Leben in derartige Einkaufsstraßen erfolgt ist. Ich denke zum Beispiel auch, dass wir mit der Neugestaltung von Fußgängerzonen, mit der Neugestaltung von Straßenräumen, Wiedner Hauptstraße, Favoritenstraße, der untere Abschnitt jetzt, dazu beitragen, dass sich solche Straßenräume auch wieder attraktiver darstellen und die Menschen einladen, dort auch einkaufen zu gehen. 

Wo wir uns mit Sicherheit auf die Privatinitiative verlassen müssen, ist die Aktivität des einzelnen Kaufmannes, des einzelnen Betreibers selber. Da ist die Stadt Wien nicht wirklich die Gefragte, sondern da liegt es an der unternehmerischen Initiative.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Somit ist die 5. Anfrage beantwortet, und auch die Fragestunde ist somit abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Strom- und Gaspreissenkungen für Wien!?" verlangt. Das Verlangen wurde ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche nun den Erstredner, Herrn GR Strache, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, und darf bemerken: Seine Redezeit ist mit 10 Minuten begrenzt.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Geschichte der Wiener Gas- und Strompreise seit Antritt der Wiener SPÖ-Alleinregierung ist eine einzige Geschichte von Erhöhungen und natürlich auch eine Geschichte von gebrochenen Versprechen, weil es im Zuge ihrer eigenen SPÖ-Propaganda immer geheißen hat, es wird in diesem Bereich nicht erhöht werden. Und ich erinnere an den Herbst 2001, an den KWK-Zuschlag, an die Einführung der Wiener Stromsteuer am 1. Novem-ber 2001. Im Frühjahr 2003 hat es dann wieder saftige Tariferhöhungen gegeben. Im Februar 2004 war die Auf-forderung zur Senkung der Tarife. Und, meine Damen und Herren, 2004 haben Sie neuerlich geliebäugelt mit einem KWK-Zuschlag, was dann in der Folge im September 2004 auch zu einer kräftigen Erhöhung geführt hat. Ich zitiere: „Unser Wirtschaftsplan enthält für 2004 keinerlei Preiserhöhungen." Dies kündigte der Ge-neraldirektor Felix Joklik Anfang Jänner 2004 bei seiner Pressekonferenzpremiere als neuer Wiener Stadtwerke-Chef an. Diese Ankündigung hat nicht einmal den Sommer damals überstanden, eine Halbwertszeit von wenigen Wochen, und zeigt diese Doppelzüngigkeit und auch die soziale Kälte in dieser Stadt. 

Wenn sich die Wiener SPÖ-Stadträte auf den Standpunkt stellen, dass die WIEN ENERGIE als Wirtschaftsunternehmen den Regeln des freien Marktes unterliegt und man daher die Gas- und Strompreise nicht politisch werten darf, dann kann ich nur sagen, dass die einzelnen Staatsbürger natürlich genau von diesen Energieformen abhängig sind. Die spüren sehr wohl, dass es in Wien große Erhöhungen gegeben hat und Erhöhungen stattgefunden haben. Und wenn hier von WIENGAS gesagt wird, um das sozusagen ein bisschen abzumildern, das macht rund 1,2 Prozent aus und für den Durchschnittsverbraucher betragen die Mehrkosten bloß 71 Cent im Monat, umgerechnet ein bissel mehr als 10 ATS, dann ist das zynisch. Das ist zynisch, weil man weiß, dass immerhin in Wien 390 000 Haushalte vorhanden sind, die mit Gas heizen müssen, weil sie keine andere Möglichkeit vorfinden und keine andere Möglichkeit haben und natürlich diese 390 000 Haushalte noch weit höher über dieser durchschnittlichen Belastung von 71 Cent pro Monat liegen. 

Wissen Sie, was ich von Ihnen als Stadtverantwortliche erwarten würde? Ich würde mir erwarten, dass Sie nicht immer diese Erhöhungen, die gerade auch in Ihrem Bereich liegen, verteidigen, nicht immer die Preissteigerungen verteidigen, nicht immer verteidigen, dass die Preise hochgetrieben werden, sondern dass man sich überlegt, wo man gegebenenfalls einsparen kann, wo man Möglichkeiten hat. 

Man sollte gerade in den Wiener Regierungsstuben einmal auch über den politischen Tellerrand hinausblicken. Und da kann man sich ein Beispiel an anderen Ländern nehmen, an Skandinavien, an Großbritannien, an den Niederlanden. Dort sind die Netztarife massiv gesenkt worden. 

Und das hätten Sie selber auch in Wien machen können, Sie hätten in Wien die Netztarife senken können. Aber die Wiener SPÖ hat etwas anderes gemacht: Sie erhöht die Energiepreise, im vollsten Bewusstsein, dass es mit Anfang 2005 zu einer 10-prozentigen Einsparung durch die Senkung der Netztarife kommen wird. Nachdem der Verfassungsgerichtshof mit seinem Urteil Ende des Jahres 2004 die Kompetenz der E-Control zur Bestimmung der Netztarife eindeutig bestätigt hat, müssen jetzt die geplanten Netzkostensenkungen auch rasch umgesetzt werden und Strom dadurch deutlicher billiger werden. 

Eine massive Heizkostensenkung ist auch im Hinblick auf den Anfang Jänner veröffentlichten EU-Bench-marking-Report für 2004 unbedingt notwendig. Brüssel stellt in diesem Bericht Österreich hinsichtlich der Höhe der Netzkosten nach wie vor ein schlechtes Zeugnis aus. 

Faktum ist, dass es nach einer kurzen Phase des Wettbewerbs durch die Stromliberalisierung mit der Bildung der österreichischen Stromlösung zu einer de facto Wiedermonopolisierung gekommen ist. Wir stehen jetzt einem Stromoligopol gegenüber, wo letztlich 80 Prozent des heimischen Marktes wiederum beherrscht werden und der Wettbewerb dadurch gelähmt wird. 

Ich gebe schon zu, Sie sind nicht das einzige Bundesland, das so handelt. Auch alle anderen, bis auf ein Bundesland oder zwei Bundesländer handeln so. Zwei Ausnahmen gibt es, auf die komme ich dann später zurück. 

Es ist daher höchst an der Zeit, Konsequenzen aus dieser Entwicklung zu ziehen, es ist an der Zeit, auch über Vollprivatisierungen im Bereich der WIEN ENER-GIE nachzudenken und zu diskutieren. Diese Forderung, die WIEN ENERGIE zu privatisieren, trifft natürlich auch die anderen Landesenergieversorger, wo wir auch die Meinung haben, dass man über eine Privatisierung nachdenken sollte, über eine Vollprivatisierung. Die öffentliche Hand als Eigentümer hat als Energieversorger in dem Bereich eben versagt. Ich gehe sogar so weit, dass man auch darüber nachdenken könnte, die Sperrminorität von 25 Prozent letztlich aufzugeben und den Markt vollends zu liberalisieren. 

Faktum ist, dass die öffentliche Hand in allen Bundesländern ordentlich kassiert, um ihre Budgets aufzufetten. Die Stadt Wien hat diese Vorgehensweise gerade erst letztes Jahr zu einer neuen Qualität geführt, ich habe es aufgelistet, dreimal gab es Erhöhungen. 

Ich will gar nicht jetzt das Kärntner Beispiel bemühen, wo es die Kelag in Kärnten letztlich geschafft hat, dass sie für ihre Kunden, für die Privatkunden, die billigsten Tarife anbietet im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. Woanders werden die Kunden abgezockt, wie in Wien durch Sie. Da werden sie abgezockt.

Ich darf jetzt sogar auch ein Positivbeispiel der Sozialdemokratie vielleicht einmal hernehmen, nämlich Ihre Kollegin Burgstaller in Salzburg. Die macht ja auch etwas anderes, als Sie in Wien machen. Ihre Kollegin Burgstaller senkt die Strompreise durch die Anhebung des Treuebonus. Wenn sich Kunden in Salzburg auf ein Jahr bei ihrem Anbieter binden, dann wird der Treuebonus für Privatkunden von 5 auf 8 Prozent erhöht. 

Diese Vorgehensweise könnte man auch in Wien umsetzen und umlegen. Sie haben sich leider Gottes für etwas anderes entschieden. Ich denke, dass das traurig ist. Das hilft den Wienern nicht, das belastet die Wiener. Sie sollten umdenken. Sie sollten in dem Bereich umdenken, weil wir auch in Wien erleben müssen, dass es kalt geworden ist. Und wenn wir heute hinausschauen, es ist wirklich fürchterlich kalt. Aber es ist auch sozial kalt, wenn wir uns ansehen, wie Sie mit den Heizkostenzuschüssen in der Stadt umgehen. 67 EUR je Monat bekommen die Menschen in der Stadt Heizkostenzuschuss. Sie haben 55 EUR einmal hiefür beschlossen, nämlich auf die 6 Monate umgelegt. Das bedeutet, nicht einmal 77 EUR Heizkostenzuschuss bekommen die Ärmsten der Armen in dieser Stadt, wo es kalt ist.

Ein Vergleich: In Oberösterreich bekommen die Menschen, die es brauchen und nötig haben und denen man Hilfe leisten muss, weil es eben die Ärmsten der Armen sind, die Sozialhilfe beziehen, über 115 EUR pro Monat Heizkostenzuschuss. Das zeigt schon ein bisschen soziale Verantwortung. 

Hier in Wien ist diese Verantwortung leider Gottes in diesem Bereich nicht vorhanden, und deshalb müssen wir handeln. Ich fordere dieses Handeln ein, und ich hoffe, dass Sie endlich in diesem Bereich auch wirklich umdenken. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Chorherr gemeldet. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Vielleicht nur zwei kurze Anmerkungen zu meinem Vorredner, wobei ich da einen anderen Schwerpunkt in meinen wenigen Minuten bieten möchte. 

Erstens zur Erhöhung von Strom- und Gaspreisen. Mitte der 90er Jahre lag der Ölpreis bei rund 10 Dollar, jetzt liegt er bei – den heutigen Stand weiß ich nicht – rund 45 Dollar. Das ist etwa eine Vervierfachung der Ölpreise. Bekanntlich kommt Strom nicht nur aus der Steckdose, sondern unter anderem aus kalorischen Kraftwerken, aus Öl und Gas. Der Gaspreis hängt am Ölpreis, und auch darin liegt eine der Hauptursachen, warum in ganz Europa die Energiepreise steigen. 

Ich kritisiere oft die Macht oder den Machtmissbrauch der Wiener SPÖ. Was ich ihr nicht vorwerfen kann, ist, dass sie der Hauptakteur der steigenden Erdölpreise ist. Das hat andere Ursachen. Also das als eine der Begründungen, die man einfach jetzt nüchtern sagen muss. 

Das Zweite, zur Vollprivatisierung, die wir grundsätzlich ablehnen, und zu dieser merkwürdigen These, die Stadt Wien und andere hätten sich ihre Budgets aufgefettet. Na, was passiert denn, wenn man es voll privatisiert? Da kauft jemand, damit er Renditen macht. Also mir ist hundertmal lieber, die Stadt Wien fettet ihre Budgets auf, als die RWE füttert ihre Budgets auf. Es werden Aufgaben der Stadt Wien finanziert mit allfälligen Gewinnen der Wiener Stadtwerke. Ein internationaler Konzern würde es kaufen, damit er Renditen macht, und es dann verkaufen. Neben vielen anderen energie- und umweltpolitischen Gründen ist das der Grund, warum wir es für vernünftig und gescheit halten, dass die Wiener Stadtwerke im Eigentum und damit in der Kontrolle der Stadt Wien bleiben. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.) 

Lassen Sie mich ganz kurz auf etwas eingehen, was sehr viel mit Energiepolitik und mit Handeln zu tun hat. Es kann jeder Wiener, jede Wienerin die Stromrechnung reduzieren. Das ist viel zu wenig bekannt, und das sage ich jetzt auch in Richtung FPÖ, die mit einer gewissen Hartnäckigkeit – das ist auch unser Ziel – Kernkraftwerke international abdrehen möchte. 

Das Hauptproblem ist, dass sehr viele Leute keine Ahnung haben, wie viel Strom sie verbrauchen und auch nicht, wie viel Strom sie verschwenden. Man kann von heute auf morgen, und das garantiere ich jedem, die Stromrechnung um mindestens 10 Prozent reduzieren. Ich würde sagen, in 8 von 10 Fällen um 20 Prozent. 

Jetzt folgen Sie mir kurz in einem Rechengang. Zuerst ersuche ich Sie, eine Investition zu tätigen. Ich mache jetzt keine Werbung. Ungefähr 10 EUR kostet so ein Gerät, das kriegt man, wo noch die Nahversorgung funktioniert, in einem Geschäft. Das steckt man in die Steckdose, und dann steckt man seine Stereoanlage, seinen Fernseher, seinen Videorecorder, seinen Computer an. All jene, und das ist die Mehrheit, die am Abend zu faul sind – ich habe sie nicht zu kritisieren –, machen, wenn sie ins Bett gehen, am Fernseher nur klick und schalten ihn auf Stand-by. Ich habe das bei mir zu Hause auch einmal durchgetestet. Ich habe das Gerät überall mit und kriege immer Aha-Effekte. Rund 15 Watt braucht ein moderner Fernseher bei Stand-by, andere brauchen mehr. Ich habe mir das ungefähr hochgerechnet auf die gesamte EU. Wenn das nur jeder dritte Fernsehbesitzer macht, am Abend nicht zu faul zu sein und Stand-by abzudrehen, reden wir über 15 Atomkraftwerke. Über 15 Atomkraftwerke! Das ist ein kleiner PISA-Test, das nachzurechnen. Nur wenn die Mitglieder der Europäischen Union am Abend sagen, na ja, ich drücke den roten Knopf, was soll ich abdrehen. Darüber reden wir. 

Messen Sie Ihre Stereoanlage im Stand-by. Ich habe einen großen Aha-Effekt gehabt: Meine Stereoanlage verbraucht im Stand-by-Betrieb 45 Watt. 

Jetzt gehe ich in einen anderen Bereich, in die Bürostruktur. Am Abend seinen Computer nicht herunterzufahren, ihn auf Stand-by zu lassen, sind 120 Watt. Wir kommen in den Bereich vieler hundert Atomkraftwerke, die nur auf Grund von Nichtwissen, auf Grund von, ja, Faulheit, schlechter Organisation nicht genutzt werden. Hier kann man drastisch Stromrechnungen senken, man kann etwas gegen Atomkraftwerke tun. Und ich füge hinzu, angesichts von irgendwelchen Consulting-Verträgen: Ich habe keinen Beratungsvertrag mit jener Firma, die diese Geräte herstellt. – Danke schön. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, was man selber tun kann. Aber ich glaube, das ist heute nicht das Thema. Heute ist das Thema, was die Stadt Wien tun kann. Jeder hat es für sich in der Hand, die entsprechenden Reduktionen durchzuführen. Die Stadt Wien hätte es auch für sich in der Hand, aber sie hat andere Absichten. Anders ist es nicht zu erklären, dass die Stadt Wien eine Pensionsreform auch für die pragmatisierten Beamten der Wiener Stadtwerke beschließt, wo sie um 60 Millionen EUR pro Jahr mehr investiert, als das bei jeder anderen Regelung auf Bundesebene ist. (Beifall bei der ÖVP.) Das sind Kosten, die mitfinanziert werden müssen. Das sind Kosten, die die Wiener Energieabnehmer zahlen müssen, die Stromabnehmer, die Gasabnehmer. Das alles, wo Sie doch vorgeben, im Grunde eine Politik zu machen, die sozial heißen sollte. Aber Sie machen im Moment eine Politik, wo Sie Strompreiserhöhungen vornehmen, Gaspreiserhöhungen vornehmen und auch Hinweise von E-Regulatoren und anderen Personen nicht beachten, die darauf hinweisen, dass die Begründung, die Sie gehabt haben, auf Grund der Energiepreise, heute nicht mehr zählt, weil die Energiepreise seit dem Herbst des vergangenen Jahres wieder zurückgegangen sind, dass Sie jetzt die Chance hätten, Ihre Energiepreise zu reduzieren, dass Sie das nicht wahrnehmen. Und das liegt allein in Ihrer Verantwortung, in Ihrer alleinigen Verantwortung. Denn wer sitzt im Aufsichtsrat der Wiener Stadtwerke? Wer sitzt im Aufsichtsrat von WIENGAS? Wer sitzt im Aufsichtsrat von WIEN ENERGIE? Sagen Sie mir, dass dort irgendjemand sitzt, der vielleicht nicht der SPÖ nahe steht? Ich glaube, es ist eine eindeutige Handschrift gegeben, wer dort sitzt und wer die Möglichkeit hat, dort auch wirklich die Energiepreise zu beeinflussen und sie den Kunden weiterzugeben. (GR Peter Juznic: Es sitzen auch Leute von der ÖVP im Aufsichtsrat!) Das alles vor dem Hintergrund, Herr Kollege Juznic, dass wir in Wien heute bereits knapp 300 000 Personen haben, von der lohnsteuerpflichtigen Seite her, die weniger als das Existenzminimum haben. Stellen Sie sich das einmal vor! Sie sind eine Stadt, wo Sie in Wirklichkeit für 300 000 Personen, für die Ärmsten der Armen hier in dieser Stadt, Politik machen sollten. Was machen Sie? Sie erhöhen die Preise! Sie erhöhen die Gaspreise, Sie erhöhen die Strompreise! Was glauben Sie, wen diese Erhöhungen am stärksten treffen? Glauben Sie, dass es die Reichen treffen wird? Oder glauben Sie, dass es die Ärmeren treffen wird? Ich glaube, es ist ganz einfach: Diese Rechnung werden Sie wohl selber machen können, Herr Kollege Ekkamp. (GR Franz Ekkamp: Mich brauchst du nicht so anzuschauen! Ich bin immer gegen Rechnungen, die die ÖVP macht!) Also das wird wohl gehen, das wird wohl nachvollziehbar sein, dass sich die Strompreiserhöhungen gerade bei den Kleinsten am stärksten auswirken. (Zwischenruf von GR Franz Ekkamp.) Das finde ich super, wenn du davon überzeugt bist, das finde ich echt super. Dann bitte ich, dich dafür einzusetzen bei deinen Freunden und deinen Kollegen in der SPÖ, dass sie das auch für die Kunden in Wien durchsetzen. Das wäre eine gute Handlung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Redest du von der Bundespolitik?)
Danke für das Stichwort, jetzt habe ich wieder einen Punkt für meine Rede. Bundespolitik. Ich habe es dir hier schon einmal vorgerechnet: Es gab noch nie so viele Personen in Österreich, die keine Steuer zahlen müssen, 2005, wie zuvor. Das hat es noch nie gegeben. Während jene, die unter dem Existenzminimum sind oder gerade darüber, unter 1 000 EUR, heute keine Steuern mehr zahlen, haben Sie für die Leute die Gas- und Strompreise erhöht! Das ist der Unterschied in der Politik der Bundesregierung zu der der Wiener Landespolitik! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Redest du von der ÖVP-Regierung?)
Sie erhöhen um 20 Prozent in den vergangenen vier Jahren, seitdem es die Alleinregierung gibt, die Gas- und Strompreise um 20 Prozent. Die Bundesregierung senkt (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na, wo senkt sie?) die Lohnsteuer und bringt jedem Einzelnen der sozial Schwachen im Durchschnitt rund 4 Prozent Plus. Also wo ist das Plus und wo ist das Minus? Eindeutig auf Bundesebene das Plus, auf Landesebene das Minus! Darin liegt das Problem und der Unterschied. Das können Sie nicht wegleugnen, auch wenn Sie hier als Nachredner kommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Chorherr hat schon gesagt: Es ist ja nicht so, dass wir hier im Gemeinderat nach Gutdünken die Strom- und Gaspreise festsetzen (GR Walter Strobl: Wer denn?) und auch nicht in einem anderen Gremium der Stadt und auch nicht in irgendeinem Gremium der SPÖ. Ich glaube, das sollte man schon voraussetzen, dass dieses Wissen gegeben ist. 

Aber eines kann man in dem Zusammenhang schon sagen: Die Apologeten einer schrankenlosen Marktwirtschaft und Wirtschaftsliberalisierung sehen natürlich auch in diesem Sektor, wohin manches führen kann. Es ist so: Wenn jetzt sogar schon die Privatisierung unserer Energieunternehmen verlangt wird, dann weiß man, dass es für die Konsumenten damit noch schlechter würde, und deshalb lehnen wir das natürlich eindeutig ab. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber die Tatsache, dass die Stadt Wien nach wie vor Eigentümer dieser Unternehmungen ist, bedeutet ja nicht, dass man jetzt ins einzelne Tagesgeschäft in dem Sinn, wie Sie glauben, eingreifen kann oder soll. Aber natürlich hat der Eigentümer schon die Verpflichtung, im Rahmen der Möglichkeiten dahin gehend zu wirken, dass die Versorgungssicherheit gegeben ist. Und die ist natürlich absolut gegeben und ist auf Dauer gegeben, im Gegensatz zu anderen Ländern, wo es diese Privatisierungen gegeben hat. Der Eigentümer soll im Rahmen seiner Möglichkeiten natürlich auf die korrekten Arbeitsbedingungen für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schauen und im Rahmen der Möglichkeiten den Umweltgedanken entsprechend berücksichtigen 

Der Energieregulator macht eben auch seine Aufgaben, die der Gesetzgeber ihm zugeschrieben hat. Aber auch die Organe von WIEN ENERGIE haben entsprechend den gesellschaftsrechtlichen Vorgaben zu handeln und müssen dabei berücksichtigen, dass sie international in einem großen Konkurrenzkampf sind und dass sie hier auch bestehen müssen. 

Und wenn man schon sagt, Regierungen sollen eingreifen in Energiepreise: Die Bundesregierung hat jedenfalls nichts Positives hier gemacht. Mit Jahresbeginn 2004 wurde die Energieabgabe auf Heizöl und Kohle erhöht und sie ist untätig geblieben bei Heizöl- und Benzinpreisen, obwohl nach dem Preisgesetz hier durchaus Möglichkeiten gegeben wären, während Wien im Rahmen seiner Möglichkeiten doch sehr viel versucht hat und Einkommensschwächeren zusätzlich einen Heizkostenzuschuss in Höhe von 50 EUR zur schon vorhandenen Heizbeihilfe gegeben hat (GR Heinz-Christian Strache: Der ist ein Witz!), was eine sehr wichtige Sache war. (GR Heinz-Christian Strache: Dieser Einmal-Betrag ist doch ein Witz!)

Aber wenn man jetzt schon sagt, dass im Gemeinderat natürlich die Strom- und Gaspreise nicht festgelegt werden und festgelegt werden können, muss man dennoch sagen, dass die Situation der Energiepreise in Wien vergleichsweise gut ist. Wenn Sie sich das einmal anschauen: In Wien zahlt man für einen durchschnittlichen Stromverbrauch von 2 500 kWh pro Jahr 406 EUR und 66 Cent. In Kärnten zahlt der Durchschnittshaushalt für die gleiche Strommenge pro Jahr 422 EUR und 18 Cent, also um 16 EUR mehr als in Wien. Das sollten Sie auch einmal wissen und das soll hier ganz klar festgestellt werden, dass die Wiener Unternehmungen eindeutig günstiger sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Übrigens auch günstiger als die STEWEAG. Dort zahlt man vergleichsweise um 51 EUR mehr als in Wien. Beim Gas ist es ähnlich. Das erzähle ich Ihnen jetzt nicht im Detail, weil die Uhr da so schnell läuft. Aber auch in Kärnten bietet die Kelag nicht so günstig an wie WIEN ENERGIE in Wien. 

Und es wird hier natürlich der falsche Vergleich vorgebracht. Der untaugliche Vergleich ist jener, der nur jene Kampfpreise betrachtet, mit denen Landesgesellschaften in anderen Bundesländern um Kunden werben. Das ist absolut unseriös, denn das sind Preise, die diese Gesellschaften niemals auf Dauer und in Masse halten können. 

Ich möchte trotzdem sagen: Was der Kollege Chorherr gesagt hat zum Energiesparen, muss man auch mitberücksichtigen. Wir haben da eine Arbeitsgruppe, die gute Fortschritte macht und die mitbewirken soll, dass in Wien Energiesparen ein wichtiger Gedanke ist, sowohl bei den KonsumentInnen als auch natürlich in der Wirtschaft. Und ich hoffe, dass wir da etwas zusammenbringen, so wie man auch bei THEWOSAN, bei der thermoenergetischen Wohnhaussanierung, den Energiespargedanken schon sehr groß umgesetzt hat. 

Und in dem Sinn meine ich: Die Liberalisierung des europäischen Strom- und Gasmarktes hat vor allem industriellen Abnehmern Vorteile gebracht. Für private Haushalte ist nicht das herausgekommen, was die Apologeten der freien Marktwirtschaft unter einer extremen Liberalisierung versprochen haben. Wir werden uns EU-weit dafür einsetzen, dass endlich die Konsumenten auch die Vorteile spüren. Das ist etwas, wofür wir kämpfen. Wir setzen uns auch dafür ein, dass es umfassend in der EU eine Daseinsvorsorge weiterhin gibt und dass diese möglichst in öffentlicher Hand ist. Ich bin zuversichtlich, dass unser Einsatz hier erfolgreich sein wird und dass für die Konsumentinnen und Konsumenten in Zukunft etwas herausschauen wird, eben auf Grund unseres Einsatzes auch. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Margulies zu Wort gemeldet. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich denke, einen der zentralen Punkte hat Christoph Chorherr vorher richtig gesagt: Die beste Möglichkeit, sich finanziell etwas zu ersparen, ist letztendlich, auch den eigenen Energieverbrauch zu reduzieren. Und wenn wir uns überlegen, welches Energiesparpotential nur im Raum Wien letztendlich vorhanden wäre, dann kann man darüber nachdenken, inwiefern sich auch die Gesamtkosten für den Energieverbrauch senken würden. Genau diese Energiesparmodelle, Einsparmodelle, sollten unter anderem gerade auch von der Stadt Wien verstärkt beworben werden.

Ein weiterer Satz zur Privatisierung. Es wurde schon viel gesagt, nur eines: Kollege Stürzenbecher, ich gebe dir ja Recht, dass insbesondere auf europäischer Ebene zunächst einmal hinterfragt werden müsste und analysiert werden müsste, welche Auswirkungen letztendlich die Deregulierung und Liberalisierung des Strom- und Gasmarktes gehabt hat. Dennoch enthebt dies meiner Meinung nach nicht die Wiener Stadtwerke beziehungsweise WIENSTROM und WIENGAS ihrer eigenen sozialen Verantwortung. 

Und eines der größten Probleme meines Erachtens in diesem Bereich ist, dass es nicht möglich ist, basierend auf den jetzigen Tarifstrukturen wirklich für den Strom- und Gasmarkt sozial gestaffelte Tarife umzusetzen und durchzusetzen. Und dies müsste ein Anliegen sowohl der Gemeinde Wien als Eigentümervertreter sein als auch meines Erachtens des sozialen Gewissens innerhalb der Wiener Stadtwerke. Denn es sind, wie Sie selbst wissen, meist die Ärmeren in unserer Bevölkerung, die sich nicht die energieeffizienten Heizungen leisten können. Viele von diesen Menschen heizen wohl oder übel, weil sie sich gerade für den nächsten Tag die Heizung leisten können, mit Strom, der teuersten Alternative der Heizkosten. Hier müsste auf zwei Ebenen angesetzt werden, und zwar abseits eines notwendigen Heizkostenzuschusses, nämlich im Bereich der Förderung von energiesparenden Heizungs- und Wärmeanlagen; und zweitens im Bereich einer sozialen Staffelung bei den Tarifen.

All dies, und da bin ich schon wieder bei Ihnen und komplett anderer Meinung als die Freiheitliche Partei, ist in einem gänzlich liberalisierten und privatisierten Strommarkt nicht mehr möglich, zusätzlich zu den jetzt schon bekannt gewordenen Auswirkungen einer gänzlichen Liberalisierung oder Privatisierung, wie zum Beispiel fehlende Investitionen, fehlende Netzerhaltung und letztendlich auch steigende Strompreise. Nicht auf Grund der Steigerung der Rohölpreise, sondern auf Grund der Optimierung der erwarteten Renditen. Das ist nämlich mit ein Problem, neben den steigenden Rohölpreisen beziehungsweise Rohstoffpreisen, dass jeder Energieversorger auf den Einkaufspreis prozentuell dieselbe Spanne weiterhin aufschlägt. Nicht nur, dass sozusagen die Rohstoffkosten steigen, es wird prozentuell der Aufschlag immer gleich gehalten. Das heißt, bei jedem steigenden Erdölpreis, bei jedem steigenden Gaspreis verdient der Energieversorger in der Summe ebenfalls mehr. Werden für einen Energieversorger die Einkaufspreise teurer, so werden in der Regel auch die Verkaufspreise um denselben Prozentsatz teurer. Das ist ein großes Problem, und daher erwarten wir uns, dass diese für die Menschen so notwendigen Bereiche selbstverständlich weiterhin von der öffentlichen Hand bereitgestellt werden, darüber hinaus eine soziale Staffelung eingeführt wird am Strom- und Gasmarkt und als letzter Punkt die Stadt Wien, aber selbstverständlich auch die Republik Österreich endlich einmal alles dazu unternimmt, den Energieverbrauch in Österreich zu senken. Und Sie wissen es genauso gut wie wir: Im Bereich der Investitionen und der Ankurbelung der Wirtschaft steckt bei den Energiesparmaßnahmen nach wie vor sehr, sehr, sehr viel drin, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen. Also auch Wirtschaftsförderung durch Energiesparen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Fuchs gemeldet. Bitte schön.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Margulies! Sind Sie jetzt für die Strompreissenkung – ja oder nein? Sie haben es nicht klar und deutlich gesagt. Das ist also eine Zwiespältigkeit, die Sie da von sich geben. Das ist ja unwahrscheinlich. (GR Mag Christoph Chorherr: Wir sind für weniger Stromverbrauch, Herr Fuchs! Stand-by ausschalten!) Sagen Sie Ja oder sagen Sie Nein? Kalt und ein bissel warm, das geht einfach nicht. Sind Sie für die Mieter oder sind Sie gegen die Mieter? (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Christoph Chorherr: Wir sind für die Mieter!)
Meine Damen und Herren und Herr Kollege Stürzenbecher, durch die hohen Gas- und Stromkosten in Wien, aber auch durch die Fernwärmekosten, und das muss man schon ganz klar sagen, sind Sie Verursacher für die hohen Betriebskosten und Wohnkosten. Diese Betriebskosten, meine Damen und Herren, und Wohnkosten heizen die Inflation an, und ist dann die Inflationsrate hoch, steigen natürlich die Mieten für den einzelnen Bewohner, aber auch für den Unternehmer. (GR Christian Oxonitsch: Schauen wir uns die schwarzen Bundesländer an! Die sind alle teurer!) Und hohe Mieten, Herr Kollege, heizen wieder die Inflation an. Das, was Sie hier verursachen, ist einfach eine Spirale, die Sie in Gang gesetzt haben, für die Kategoriemieten, das wissen Sie ganz genau, und auch für die freien Mieten. (GR Christian Oxonitsch: Warum sind die schwarzen Bundesländer alle teurer?) Lieber Herr Kollege, Sie haben diese Spirale in Gang gesetzt, und Sie belasten jetzt die Schwächsten damit. Sie wollen es nur nicht zur Kenntnis nehmen. Und das sind nämlich die treuesten Abnehmer, die kleinen Betriebe, die Mieter, die Familien, die Alleinerzieher, meine Damen und Herren. Die haben ja Existenzängste, wenn die Stromrechnung nach Hause geflattert kommt, weil es ja nur vier Teilbeträge sind. Früher haben sie es kleinweise zahlen können, jetzt wird das ja anders gemacht.

Und das Traurige an der Situation ist, meine Damen und Herren, dass es überhaupt keinen Eindruck macht, wenn die Schwächsten belastet werden. Sie halten eben an diesen Netztarifen fest. Und Wien hat, wie wir heute schon gehört haben, im November die Preise um 8 Pro-zent erhöht. Wien soll eine soziale Stadt sein, Wien soll eine ökologische Stadt sein; aber auch für Gewerbe und Kleinbetriebe etwas übrig haben. Sie haben ja keine Entfaltungsmöglichkeit damit, Sie belasten. 

Vor zwei Wochen haben wir gehört, dass die E-Con-trol von den Versorgern eine Senkung bis zu 20 Prozent verlangt hat. In Salzburg, wie wir gehört haben, jubeln 200 000 Haushalte, 38 000 Unternehmer vor allem, dass dort gesenkt worden ist. Die haben es einfach geschafft, dass sich zum Beispiel ein Familienhaushalt im Jahr 15 EUR erspart. Das sind 210 ATS, das ist ja etwas, bitte. 

Aber Sie bringen es nicht übers Herz. Geben Sie doch, meine Damen und Herren, hier eine Netztarifsenkung den Kunden weiter, um 10 bis 20 Prozent. Ihre verrechneten Netztarife liegen nämlich um 40 Prozent über dem EU-Durchschnitt (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist eine Frechheit!), und je höher diese Netztarife sind, umso mehr machen Sie es ausländischen Anbietern schwieriger – wir haben das heute schon einmal gehört –, in Wien tätig zu werden, weil dann praktisch der Strom zu teuer wird. Das heißt, Sie machen ein Monopol. Sie wollen Platzhirsch bleiben und auch in Zukunft das so fortsetzen. (GR Christian Oxonitsch: Warum sind die schwarzen Bundesländer alle teurer? Die sollten doch billiger sein, aber sie sind teurer! Was ist mit den Landesversorgern? Halten Sie die Rede in den Bundesländern, aber nicht bei uns!)
Sie halsen wirklich den einzelnen Konsumenten Lasten auf, Herr Kollege Oxonitsch! Sie sind 100-prozentiger Eigentümer. Der Herr StR Rieder ist in der Hauptversammlung der Einzige, der dort sitzt. Er hebt da und hebt da die Hand. Sie haben die Möglichkeit. Sie brauchen keine Rücksicht zu nehmen auf andere. Machen Sie ein faires Angebot, ich sage Ihnen das ganz offen, machen Sie ein faires Angebot den Konsumenten in Wien. Geben Sie ihnen einen Treuebonus, wie die Salzburger das gemacht haben.

Und ich stelle nochmals fest: Sie sind unsozial! (GR Godwin Schuster: Unsozial! Die ÖVP spricht von unsozial! Das halte ich ja überhaupt nicht aus!) Sie könnten sich's aber leisten. (GR Godwin Schuster: Wir leben doch nicht in einer virtuellen Welt!) Bitte, da steht es ja, wenn Sie es nicht glauben. Die Frau Becher schreibt und die Frau Bures schreibt: Neuer Preisschub. Glauben Sie es nicht? Handeln Sie doch! Handeln Sie doch im Sinne der Schwachen! Es ist einfach notwendig, denen zu helfen! (Beifall bei der ÖVP.)
Bei den 50 EUR, da waren Sie auch starrsinnig, die haben Sie auch nicht hergegeben, den Heizkostenzuschuss. Helfen Sie doch diesen Unternehmen, den kleinen Unternehmen und den kleinen Mietern, die wirklich hier oft Existenzängste haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr StR Schock zu Wort gemeldet.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Der Herr Kollege Stürzenbecher hat heute wieder versucht, uns das Märchen vom billigen Strompreis in Wien aufzutischen, und der Kollege Juznic, der dann herauskommt, wird das Gleiche versuchen, nehme ich einmal an. Und, meine Herren in dem Fall, Herr Kollege Stürzenbecher, Herr Kollege Juznic, ich meine, wir sollten uns heute doch darüber einig sein, dass es nach der Liberalisierung zwei Tarife gibt, nämlich die Leitungstarife und den Kilowattstundenpreis. Und natürlich hat Wien die niedrigsten Leitungstarife, aber das ist nicht Ihr Verdienst. In jeder Großstadt ist der Leitungstarif am niedrigsten (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das stimmt doch nicht! Fragen Sie den Kollegen Juznic, der kennt sich da aus!), weil es natürlich viel billiger ist, wenn ich mit einer Leitung 30 Haushalte anschließe, als irgendwo am Land, wo ich einen Bergbauernhof erschließen muss.

Aber, Herr Kollege Juznic, beim Kilowattstundenpreis, beim Netzpreis, beim Kilowattstundenpreis, Herr Kollege Stürzenbecher, zählt Wien zu den teuersten Anbietern. Dort, wo Sie es in der Hand haben, den Preis zu bestimmen, dort ist WIEN ENERGIE einer der teuersten Anbieter heute. Und der Tarifkalkulator von E-Control, also der offiziellen Institution, die das eben kontrolliert, zeigt das ja, Herr Kollege Juznic. Da ist die Kelag eben am billigsten, ein teilprivates Unternehmen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Das stimmt doch nicht! Schauen Sie sich doch an, was die Kelag in Kärnten abschöpft!) Herr Kollege, ich zeige es Ihnen dann Schwarz auf Weiß. Die Kelag ist die billigste. Für die 2 500 Kilowatt, die der Kollege Stürzenbecher genannt hat, ist die Kelag am billigsten. Die Alpen-Adria, ebenfalls aus Kärnten, ein Privater, ist am zweitbilligsten. Dann kommen die Vorarlberger, dann unsere Wasserkraft, viertens die Stadtwerke Klagenfurt und fünftens MyElectric, sechstens dann wieder Alpen-Adria und dann kommt erst WIEN ENERGIE als drittteuerster Anbieter unter allen. (GR Heinz-Christian Strache: Das Schlusslicht!)

Und, meine Damen und Herren, warum ist die WIEN ENERGIE so teuer? Die WIEN ENERGIE ist so teuer, weil das Stromkartell in Österreich diesen Wettbewerb ausgeschaltet hat. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Die Wiener ÖVP ist für die Stromlobby!) Meine Damen und Herren, dieses Stromkartell gibt es in den Bundesländern Wien, Niederösterreich, Burgenland und Oberösterreich, und es haben die Mächtigen in diesen Ländern kein Interesse, dieses Kartell aufzubrechen, weil dieses Strommonopol natürlich ein ganz wesentlicher Eckpfeiler der Macht in diesen Ländern ist. Es ist daher nach der Liberalisierung drei Jahre später immer noch im Osten Österreichs dieses Strommonopol eine Spielwiese von Rot und Schwarz, wie es eigentlich Jahrzehnte gewesen ist. Es gibt nämlich in Wahrheit zwei rote Profiteure, meine Damen und Herren, aber auch zwei schwarze Profiteure. Zwei rote, das sind die Landeshauptleute von Wien und vom Burgenland, weil die im Kartell drinnen sind, aber es gibt auch zwei schwarze Landeshauptleute, die davon profitieren, nämlich jene von Oberösterreich und von Niederösterreich. Und, meine Damen und Herren, es ist daher ganz sicher kein Zufall, dass an der Spitze der wenigen Kartellbrecher, die es in Österreich gibt, ein freiheitlicher Landeshauptmann steht, nämlich jener von Kärnten, und es ist ganz sicher kein Zufall, dass die Kelag heute in Kärnten den billigsten Strompreis von ganz Österreich anbietet und auch den billigsten Gaspreis. Und, meine Damen und Herren, wir werden daher die Menschen darüber aufklären müssen, damit sie eben nicht mehr dem Märchen des Kollegen Stürzenbecher auf den Leim gehen und damit sie nicht mehr dem Märchen des StR Rieder und des Kollegen Juznic, der es ja gleich wieder hier erzählen wird, auf den Leim gehen. Wir werden die Menschen darüber aufklären müssen, dass sie sich 80 EUR pro Jahr bei Strom und Gas ersparen könnten. 80 EUR, die direkt in die Taschen der Monopolisten fließen, und 80 EUR, mit denen direkt die Macht dieser Landeshauptleute, bei uns in Wien die sozialistische Macht, erhalten wird. Wir werden die Menschen daher aufklären, dass sie heute nach der Liberalisierung den Versorger wechseln können. Wir werden sie aufklären müssen, den Stromversorger zu wechseln, aber auch den Gasversorger zu wechseln. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, meine Damen und Herren, wir werden die Macht der Konsumenten brauchen, um durch ihr Wechseln zu den anderen Versorgern, zu den Kartellbrechern, diese letzten Monopole auch wirklich aufzubrechen. Und ich bin ganz überzeugt davon, die Macht des Marktes wird am Schluss auch diese letzten Monopole von rot und schwarz im Osten Österreichs aufbrechen, und wir werden das schaffen mit der Macht der Konsumenten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Juznic. 

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich glaube, hier haben einige meiner Vorredner die Entwicklung des Energiemarktes in Europa, aber auch in Österreich, verschlafen. Und mich haben jetzt überhaupt die Aussagen von Herrn StR Schock bestürzt, die zeigen, dass die Freiheitliche Partei eine Atomlobby ist. Sie fordert ein, hier über die Netzpreise, hier die RWE und auch die Kärntner, die Kelag hier einzubringen, wobei die Kelag den höchsten Atomstromanteil in Österreich von allen Versorgern hat. Ich glaube, das muss man, Herr Dr Schock, (StR DDr Eduard Schock: Aber was Sie da sagen!) das muss man den Kunden sagen, das muss man den Konsumenten sagen, in welche Richtung die Freiheitliche Partei hier in der Energiepolitik gehen wird. 

Zum Zweiten: Die Freiheitliche Partei will voll privatisieren. Sie glaubt, mit diesem Märchen sollen die Tarife für die Kunden billiger gemacht werden. Der größte Irrtum. Sie vergessen ganz, dass es hier einen Shareholder gibt, der Geld verdienen will, und in jener Konstruktion, die WIENSTROM ist, hier in der Stadt Wien, das zu 100 Prozent wegfällt. 

Und, sehr geehrte Damen und Herren der Freiheitlichen Partei und auch der anderen Fraktionen, schauen Sie sich genau die Tabellen und die Statistiken an von der E-Control, von Herrn Bolt. Wenn Sie das genau studieren, können Sie uns hier nicht solche Märchen auftischen, dass hier WIENSTROM die teuersten Netz-tarife hat. (Beifall bei der SPÖ.) WIENSTROM hat die niedrigsten Netztarife von ganz Österreich, WIEN-STROM ist bei den Netztarifen in Europa im Mittelfeld, Herr Dr Schock. Merken Sie sich das, das ist eine Sache, die positiv auch für die Kunden von WIENSTROM ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Strom- und Gaspreisanpassung, die mit 1. November vorigen Jahres stattgefunden hat, hat nicht allein nur Geltung für die Versorger von Wien, von WIEN ENERGIE, sondern es haben alle anderen Versorger in Österreich, bedingt durch Steigerung der Einkaufspreise, der hohen Einkaufspreise, diesen Schritt tun müssen, und mein Vorredner hat das hier schon gesagt, dass bei Strom die Einkaufspreise um 63 Prozent gestiegen sind. Das haben Sie in Ihren Aussagen verschwiegen.

Und bei Gas: Das Barrel Rohöl kostete 2003 28 Dollar, 2004 aber 40 Dollar. Und wenn man sich ein bisschen mit der Energiepolitik beschäftigt, so weiß man, dass der Strompreis mit dem Ölpreis und der Ölpreis mit dem Gaspreis gekoppelt ist und kann sehr wohl diese Entwicklung nachvollziehen und erkennen, dass man die notwendigen Anhebungen durchführen hat müssen. 

Denn, sehr geehrte Damen und Herren, Sie waren hauptsächlich die Betreiber, dass die Wiener Stadtwerke, dass WIENSTROM in den freien Markt gestellt wird. Jetzt ist sie seit dem 1.10.2003 auf dem freien Markt, und bitte, geben Sie ihm auch die Chance und sind Sie so ehrlich, diesem Unternehmen mit der großen Konkurrenz in Österreich und in Europa hier jene Mittel zu geben, dass sie da bestehen können, (StR DDr Eduard Schock: Nicht so täuschen, bitte!) auch im Sinne der Arbeitsplätze. 

Und das hätte ich mir eigentlich von Ihnen als Vertreter - denn dafür sitzen Sie auch hier als Vertreter der Stadt Wien - auch erwartet, aber Ihre Politik geht in eine andere Richtung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, von der Liberalisierung bisher hat hier am meisten profitiert - und das ist leider im Wahlkampf der Wirtschaftskammerwahlen ein bisschen untergegangen und es wird auch nicht gerne gehört - am meisten profitiert hat die Industrie mit Senkungen, sodass sie über 40 Prozent weniger bezahlen, das Gewerbe in Wien 30 Prozent weniger. Und es wurden die Tarife für die Haushaltskunden auch gesenkt, aber nicht in diesem Ausmaß, das muss man auch sagen. Und Kollege Stürzenbecher hat gesagt, dass man dort noch ansetzen muss, um diesen Bereich auch weiterhin zu verbessern.

Mit den Netzpreissenkungen, es sind schon einige durchgeführt worden, das ist schon angesprochen worden: 19,4 Prozent im Burgenland, 13,5 Prozent in Kärnten, 11,5 Prozent in Salzburg und in Klagenfurt 12 Pro-zent. Wien und die restlichen Versorger von Österreich werden derzeit mit der E-Control verhandeln.

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, und speziell die Opposition: Ich habe in meiner Rede beim Budget schon angekündigt, dass WIENSTROM jene Netzpreissenkung, die jetzt bei den Verhandlungen herauskommt, voll den Wiener Kunden weitergibt. Es bedarf niedrigerer Netzpreise, und das bedeutet auch zugleich einen niedrigeren Strompreis. Das habe ich Ihnen auch schon bereits bei meiner Budgetrede mitgeteilt.

Aber ich möchte Ihnen noch eines zum Abschluss zur Kenntnis bringen, und das muss man leider und wieder in Erinnerung rufen: Wer ist denn eigentlich der Preistreiber bei den Energiepreisen in Österreich, wer macht das? Das ist der Finanzminister, das ist die Bundesregierung. (Mehrere Gemeinderäte der ÖVP: Aber, aber!) Die Besteuerung, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, der Steueranteil bei Strom beträgt 32 Prozent und bei Gas mehr als 32 Prozent, meine Damen und Herren. (GR Heinz-Christian Strache: Das glaubt Ihnen doch niemand mehr!) 

Wenn Interesse da wäre von Seiten des Ministers Bartenstein, hier die Energie billiger zu machen, kann man hier und dort ansetzen, aber leider, das sind Durchlaufposten für den Herrn Finanzminister, ja, Durchlaufposten.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich noch sagen, wie viel der Herr Finanzminister jährlich abcasht bei den Energiepreisen: 790 Millionen EUR. Das ist ein Taschengeld für den Herrn Finanzminister und auch für die Bundesregierung.

Meine Damen und Herren, die Rahmenbedingungen gibt die Sozialdemokratie vor. Die sozialdemokratische Energiepolitik ist für eine hohe Versorgungssicherheit zu leistbaren Tarifen (GR Georg Fuchs: Und für höhere Preise!), in Verantwortung für die Kunden. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich bitte, zum letzten Satz zu kommen. (Der Redner verlässt das Rednerpult.) 
Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern 11 des Grünen Klubs, 9 des ÖVP-Klubs, 15 des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind. Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 2, des ÖVP-Klubs 5 Anträge eingelangt und von Mitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen ist 1 Antrag eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 8, 11, 13 und 14, 17 und 18, 20, 21, 24, 26, 29 bis 34, 37, 41 bis 43, 45, 47, 48, 52 und 58 bis 63 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 15 zum Schwerpunkt-Ver-handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnum-mer 10, 16, 19, 22, 23, 25, 12, 51,53, 54, 55, 56, 57, 50, 27, 35, 36, 38, 39, 40, 49, 28, 44, 46, 65, 64, 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 9. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Sie betrifft die Genehmigung und den Vertragsabschluss bezüglich des Vorhabens Jubiläen 2005. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke schön. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der vorliegende Akt beschäftigt sich mit den Aktivitäten der Stadt Wien zum Thema “Jubiläumsjahr 2005 – Begegnung findet Stadt“ und deren Finanzierung. Ich bitte um Genehmigung. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute, auf den Tag genau heute, vor 60 Jahren wurde das Konzentrationslager oder NS-Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau befreit. Es finden große Festakte statt, der Bundespräsident Heinz Fischer vertritt unter anderen die Republik Österreich. Bundespräsident Fischer hat Auschwitz als das Symbol des Bösen schlecht-hin bezeichnet und die EU‑Abgeordnete Stenzel von der ÖVP hat gesagt: „Wenn es einen Meilenstein im Jahr 2005 gibt, an dem man unbedingt innehalten sollte, dann ist es die Befreiung des KZ Auschwitz vor 60 Jahren.“ 

Mit dem Innehalten hat es so etwas auf sich. 60 Jah-re Kriegsende, 50 Jahre Staatsvertrag und EU und viele andere runde und unrunde Daten gibt es, die heuer ge-feiert werden. Und die Frage ist, wie viel Gedenken und wie viele Feiern und wie viele Jubiläumsfeiern und wie viele Jubelfeste sollen es werden. Und im Moment erleben wir die Kritik an der blau-schwarzen Bundesregierung, wo die Angst besteht, dass vor allem die ÖVP die Feiern nützt und sich selber feiert, als wären sie die Erfinder der 2. Republik, und in der Stadt Wien stehen wir vor der Frage, wird das nicht genützt, um hauptsächlich ein Fest, ein Jubelfest der SPÖ daraus zu machen, um einen Wahlkampf einzuleiten. 

Das wäre schade, weil wir das Jahr nützen könnten. In dem Antrag, der uns vorliegt, sind sehr, sehr viele Initiativen dabei, die die Zustimmung der Grünen genießen. Wenn ich nur kurz auf die Punkte eingehen darf - ich nehme an, dass der Redner der SPÖ uns klarstellen wird, was alles hervorragend läuft und ich glaube nicht, dass alles falsch sein wird, was uns der Herr Abg LUDWIG sagt - ich finde es sehr gut und die Grünen sind sehr zufrieden, dass das Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstands endlich, ja endlich, das lange schon notwendige Geld erhält, um die eigenen Räumlichkeiten und die Ausstellungen auf einen Standard zu bringen, der dem 21. Jahrhundert entspricht. 

Ich hoffe, dass die Ausstellung “Jetzt ist er bös, der Tennenbaum“ im Jüdischen Museum auch das wird, was es werden soll, nämlich eine Aufarbeitung des Antisemitismus, auch leider in den letzten 60 Jahren, und nicht ausschließlich ein Blick - und das soll es ja auch nicht werden, soweit ich informiert bin - auf die Kriegsjahre ist. 

Die Ausstellung über die Verfolgung und die anhaltende Diskriminierung von Homosexuellen kann auch ein großer Wurf werden. Man darf nicht vergessen, dass wir auch heute noch sehr, sehr viele Gesetze haben, die Homosexuelle diskriminieren. Man muss nicht immer nur erinnern an Partnerschaften und Ehe, auch wenn es natürlich bei weitem nicht vergleichbar ist, aber es gibt noch immer eine anhaltende Diskriminierung und wir hoffen, dass diese Ausstellung etwas bewirken kann. 

Am 19. April wird ein Denkmal für hingerichtete Widerstandskämpfer am Zentralfriedhof enthüllt. Was wir nicht wissen, ist - und da bin ich schon bei einem Teil der Kritik -, wer dieses Denkmal gestaltet, wo die Ausschreibung stattgefunden hat, wer es machen darf. 

Aber ich will nicht kleinlich sein, ich bin froh, dass es das Denkmal gibt und hoffe, dass der 19. April entsprechend gewürdigt wird. Und dankbar bin ich dem Herrn Bürgermeister, dass er uns allen die Bombennacht, die sich irgendwo irgendwelche Leute ausgedacht haben, die geschmacklose Bombennachtwiederholung, erspart. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Jetzt komme ich schon zur Kritik, jetzt wird der Applaus wahrscheinlich nur noch auf einer Seite zu vernehmen sein und nicht mehr im breiteren Raum. Wer darf dieses - es heißt ja einmal Gedankenjahr, einmal Gedenk‑ und einmal Jubiläumsjahr - wer darf 2005 und die Erinnerungen über die letzten 60 Jahre gestalten? Und wenn man den Akt in die Hand nimmt, dann kommt darin gleich am Anfang der Satz: „Die geschäftsgruppenübergreifende Lenkungsgruppe wird installiert." Und ein bisschen später: „In Kooperation und im Einvernehmen mit den einzelnen Geschäftsgruppen, Bezirksvorstehungen und ähnlichen Institutionen wird und werden Projekte definiert." 

Jetzt haben die Grünen einen Bezirksvorsteher, und ich habe natürlich dort einmal nachgefragt und bei anderen Institutionen, wie denn die Einbindung in dieses Gesamtprojekt, in das gesamte Jahr 2005 aussieht. Also die Auskunft, die ich aus Neubau, dem 7. Bezirk, bekomme, ist, es gibt die Information, dass das Gedankenjahr, das Jubiläumsjahr stattfindet, nun, das ist kein Geheimnis, es wird ein Buch geben und in diesem Buch wird die Geschichte der letzten 50 Jahre aufgearbeitet werden, und der 7. Bezirk wird eine halbe Seite bekommen und wenn alle Bezirke das machen möchten, hat eben jeder Bezirk eine halbe Seite. Halbe Seite 50 Jahre Neubau, das war die Information, und das war die Einbindung. 

Es gab nicht die Frage, was wollt ihr mitgestalten, habt ihr Ideen, was könnt ihr machen. Und wenn die anderen Institutionen ähnlich stark eingebunden wurden wie die Bezirksvorstehung, die im Akt explizit angeführt wird, dann befürchte ich, dass die Einbindung über den Kreis der SPÖ und ihr nahestehenden Organisationen hinaus sehr schwach ausgefallen ist. 

Man fragt sich, warum nicht alle Oppositionsparteien von Anfang an mit diesem Akt beschäftigt wurden, informiert wurden und sich einbringen konnten. Wenn man das Bild von diesen “Vier im Jeep“ hat, dann ist es hier etwas anders. Hier ist es ein Michael Häupl, der allein unterwegs ist. Der hat nicht angehalten und jemanden einsteigen lassen, der Jeep fährt nicht zu viert, sondern mit einem alleine durch die Stadt.

Ich habe vorhin ein paar positive Punkte aufgezählt. Aber was uns beim Schnelllesen schon aufgestoßen ist und jetzt zu ein paar Fragen von mir führt, wo ich mich freuen würde, wenn ich ein paar Antworten bekomme, ist das breit angelegte Jubelfest. Und das ist kein Versprecher, es heißt nämlich nicht Jubiläumsfest, es heißt bei der Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH - für alle, die sich im Akt nicht bis zum Ende durchgekämpft haben – “für die Konzeption, Organisation, Durchführung der genannten Veranstaltungen“, und da kommt ein breit angelegtes Jubelfest im September auf dem Wiener Rathausplatz. 

Und dieses Jubelfest ist nicht näher ausgeführt. Das, was man entnehmen kann, ist dass Speisen aus den 50er Jahren günstig angeboten werden. Es gibt da an jedem Standel eine Speise aus den 50ern zum Preis der 50er Jahre. Ich hoffe, man muss nicht die Schillinge ausgraben, weil da wird nicht jeder welche finden, aber das ist es im Wesentlichen, und ansonsten ist nicht viel herauszulesen. 

Jetzt fällt dieses Jubelfest, 18. September, in eine Phase, wo die Auguren, die Zeitungen und alle möglichen Menschen in dieser Stadt, die an Politik interessiert sind, rätseln, ob das nicht in eine Wahlkampfveranstaltung umgemünzt werden könnte. 

Dieses breitangelegte Jubelfest - Zitat noch einmal aus dem Akt - wirft viele Fragen auf, ist komplett offen, die Finanzierung steht nicht exakt drinnen, es steht nicht exakt drinnen, was da passieren wird. Vielleicht kann Herr LUDWIG das hier genauer ausführen, es würde uns interessieren. So, das war eine formale Kritik, eine Kritik an der mangelhaften Einbindung, aber das ist wieder eine Übertreibung, besser gesagt, an der Nichteinbindung der GRÜNEN. Ich weiß nicht, ob die anderen Oppositionsparteien hier eingebunden waren, wir waren es nicht, der Bezirksvorsteher vom 7. Bezirk war es auch nicht und ich nehme an, viele andere auch nicht. Das ist eine formale Kritik.

Eine inhaltliche Kritik, was mir persönlich abgeht bei diesem Akt oder bei all den Veranstaltungen, die 2005 stattfinden: In den letzten Jahren haben wir da herinnen diskutiert, unter anderem zum Beispiel die Frage der Ehrengräber aus der NS‑Zeit, wir haben auch eine Kommission beauftragt. Das liegt schon viele Monate zurück und diese Kommission hat ihren Bericht abgegeben. Nicht heuer, sondern letztes Jahr irgendwann im Dezember. Fertig war er schon in diesem Frühjahr, aber im Dezember war er dann ganz fertig. Haben hätte man ihn können ein paar Monate vorher, wenn man wollen hätte. Zwar liegt er seit Dezember vor und auf die Fragen, wann dieser Bericht hier herinnen behandelt wird, kommt immer: „Es fehlt noch die Bewertung, die politische Bewertung, bevor er hierher kommt." Also eigentlich haben wir diese Kommission beauftragt, damit sie die Bewertung macht und wir hier dann gemeinsam bewerten können, was wir davon halten. Nicht die Idee war, dass diese Kommission einen Bericht erstellt und die SPÖ ganz lange beratschlagt, was sie jetzt mit dem macht, und dann dürfen wir vielleicht im Februar oder im März oder vielleicht passt 2005 nicht dazu, über diese zugegeben schwierige Problematik sprechen. 

Gerade in diesem Jahr könnte man mit dem Bericht – der, obwohl er natürlich nicht öffentlich zugänglich ist und obwohl er nicht hier vorgestellt wurde, natürlich nicht geheim geblieben ist - einiges bewirken und ich glaube, dass gerade der Bericht in diesem Jahr einen höheren Stellenwert haben könnte und ich glaube auch, dass man auch weiß, dass da ein scharfer Wind blasen wird. 

Die “Kronen Zeitung“ wird keine Freude haben mit dem Bericht. Das sage ich ganz direkt, ja, die haben auch keine Freude gehabt mit der Aufhebung des Ehrengrab-Status für den Herrn Nowotny oder für das Grab, und die werden auch keine Freude haben mit dem Bericht. Der Bericht lässt natürlich viele Fragen offen und es ist die politische Bewertung, wie geht man denn um mit den Gräbern, denen der Ehrengrab-Status, wenn wir dem Bericht folgen, tatsächlich aberkannt bleibt oder wird. Und diese Entscheidung muss hier herinnen gefällt werden. Und die Grünen werden sich eine Spur leichter tun wie die SPÖ und deswegen passt es vielleicht heuer nicht hinein. Ich würde es als einen Skandal ansehen, wenn man diesen Bericht über das ganze Jahr verschleppt - das zeichnet sich ab - und ich würde mich freuen, wenn das nicht passiert, sondern wenn der Bericht im Februar hier liegt. 

Der Bericht ist fertig, der Bericht wurde übergeben. Herr Mailath-Pokorny hat ihn gelesen - und ich glaube, er ist nicht der Einzige, der ihn gelesen hat -, dieser Bericht steht zur politischer Bewertung hier an, und da müssen nicht die Bezirksvorstehungen eingebunden werden, aber zumindest die Parteien da herinnen. Und ich hätte ihn gern, nicht über irgendeinen Kanal, den man sich suchen muss, sondern ich möchte ihn offiziell haben und hier offiziell Fragen dazu stellen.

Über Deserteure und Widerstandskämpfer: Bleiben wir bei den Deserteuren. Dieser Opfer-Heldenmythos, da gehört vieles richtiggestellt. Es gibt jedes Jahr eine klägliche Veranstaltung - nicht wegen dem Veranstalter - aber eigentlich eine armselige Veranstaltung für Wien, am Schießplatz Kagran Ende Oktober, Anfang November rund um die Allerheiligen-Allerseelenzeit. Bei der Veranstaltung sind die Deserteure, die dort sind, nahezu unter sich. Da sind keine Granden zu sehen von der SPÖ und geholfen wird finanziell dort auch herzlich wenig. Also, die gehen wirklich die 10-Euro-Scheine sammeln und sind darauf angewiesen, dass zum Beispiel ich dort immer eine Kleinigkeit beisteuere, dass die Veranstaltung stattfindet. Das ist eine Schande für die Stadt Wien. Die Deserteure kommen aber auch in diesem Papier und in diesem Akt so gut wie nicht vor, es bleibt zu hoffen, dass zum Beispiel ein Denkmal für Deserteure der Wehrmacht heuer angedacht wird im Zuge des Denkmals, das im Flugfeld errichtet werden soll. Herr Schicker hat eine Kommission eingerichtet, der wir angehören, dankenswerter Weise. 

Sehr wenig lese ich in dem vorliegenden Akt über Beispiele von Selbstkritik. Die SPÖ hat nicht nur mit dem Fall Gross und mit dem BSA braune Flecken vorzuweisen, auf die sicher niemand stolz ist in diesem Haus, hoffe ich doch, ja, ich bin mir sicher, (GR Godwin Schuster: Wenn das ein SPÖ-Papier wäre, dann wäre das was anderes!) gut, es sind die braunen Flecken der BSA kein SPÖ-Papier, das mag schon sein, aber ich glaube nicht, dass irgendjemand abstreiten möchte, dass in dem Papier sehr viel bis nur Richtiges steht, und es möchte jetzt wohl niemand sagen, dass es braune Flecken hat. Das ist genau das Problem, das wir haben, Herr Schuster, das ist genau das Problem, das wir jetzt eingangs angesprochen haben. 

In Selbstkritik reden. Wir können nicht die Geschichte aufarbeiten, wenn wir nicht die eigenen Fehler mit hineinnehmen, und die gibt es, der Fall Gross ist hinreichend dokumentiert, die Fehler des BSA sind hinreichend dokumentiert, und es gehört auch mit hineingenommen.

Es gehört auch hineingenommen, wie lange man braucht, dass man in der Gemeinde Wien, in der Stadt Wien für Deserteure etwas macht. Es gehört darüber nachgedacht, warum diese Veranstaltung, die jetzt schon ein paar Jahre lang stattfindet, immer nur in diesem kleinen Rahmen erfolgt, den die Deserteure am Schießplatz Kagran zur Verfügung haben. Es gehört darüber nachgedacht, warum der Herr Richard Wadany, ein Deserteur der Wehrmacht des 2. Weltkriegs, wenn er ins Haus kommt, immer wieder vertröstet wird und genau nichts passiert von dem, was er sich vorstellt, aber nicht nur er, also der Sprecher, sondern alle anderen mit. Sie stehen meistens vor verschlossenen Türen und wenn sie drinnen sind, werden sie halt in einer kurzen Gesprächsrunde abgefertigt. 

Der Antrag, den die Grünen eingebracht haben auf die Aufarbeitung der Geschichte der Militärjustiz während der NS-Zeit, ist im Kulturausschuss ohne Begründung abgelehnt worden. Und es ist die alte Schule da wieder hervorgetreten, die mir der Kollege Günther Kenesei erklärt hat, wie das früher war, als die Grünen da neu angefangen haben. Nämlich, man stellt eine Frage in einem Ausschuss und dann sagt der Vorsitzende, gibt es weitere Wortmeldungen, und es gibt keine Antwort. 

Das ist so nicht mehr üblich, ich weiß, es ist heute nicht mehr üblich. Im Kulturausschuss war es aber so letztes Jahr, und ich war völlig verblüfft. Marie Ringler ist neben mir gesessen und hat gesagt, das ist auch nicht die übliche Vorgangsweise und sie war auch verblüfft. Es war ein heikles Thema, die Begründung war, der Antrag hat nichts mit Wien zu tun, ist nicht Wien-spezifisch. Es sind aber ausschließlich Punkte darin gestanden, die mit Wien zu tun haben wie Militärjustiz während des 2. Welt-kriegs in Wien. Uninteressant. So uninteressant für die SPÖ, dass ich nicht einmal eine Antwort bekommen habe auf mehrere Fragen, die ich gestellt habe. Und da fehlt mir bei der SPÖ eben der Mut, da fehlt mir der Mut zur Selbstkritik, da fehlt mir der Mut zur Kritik an der Politik, die die letzten 60 Jahre passiert ist. 

Jetzt ist es leicht für alle in Österreich, sich zu distanzieren von den Gräuel der NS-Zeit, aber dass wir Antisemitismus nachher, in den 40er, 50er, 60er, 70er Jahren und heute noch haben, ist ein Thema. Deswegen gibt es unter anderem die Ausstellung “Jetzt ist er bös, der Tennenbaum“. Das ist ja eine gute Idee, aber das, was schon dazu gehört, ist dass die SPÖ über die eigenen Punkte auch nachdenkt, und das fehlt mir da drinnen. Und statt dessen habe ich im Dezember ein Jubelfest, es heißt sogar noch Jubelfest, heißt gar nicht anders, “Jubelfest“, “Das Fest der Freiheit“ und fertig. Kritik nichts, Selbstkritik nichts, Einbindung der Opposition nicht. 

Das kann es nicht sein, weil auch das wäre eine geschichtliche Aufarbeitung, wie hat sich die Demokratie weiterentwickelt in den letzten 60 Jahren, wie hat sich das Demokratieverständnis der SPÖ weiterentwickelt, sagen wir nur die letzten 20 Jahre. (GR Godwin Schuster: Die letzten fünf Jahre!)

Und die Befürchtung ist, wenn nicht einmal ein Bezirksvorsteher einbezogen wird, obwohl es hier steht, dass er einbezogen wird, nun, wo ist denn das Demokratieverständnis heute. Das fehlt mir. Es ist leicht zu kritisieren, was in den 30er und 40er Jahren passiert ist, und das machen wir ja alle, fast alle. Fast alle, weil wir immerhin auch leider wieder an Deutschland erinnern müssen, und was in Sachsen in den Landtagen abgeht. Da muss man ja froh sein, dass wenigstens das nicht bei uns passiert. Aber es ist zu wenig, Herr Schuster, wenn man sich ausschließlich aufregt über die Fehler, die während der NS-Zeit passiert sind, und nicht überlegt, was man selber nachher für Fehler gemacht hat. Das sind ja nicht so wenige. (GR Godwin Schuster: Es ist schon seltsam, dass ich Demokratie anspreche und nicht weiß, was sich Positives entwickelt hat, gemeinsam entwickelt hat!)

Das ist ein ernstes Thema, deswegen will ich nicht da herumpolemisieren, sondern ich sage nur die Fakten. (GR Godwin Schuster: Das sind aber nicht die Fakten!) Sie erheben auch den Einwurf, die braunen Flecken in der SPÖ und das BSA-Papier, die Studie, ist an und für sich nicht von der SPÖ. Nun, das ist mir schon klar, dass die SPÖ diese Aufarbeitung nicht selber macht, aber jetzt liegt es einmal da und widerlegt, widerlegt wurde es noch nicht. 

Ein anderer Punkt, der noch im Antrag steht. 300 000 EUR gehen zur "Hallo Austria - Hallo Vienna!" zusätzlich. Sie wechseln das Bankkonto zusätzlich zu den 299 772 EUR für die Fernsehfilm-Produktion Dr Heinz Scheiderbauer für die Ausstrahlung von 165 Pro-grammminuten zu den Jubiläen. Er bekommt viel mehr Geld, aber das ist jetzt einmal das zusätzliche Geld ausschließlich für die Jubiläen. Da ist auch nicht ausgeführt, wie das geht. Ausschreibungen finden in der Regel nicht statt, das steht auch vorne drinnen, “In-Haus-Vergabe“. Da geht es doch immerhin um mehrere Millionen Euro, die insgesamt vergeben werden, in dem ganzen Akt. Die Vergabe, auch von den einzelnen Initiativen und einzelnen Ausstellungen, die ich unterstütze, ist trotzdem fraglich. Es kann doch nicht sein, dass die Geschichte der letzten 60 Jahre von der SPÖ alleine geschrieben worden ist. Sie kritisieren völlig zu Recht, dass im Bund, die Bundesregierung - das ist ja fast schon übertrieben, weil die Geschichtsschreibung macht ja die ÖVP fast allein dort -, dass die ÖVP dieses Jahr nützt, sich darzustellen als Erfinder der zweiten Republik. Das sind sie natürlich nicht, aber Sie sind auch nicht in Wien die Erfinder der Gemeinde oder der Stadt Wien, das sind Sie auch nicht, aber in Wirklichkeit versuchen Sie uns genau das einzureden. 

Ich finde es sehr, sehr schade, dass es bis jetzt - aber es ist erst Jänner - dass es bis jetzt nicht geglückt ist, über den Kreis von zumindest SPÖ-nahen Leuten hinaus, Leute in die Planung einzubinden. Aber es ist ja erst Jänner, und es würde sich immer noch anbieten, dass man Veranstaltungen macht, um das Demokratieverständnis und die Entwicklung der Demokratie zu hinterfragen und vor allem auch einen Ausblick wagt. 

Was soll denn noch passieren? Jetzt ist 2005, was soll passieren die nächsten 5 oder 10 Jahre im Bereich demokratischer Entwicklung. Kein Angebot, steht da nirgends drin, denkt auch offensichtlich keiner darüber nach. Wenn Sie Vorschläge brauchen, wir sind gerne bereit und falls wir eingebunden werden - und es steht nicht nur im Akt, dass wir immer angefragt wurden, was aber leider nicht richtig ist -, so sind wir gerne bereit, darüber nachzudenken. Und man könnte auch dazu, gerade heuer, nicht nur kleine Veranstaltungen machen, sondern intensiv darüber nachdenken, aber das gibt es auch nicht. 

Es gibt eine Einigkeit über die Gräuel der Nazizeit, die stehen drinnen, da gibt es entsprechende Veranstaltungen. Es gibt ein paar Veranstaltungen, die ich am Anfang aufgezählt habe, die ich für gut befinde. Wir können ja das vom Jubiläumsjahr durchgehen. Die Belvedereausstellung, die traue ich mich noch nicht abschließend zu bewerten, momentan würde ich behaupten, das wird nicht ganz der Höhepunkt dieses Jahres sein. Das DÖW hat sehr viele Jahre rennen müssen, dass sie das Geld endlich bekommen, aber sie bekommen es. Ob es genug ist, ob es dem Antrag entspricht, wer weiß.

Das Ausstellungsprojekt “Frauen gedenken anders“. Wer macht das, wer ist Kurator, wer ist Kuratorin, wo ist ausgeschrieben worden, weiß ich nicht, steht nirgends.

Die Wanderausstellung mit 15 stark frequentierten Plätzen, mit 3,50 Meter hohen Türmen: Da weiß man nicht, ist das ein GEWISTA-Gegengeschäft, sind das die GEWISTA-Türme, kommen ein paar neue GEWISTA-Türme irgendwo hin, das steht nicht drinnen.

“Die Verfolgung Homosexueller“, haben wir zwar gesagt, ist eine gute Ausstellung. Aber wer dabei ist, wer eingebunden worden ist, das steht nicht drinnen. Wie viel kostet das genau, das steht nicht drinnen, keine detaillierten Punkte. Das reicht nicht, dass man vom Gefühl her sagt, das wird schon etwas werden, wir würden es gerne genauer wissen. Das kann man dem Akt nicht entnehmen, wurde uns nirgends beantwortet.

Das Buchprojekt habe ich erwähnt, eine halbe Seite für den 7. Bezirk. Nicht, dass ich glaube, dass der 7. Bezirk da 10 Seiten haben muss, aber die Art der Einbindung lässt doch tief blicken auf das heutige Demokratieverständnis. 

Und “Das Fest der Freiheit“. Das wäre mir ein Anliegen, wenn man mir das heute erklären könnte. Was wird “Das Fest der Freiheit“, was wird das “Jubelfest“, wie es im Akt heißt. Mittlerweile hat es ja wenigstens einen neuen Namen bekommen, nachdem “Jubelfeiern“ auch kritisiert wurden von Seiten der SPÖ, nämlich dass die im Bund passieren. Was passiert mit dem “Das Fest der Freiheit“, wie viel kostet das genau am 18. September, wer wird dort genau reden dürfen? Das steht: Bürgermeister der Hauptstädte der vier Signatarnationen. Das ist gut, das gefällt mir, weil da kommt auch der Bürgermeister Ken Livingston aus meiner Geburtsstadt London, das ist in Ordnung, aber da steht sonst nichts dabei. Dieses “Das Fest der Freiheit“, das einer der Höhepunkte ist, hat da drinnen 1, 2, 3, 4, 5, 9 Zeilen im ganzen Projekt. Das ist einer der Höhepunkte dieses Jahres in den Aussendungen, die die SPÖ und der Herr Bürgermeister selbst machen. Es ist einer der wichtigsten, sowie die Festsitzung des Landtags im April, und die Ausführungen dazu sind sehr kärglich. 

Jetzt könnte man es positiv interpretieren und sagen, das ist kärglich, weil wir es noch nicht wissen. Das würde heißen, dass noch viel offen ist, das würde bedeuten, dass man noch viele Leute einbeziehen könnte bei der Gestaltung von “Das Fest der Freiheit“ und nicht eines “Jubelfestes“.

Bei der Denkmalenthüllung bleibt immer noch offen, wo die Ausschreibung stattfindet. Das soll ja immerhin schon am 19. April passieren. Wer macht das Denkmal, wer hat das ausgesucht, hat es eine Jury gegeben, oder sonst etwas. Ist nicht zu entnehmen, wissen wir nicht, sind wir nicht informiert worden.

Ich finde es sehr schade, dass ein Jahr wie 2005, das zur Weiterentwicklung der Demokratie aus heutiger Sicht - ich bin ja noch lange nicht am Ende mit der Demokratieentwicklung - genützt werden könnte, aber in erster Linie genützt wird, dass die ÖVP sich selber feiert im Bund und die Sozialdemokratie sich selber feiert in Wien. 

Nachdem ich nicht annehme, dass alle Fragen beantwortet werden, kann ich nur hoffen, dass die Fragen offen sind, weil Sie es zum jetzigen Zeitpunkt nicht besser wissen und hoffe, dass bei allen Projekten, bei denen noch Spielraum ist, nicht nur die GRÜNEN oder die Oppositionsparteien, sondern die Zivilgesellschaft wesentlich besser eingebunden wird als es bis jetzt der Fall ist. 

So wie es momentan ausschaut, können wir diesem Akt leider nicht zustimmen, wiewohl er einige Punkte beinhaltet, die wir gut finden. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Mit diesem heute vorliegenden Akt, den wir zu beschließen haben, wird Wien eine große Chance gegeben, das Gedankenjahr 2005 so zu gestalten, dass die demokratischen Parteien, die dieses Land aufgebaut und zur Wiedergründung dieses Landes beigetragen haben bis herauf in die Gegenwart, sichtbar werden. 

Es ist eine Chance, mit unterschiedlichen Lösungen parteipolitischer Art in diesem Haus und nicht nur hier natürlich in Wien, sondern in ganz Österreich zu zeigen, dass wir in der Geschichte alle zusammen viel geleistet haben und dass es dazu auch ein entsprechendes Geschichtsbewusstsein geben soll.

Wir freuen uns daher ganz besonders, dass es der SPÖ gerade noch rechtzeitig zur heutigen Beschlussfassung geglückt ist, die Idee, die ursprünglich schon vom Bund gekommen ist, das Gedankenjahr 2005 entsprechend zu gestalten, dass die Idee der SPÖ, das Geld lieber für die asiatischen Flutopfer zu verwenden, gerade noch rechtzeitig abgebogen werden konnte und dass wieder einmal Wien den SPÖ-Vorsitzenden gerade noch rechtzeitig zurechtrücken konnte, weil wir sonst hier wahrscheinlich eine Zerreißprobe erlebt hätten, dass die SPÖ auf Bundesebene das Geld anderweitig verwenden möchte und wir hier in Wien vor dem Problem stehen, dass die SPÖ wahrscheinlich nicht gewusst hätte, ob sie jetzt ein Gedankenjahr feiern soll oder nicht.

Also, Gusenbauer wurde gerade noch rechtzeitig zurück gepfiffen, so dass wir heute wahrscheinlich auch mit einer Mehrheit der SPÖ rechnen können und ich daher annehme, dass die SPÖ heute geschlossen diesem Akt zustimmen kann. 

Aber, meine Damen und Herren, gerade deshalb, weil die SPÖ in diesem Stadtparlament eine absolute Mandatsmehrheit hat, ist sie gut beraten, alle politischen Parteien, und ich würde sagen, vor allem alle politischen Parteien, die guten Sinnes sind und ein geordnetes Verhältnis zur Vergangenheit haben, insbesondere zum Nationalsozialismus, zusammenzuholen und das Gemeinsame vor das Trennende zu stellen. Ich bin aber da guten Mutes, zumal der Wiener SPÖ-Vorsitzende und Bürgermeister Michael Häupl bereits in der “Wiener Zeitung“ deutlich gesagt hat, wie es sein soll.

Ich darf hier zitieren: „Ich würde es sehr unangenehm finden, wenn die Feiern zur parteipolitischen Vereinnahmung verkommen würden.“ Das ist ein Zitat aus der “Wiener Zeitung“. Ich gehe davon aus, dass das generell gilt und dass das natürlich auch große Bedeutung für Wien haben sollte.

Meine Damen und Herren, Österreich wurde groß, weil es einen politischen und sozialen Frieden mit viel Wohlstand, nicht zuletzt durch das Wirtschaftswunder des Raab-Kamitz-Kurses schaffen konnte, und das war zweifelsohne auch ein Verdienst des Zusammenwirkens aller bedeutenden Parteien in diesem Land.

Lassen Sie mich unsere Entwicklung an drei gesellschaftlichen Dimensionen des Gedankenjahres kurz darstellen. Ich möchte das im Bereich der Menschen, im Bereich der Kultur und an der Stellung Wiens in Europa kurz skizzieren.

Erstens, die Menschen. 1945 ist die eigentliche Stunde Null. Nach Monaten schwerer Luftangriffe und 8 Tagen Bodenkampf ist Wien ein Trümmerfeld. Am 13.4.1945 verlässt der letzte deutsche Soldat das Stadtgebiet. Das ist der eigentliche Befreiungstag Wiens. Es existiert in Wien kein öffentlicher Verkehr, es sind keine Menschen auf der Straße. Die Menschen sind geschockt, leben in bitterer Not und verstecken sich.

1955: Am 15. Mai erfolgt die Unterzeichnung des Staatsvertrages, wir erleben hier in Österreich und ganz besonders hier in Wien erstmals wieder Freude, Freude über die Geburtsstunde des neuen Österreich. Wir sehen jubelnde Massen und die Menschen spüren eine Aufbruchstimmung. 

1995: Nicht nur der 1. Jänner war nach einer überwältigenden Mehrheit der Österreicher ein so genannter europäischer Jubeltag und ein neuer Qualitätsschub für Österreich.

Die Europäische Friedensdimension zeigt auch eine neue Qualität im Umgang mit den Menschen; und ich möchte als ein herausragendes Beispiel das Hospiz der Caritas Socialis in Wien 3 nennen, wo Menschen in ihren schlimmsten Situationen, dem nahenden Tod, in ihrer Würde geachtet und begleitet werden.

Zweitens, die Kultur. 1945, schon wenige Tage nach Kriegsende erscheinen wieder Zeitungen, und es findet auch Kultur wieder statt, und zwar spielen die Philharmoniker im Konzerthaus am 27. April, und das Burgtheater spielt im Ronacher am 30.4. das erste Mal. 

1955: Beginn des österreichischen Fernsehens am 1. August, Wiedereröffnung des Burgtheaters am 15.Ok-tober und der Staatsoper am 5. November. 

1995: Die Vielfalt der kulturellen Aktivitäten in Wien gedeiht, zum Beispiel sei hier genannt die Wiedereröffnung der Österreichischen Galerie im Unteren Belvedere am 1. Juli. 

Drittens, Wien in Europa. 1945, die Stadt nimmt am 18.4. wieder ihre Arbeit auf, die Gemeindeverwaltung be-ginnt ihre Tätigkeit. Am 29. April wird der Wiener Stadtsenat neu konstituiert und der Bürgermeister Körner ge-wählt, und am 25. November finden Nationalratswahlen und Gemeinderatswahlen statt. 

Allerdings gibt es hier in Wien eine drückende Last, nämlich die der Besatzungskosten, es gibt Hunger, es gibt nach wie vor Not. 1955 ist das eigentliche Jahr unserer echten Unabhängigkeit. Mit 14.10. verlässt der letzte alliierte Soldat Wien. Das ist der eigentliche Unabhängigkeitstag. 

1995: Wien gilt als Brücke und Partner im neuen Europa, mit dem Beitritt zur EU ab 1. Jänner wird das auch manifest, und am 12. April beschließen Wien und Budapest eine enge wirtschaftliche Kooperation. Die Stadtaußenpolitik ist geprägt, vor allem in Richtung neue Demokratien. 

Meine Damen und Herren, heute beschließen wir mit diesem Akt eine Art äußerer Verpackungen mit Anregungen zur Gestaltung von insgesamt drei Jubiläen. Erst der Inhalt und die Veranstaltungswirklichkeit wird uns dann zeigen, was Sie als Mehrheitsfraktion und wir alle, soweit wir dabei eingebunden sein werden und eingebunden werden, insgesamt daraus machen. Die Aussage vom Bgm Häupl, sich für eine Ernsthaftigkeit der Auseinandersetzung mit der Geschichte einzusetzen, für eine Begegnung und Besinnung und nicht nur für oberflächliche Jubelfeste, ist erfreulich, und es ist ihr daher vollinhaltlich zuzustimmen.

Wir als Wiener ÖVP werden aber hier bei diesem Akt in erster Linie deshalb zustimmen, weil wir für diese positive Entwicklung dieses unseres Österreichs und dieser Stadt historische Mitverantwortung tragen, weil wir Geschichte als etwas wichtig Nacherlebbares an die nächste Generation weitergeben wollen. Jeder Missbrauch von derartigen Feierlichkeiten durch einseitige parteipolitische Vereinnahmung oder Arrogierung wäre daher ein Schlag in das Gesicht der Männer und Frauen, die diese Stadt und diese Republik sowohl aus dem politischen als auch aus den Kriegstrümmern wieder aufgebaut haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist daher eine große Chance, meine Damen und Herren, den Wienern ein Bewusstsein von gemeinsamer historischer Anstrengung für eine bessere Zeit zu geben. Seien wir uns dabei aber auch alle bewusst, dass das nun Erreichte und der hohe Lebensstandard nur erhalten werden können, wenn man mit den vorhandenen Ressourcen, vor allem auch in Hinblick auf die Belastungen der nächsten Generationen, sorgsam und sparsam umgeht. 

Für Stunden des Bedenkens und der Besinnung im Gedankenjahr 2005 darf daher kein Platz sein für parteipolitisches Hickhack. Zeigen Sie als Mehrheitsfraktion, dass Sie diese Möglichkeit als Chance mit der von Ihnen immer wieder zitierten Demut nützen werden. Wir werden daher diesem Akt in der genannten Form als Chance für diese Stadt zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als Freiheitliche liegt mir eine ehrliche und objektive Aufarbeitung der Geschichte ganz besonders am Herzen und ich finde, dass Feierlichkeiten im Zusammenhang mit den Jubiläen 60 Jahre zweite Republik und 50 Jahre Unterzeichnung des Staatsvertrages angebracht und auch notwendig sind. Ich glaube, dass eine Auseinandersetzung mit der Vergangenheit hilft, auch an die Geschichte zu erinnern und dass es auch hilft, immer wieder neue Entdeckungen zu machen. 

Und ganz besonders wichtig finde ich einen Gedankenaustausch zwischen der jüngeren Generation, die diese Zeit nicht miterlebt hat und der älteren Generation. Diese Kommunikation zwischen den Generationen hat sich bewährt, durch diesen Erfahrungsaustausch entsteht Sensibilität und Bewusstsein, und das ist für unsere Stadt und für unsere Jugend ganz besonders wichtig. Es ist daher mehr als legitim, dass die Stadt Wien auch dieser Ereignisse gedenkt, genauso wie in ganz Österreich gedacht wird, in anderen Bundesländern auch. 

Soweit so gut, wir würden gerne aus den genannten Überlegungen diesem Aktenstück unsere Zustimmung geben, wenn da nicht die Art und Weise wäre, mit der Sie uns dieses Vorhaben präsentieren. Die Art und Weise, wie Sie uns dieses Vorhaben präsentieren, gibt uns keine Garantie, dass es sich allein um eine objektive Auseinandersetzung mit den Ereignissen in der Geschichte handelt, sondern die Information, die wir erhalten, ist äußerst dürftig und mager. Und wenn ich mir das Aktenstück ansehe, dann sehe ich als Erstes, dass es sich um eine überplanmäßige Ausgabe handelt, eine Ausgabe von immerhin 4,7 Millionen EUR, überplanmäßig. Es liegt die Vermutung nahe, dass Sie irgendwie keinen Plan haben, denn ich frage mich schon, wenn Sie uns im Jänner eine Überschreitung vorlegen, ob Sie, wo wir doch im November ein Budget beschlossen haben, zu diesem Zeitpunkt noch nicht gewusst haben, dass im Jahr 2005, im bevorstehenden Jahr, zwei so wichtige Jubiläen anstehen. Denn wenn das der Fall ist, dann ist das, was wir hier in der Hand haben, eine Blitzaktion und ich muss mir auch ernstlich Gedanken um die inhaltlichen Bestandteile machen. Wenn Sie es schon früher gewusst haben, was ich annehme, dann verstehe ich nicht, warum Sie die Ausgaben nicht im Budgetvoranschlag für das Jahr 2005 veranschlagt haben. 

Aber lassen wir die formalen Dinge beiseite. Wenn wir uns den Inhalt des Aktenstückes anschauen, dann ist das, was uns hier vorliegt, äußerst mager und dürftig.

Als kleines Detail am Rande. Hier steht: Das Kriegsende 1955 und die Unterzeichnung des Staatsvertrages war der Beginn der Entwicklung, und so weiter. Es ist schon so, dass das Kriegsende 1945 war und nicht 1955. Und vielleicht sollte der Verfasser dieses Aktenstückes eine Nachhilfestunde in Geschichte nehmen. Wenn ich mir denke, dass auf diesem Schriftstück zahlreiche Videnden, dass zahlreiche Unterschriften auf diesem Papier drauf sind, so finde ich das eigentlich peinlich, (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ja, wirklich!) dass nicht einmal die Daten, nicht einmal die Jahreszahlen, im ersten Absatz dieses Aktenstückes stimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Die vorgesehenen Projekte - und das ist auch einer unserer Kritikpunkte - sind zwar kurz angeführt, aber eine genaue Beschreibung auch über den Inhalt wurde nicht gegeben. Wir haben im Ausschuss eine genauere inhaltliche Darstellung erbeten, und die Frau Vizebürgermeisterin hat uns zwar versichert, es seien alle Projekte fertig geplant - ja, das glauben wir, da besteht kein Zweifel -, aber eine inhaltliche Information hat es nicht gegeben, genauso wenig wie es finanzielle Details gegeben hat. Im Antrag steht lediglich, dass beispielsweise mit der Praterservice GmbH ein Vertrag abzuschließen ist, nur den Vertrag kennen wir nicht. Den scheinen anscheinend nur ganz wenige zu kennen, ebenso diese Fernseh-Filmproduktionsfirma. Auch hier ist ein entsprechender Vertrag abzuschließen, also die Formulierungen sind hier äußerst nebulos und man hat einfach das Gefühl, Sie können sich alles erlauben, sie brauchen unsere Zustimmung nicht und deshalb ist es Ihnen auch nicht wichtig. 

30,7 Prozent der wahlberechtigten Wiener haben Ihnen bei der Wahl ihre Stimme gegeben, dennoch agieren Sie seit Jahren so, als hätten Sie 100 Prozent der Stimmen. Und das kritisiere ich auch bei der Vorlage dieses Aktenstücks, denn über die Opposition wird einfach drübergefahren. Sparsam, hat der Bürgermeister gemeint, sollten die Feierlichkeiten sein und maßvoll und der Genosse Gusenbauer hat auch gemeint, dass Angesichts der Flutkatastrophe eine sparsame Vorgangsweise angebracht wäre. Sparsam erscheint mir diese Planung nicht zu sein, sparsam ist lediglich die Information für uns Oppositionsparteien und deshalb wird es von uns Freiheitlichen keine Generalvollmacht geben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wir Freiheitlichen wollen einen aufrichtigen Umgang mit der Vergangenheit, wir wollen, dass denjenigen, die die Stadt nach dem Krieg wieder aufgebaut haben, dass denjenigen, die den heutigen Wohlstand geschaffen haben, unsere Wertschätzung vermittelt wird. Das Leid, das viele in der Kriegszeit in der NS-Zeit erfahren haben, die Schwierigkeiten und die schrecklichen Erfahrungen, die viele Wienerinnen und Wiener in der Besatzungszeit erlebt haben, das alles sind Themen, mit denen wir uns beschäftigen müssen, und wir würden deshalb auch gerne diesem Aktenstück zustimmen. Aber unter den ge-nannten Bedingungen, ohne Kostenaufstellungen, ohne Information, ohne Kenntnis der Verträge, können wir diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Michael LUD-WIG.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Beim Verfolgen der bisherigen Diskussion ist mir ein Zitat von Sallust eingefallen, der einmal gemeint hat: „Es ist mühselig, Geschichte niederzuschreiben.“ Und ich sage, er hat völlig recht, es ist mühselig, aber es ist umso notwendiger, denn auch die Diskussion zeigt, dass es gerade über historische Ereignisse und Anlässe auch in der Gegenwart Bedarf gibt zu diskutieren, und diesem Umstand, meine ich, wird auch der vorliegende Akt sehr treffend gerecht.

Bgm Dr Michael Häupl hat in einer Pressekonferenz bei der Präsentation auch dieser Projekte gemeint, wir wollen kein Jubeljahr veranstalten, aber durchaus mit Stolz auf die Entwicklungen, die die Stadt Wien in den letzten 50 Jahren genommen hat, zurückschauen. Und ich denke, dass das eigentlich ein sehr gutes Gesamtmotto über diese Projekte ist, die im vorliegenden Akt unter dem Titel “Begegnung findet Stadt“ zusammengefasst sind. Und das ist, wie ich meine, auch ein Motto, das durchaus auch für alle diese Projekte gelten kann. Und es ist gut, dass es den Versuch gibt - und der wurde ja auch von meiner Vorrednerin und den Vorrednern angesprochen -, der auch die Möglichkeit bietet, dass Menschen aus unterschiedlichen Generationen, unterschiedlicher sozialer Herkunft, unterschiedlichem Wissensstand Gelegenheit haben, sich über diese Ereignisse zu informieren. 

Es sollen nicht Feierlichkeiten im Vordergrund stehen, sondern eine inhaltliche Auseinandersetzung. Und deshalb sind auch mehr als 100 verschiedene Projekte zusammengefasst. Es sind Ausstellungen, Symposien, Fachveranstaltungen, Projekte und Publikationen vorgesehen, und ein Hauptanliegen dieses Projektes ist auch, die Menschen dort abzuholen, wo sie stehen, wo sie auf Grund ihrer Vorbildung stehen und wo es auch die Möglichkeit gibt, sie in diese Projekte mit einzubeziehen. 

Und das ist auch der Grund, warum viele dieser Projekte auch im öffentlichen Raum stattfinden, oder auch den öffentlichen Raum mit einbeziehen werden. Spezielle Zielgruppen werden ebenfalls im Vordergrund stehen und ich denke hier insbesondere an einzelne Veranstaltungen und Projekte, die besonders junge Menschen mit einbeziehen, aber auch, um Frauen damals in der Zeit des Wiederaufbaus, aber auch Frauen in der Gegenwart zu zeigen, unter welchen Lebensumständen sie gelebt haben und auch derzeit leben.

Wer sich mit der Vergangenheit nicht auseinander setzt, kann auch nicht zuversichtlich in die Zukunft blicken. StR Ellensohn hat auf diesen Bereich aufmerksam gemacht. Ich teile das, ich denke deshalb, dass die Auseinandersetzung mit unserer Geschichte, die in der Tat viel Erfreuliches bietet, aber auch viele Schattenseiten bietet, durchaus sinnvoll und notwendig ist und ich denke, dass da die SPÖ durchaus auch mit einem guten Beispiel vorangegangen ist. Herr Stadtrat (zu StR David Ellensohn), Sie haben es selbst angesprochen, und ich würde alle anderen demokratischen Parteien einladen, sich mit ihrer eigenen Vergangenheit so kritisch auseinander zu setzen wie es die SPÖ getan hat. Und man muss dazu erwähnen, dass gerade die SPÖ Wien nach 1945 eine Partei und Bewegung war, die nicht nur aus sehr vielen Widerstandskämpfern und Emigranten bestanden hat, sondern sich auch in den Jahren, den ersten Jahren der zweiten Republik, besonders massiv abgegrenzt hat gegenüber ehemaligen Nationalsozialisten. Aber richtig ist, es gibt viele Dinge, über die man sprechen muss und ich halte das auch für gut und richtig und ich komme wieder zurück auf den Ausspruch von Sallust „Es ist mühselig, Geschichte aufzuschreiben“, aber es ist notwendig. Und es ist notwendig, diesen Dis-kurs in unserer Stadt zu führen, auch wenn er manchmal kontroversiell geführt werden muss, aber ich denke, es ist auch für die Psychohygiene des kollektiven Gedächtnisses unserer Stadt sinnvoll und notwendig. Ich denke, dass wir in Wien hier eine besondere Möglichkeit haben, auf die historischen Anlässe im April 1945 einzugehen. Nicht zuletzt fand auch die Republiksgründung nicht im vom Krieg verwüsteten Hohen Haus, im Parlamentsgebäude, statt, sondern hier im Wiener Rathaus, wo sich Ende April 1945 die provisorische Staatsregierung unter Karl Renner zu ihrer konstituierenden Sitzung gefunden hat. Und man sollte nicht vergessen, dass bereits zwei Tage zuvor, am 27. April 1945, die drei damals bestehenden demokratischen Parteien die Unabhängigkeitserklärung beschlossen haben, eine Proklamation erlassen haben, in der sie die Republik Österreich für wiederhergestellt erklärt haben und den im Jahre 1938 dem österreichischen Volke aufgezwungenen Anschluss für null und nichtig erklärt haben.

Und ich denke, dass das Dinge sind, auf die wir auch stolz sein können, dass es Menschen gibt, die diese Zeit aktiv miterlebt haben, aktiv mitgestaltet haben. Es ist ein Triumph, wenn man so will, auch der rot-weiß-roten Fahne über das Hakenkreuz und es ist ein Triumph der Demokratie über die Diktatur und ich denke, dass das Grund und Anlass genug ist, in vielen Veranstaltungen daran zu denken und daran zu erinnern.

Ich möchte aber die Gelegenheit auch benützen, noch ganz kurz über die Lebensumstände, die damals geherrscht haben, zu berichten, weil das auch ein guter Bogen zu den Veranstaltungen ist, die geplant sind. Es gibt eine Ausstellung im Museum der Stadt Wien, die so genannte Sinalco-Ära, die sich mit den Lebensumständen, der Alltagsgeschichte der Menschen, von 1945 bis in die Gegenwart beschäftigt, das Konsumverhalten zum Inhalt hat, und die beschäftigt sich, wie ich meine, sehr spannend mit den näheren Lebensumständen der Menschen. Ich glaube, auch das ist ein guter Vergleich zu schauen, was sich bis in die Gegenwart alles geändert und verändert hat.

Und man sollte darauf hinweisen, dass im Jahr 1945 auch in unserer Stadt nichts bestanden hat. Es hat keine Gas-, keine Stromversorgung gegeben, es hat keine Post, kein Telefon, keinen öffentlichen Verkehr gegeben, keine Medikamente, keine Kleidung, und fast nichts zum Essen.

Ich möchte da nur ein Zitat bringen, um zu zeigen, welche Lebensumstände damals geherrscht haben. Das hat damals nämlich Fiorella La Guardia, der damalige Generaldirektor der UNHRA, der Hilfs- und Wiederherstellungsverwaltung der Vereinten Nationen, am 2. Mai 1946 erklärt. Ich möchte es kurz zitieren: „Das österreichische Volk gehört zu jenen Völkern der Welt, die dem Niveau des Hungertodes am nächsten stehen." 

Ich sage das nicht nur aus historischen Gründen, sondern ich sage das auch deshalb, weil dem österreichischen Volk und insbesondere der Stadt Wien damals viel geholfen wurde. Es hat damals den Marschallplan gegeben, es hat die Carepakete gegeben, es hat den Versuch vieler skandinavischer Länder gegeben, ebenso von Spanien, Portugal, der Schweiz und den Niederlanden, den Wienerinnen und Wienern zu helfen. Es sind Kinder aus unserer Stadt in diese Länder gebracht worden, wo sie aufgepäppelt worden sind. Es sind Hilfslieferungen in unsere Stadt gekommen, die mitgeholfen haben, dass viele Menschen nicht verhungern und zumindest keine gesundheitlichen Schäden in die Zukunft mitnehmen mussten. 

Ich denke, auch daran sollten wir denken, wenn wir heute darüber diskutieren, anderen Menschen zu helfen, die in anderen Ländern Probleme haben, unabhängig davon, ob die Ursache Krieg ist oder Naturkatastrophen sind. Ich denke, dass die Behandlung von Menschen, die aus anderen Ländern aus politischen Gründen flüchten müssen, die bei uns in Österreich um Asyl ansuchen, dass sich gerade diese Thematik nicht für politische Diskussionen eignet und auch nicht dafür, politisches Kleingeld zu erzielen. Ich denke, die Beschäftigung mit der Geschichte unserer Stadt soll uns auch helfen, politische Maßnahmen in der Gegenwart zu setzen und uns zu wehren, wenn es darum geht, solche Fragen wie Flüchtlingsproblematik, Asylantenfragen politisch zu instrumentalisieren.

Ich möchte aber noch auf ein besonderes Anliegen auch dieses Antrags eingehen, nämlich die Frage, inwieweit es möglich ist, hier einen gesamtgesellschaftlichen Diskurs über diese Ereignisse zu entspinnen. Ich möchte darauf verweisen, dass es immer weniger Menschen gibt, die diese Zeit, die Jahre 1945 bis 1955, noch aktiv erlebt haben. Die Zeitzeugen dieser Geschehnisse sind mittlerweile eine statistisch kleine Gruppe. Das sind bestenfalls 17 Prozent der insgesamt mehr als 8 Mil-lionen Österreicher, also rund 1,35 Millionen Menschen, die eine vage, sehr schemenhafte Kindheitserinnerung an die Nächte im Luftschutzbunker, Bombeneinschläge oder sonstige Erinnerungsfragmente haben. Und nur 8 Prozent, das sind ungefähr 640 000 Personen haben das Kriegsgeschehen selbst erlebt. 

Das heißt, der Informationstransfer aus dieser Zeit in die Gegenwart ist sehr stark angewiesen auf neue methodische Formen, die wir auch in diesen Projekten verankert haben. Es hat eine IMAS-Umfrage im Herbst des vergangenen Jahres gegeben, die gezeigt hat, dass es eine abnehmende Kenntnis über Personen des Zweiten Weltkriegs und des NS-Regimes, aber auch des Widerstands, und eine abnehmende Kenntnis über die damaligen politischen Zusammenhänge gibt. Ich denke, dass der Versuch, der zu Recht mit den verschiedenen Projekten, die in diesem Antrag zusammengefasst sind, gemacht wird, ein wichtiger Versuch ist, diese Wissenslücken aufzuarbeiten und das, was mehrfach gefordert wurde, nämlich ein Gespräch zwischen den Generationen herzustellen, zwischen jenen Menschen, die diese Zeit erlebt haben und jenen Menschen, die auf Grund anderer Information angewiesen sind, sich damit zu beschäftigen, dass dieser Informationstransfer Gültigkeit haben soll. Ich sehe darin eine große Möglichkeit im vorliegenden Akt.

Ich möchte vielleicht noch ein paar Dinge erwähnen, die von meinen Vorrednern konkret angesprochen worden sind, wobei ich in vielen Fragen auch die Einschätzungen teile. 

Herr StR Ellensohn, ich komme jetzt nur auf die Punkte, wo ich anderer Meinung bin, weil Sie haben selbst zu Recht viele Projekte, die in diesem Antrag sind, gelobt. Ich halte es, so wie Sie, ebenfalls für richtig, dass hier insbesondere all jene, die im Widerstand gearbeitet haben, auch eine entsprechende Unterstützung bekommen. 

Wenn Sie fragen, wer beispielsweise das Denkmal für die politisch Hingerichteten bei der Gruppe 40 am Zentralfriedhof vorgeschlagen hat, so ist es der Dachverband der KZ-Verbände und Widerstandskämpfer. Ich denke, das ist auch das Besondere an dieser Zusammenfassung der Projekte, dass möglichst viele Gruppen eingebunden worden sind, weniger die politischen Parteien, aber die betroffenen Gruppen. Ich finde das fast noch wichtiger.

Es ist deshalb nicht, wie die Kollegin Schmalenberg gesagt hat, eine Blitzaktion, die zu diesem Antrag geführt hat, sondern der Versuch, möglichst viele Einzelpersonen, Gruppierungen, die mit den verschiedenen Themen zu tun haben, einzubeziehen.

Wenn der Herr Bezirksvorsteher Blimlinger Vorschläge und Ideen dieses Jahr betreffend gehabt hat, dann gehe ich davon aus, dass er diese Ideen sicher kundgetan hätte, wie das auch andere Bezirksvorsteher und andere Gruppen gemacht haben. Ich denke, dass es sicher auch in dem Gesamtbereich möglich ist, hier - Sie haben selbst das Buch angesprochen - auch auf die besondere Geschichte des 7. Bezirks einzugehen.

Sie haben auch das Projekt einer Gedenkstätte am Aspanghof, nicht zu verwechseln, sage ich nicht Ihnen, sondern generell, mit dem Flugfeld Aspern, wo es um ein Denkmal für den deportierten Nachbarn geht, wie der Titel auch lautet. Es geht darum, einen Wettbewerb für Ideen und Gestaltung im Herbst auszuschreiben. Das wird jetzt passieren und bei dieser Ausschreibung werden Schulen, Studentinnen und Studenten, aber auch Künstler und Architekten einbezogen. Ich denke, dass das ein Projekt sein kann, das auch in der Entstehungsphase Meinung bilden und Informationen vermitteln kann.

Sie haben zwei Themen angesprochen, zu denen ich vielleicht nur eine Anmerkung machen möchte, nämlich die Deserteure und die Militärjustiz und die Opfer der Militärjustiz. Beides, wie ich meine, wichtige Themen, die aber wichtiger sind, als dass man nur zu Veranstaltungen geht, was auch notwendig ist, sondern dass man auch entsprechende gesetzliche, nämlich bundesgesetzliche, Rahmenbedingungen schafft. Meine Fraktion hat im Parlament zu beiden Themenbereichen schon Anträge eingebracht, um die bundesrechtliche Situation zu verändern, nämlich im Sinne der betroffenen, noch lebenden Menschen. Es wäre notwendig, da teile ich Ihre Einschätzung, das noch bundesrechtlich abzusichern, zu einer Zeit, wo diese Menschen, diese Zeitzeugen noch leben und in den Genuss einer entsprechenden finanziellen Leistung kommen können.

Ich bin mit dem, was der Kollege Strobl gesagt hat, weitgehend einverstanden, nicht in allem, aber in vielem, auch der Einschätzung über die unmittelbare Nachkriegszeit. Nur in einem Punkt möchte ich dir heftigst widersprechen. Es ist vielleicht aus deiner Sicht eher ein semantisches, aus meiner Sicht eher ein inhaltliches Problem, nämlich dass das Jahr 1945 eine Stunde null wäre. Es gibt meines Erachtens nach in der Geschichte keine Stunde null. Auch der April 1945 war keine Stunde null. Es hat eine Vorgeschichte gegeben. Wenn wir zu Recht auf den heldenhaften Wiederaufbau unserer Stadt hinweisen, muss man gleichzeitig auch immer wieder darauf verweisen, dass es notwendig war, diese Stadt wieder aufzubauen, weil es vorher Krieg, Zerstörung und Verwüstung gegeben hat, und dass diese Zerstörung und Verwüstung auch einen politischen Namen hat, dass das durch das NS-Regime war, das das politisch zu verantworten hat. Deshalb meine ich, sollten wir den Begriff "Stunde null", auch wenn er zum Beispiel im Rahmen einer Wiener Vorlesung kritisch bearbeitet wird, von Prof Sturz beispielsweise, vermeiden. Es hat eine Vorgeschichte gegeben, auch eine politische Vorgeschichte, mit der wir uns, wie ich meine, sehr hart und kritisch auseinander setzen müssen. 

Ich möchte die im vorliegenden Akt angesprochenen Projekte jetzt nicht alle noch einmal auflisten, sie sind von meinen Vorrednern aufgelistet und auch gelobt worden. Ich möchte mich diesem Lob anschließen, dass sie sinnvoll und notwendig sind, insbesondere jene Projekte, die einen nachhaltigen Effekt haben. 

Da ist die Unterstützung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes für eine Ausstellung, die im Jahre 1976 erstmals konzipiert wurde und die österreichweit die einzige umfassende Ausstellung ist, die sich mit Verfolgung und Widerstand in der NS-Zeit beschäftigt. Das halte ich für einen wichtigen Schritt. Ich sage ganz bewusst, da sind die Mittel richtig und notwendig eingesetzt und dazu bekenne ich mich auch. 

Genauso wie auch die Auseinandersetzung mit den historischen Bedingungen, denen verschiedene Zielgrup-pen in dieser Zeit ausgesetzt waren. Sie selbst haben beispielsweise eine Ausstellung im Jüdischen Museum angeführt – “Jetzt ist er bös, der Tennenbaum“ - wo es auch um die kritische Auseinandersetzung mit der jüdischen Bevölkerung geht, auch in der Zweiten Republik. Das Leid war mit dem Jahre 1945 für viele dieser Menschen ja nur unterbrochen, aber noch nicht abgeschlossen. 

Ich denke, dass auch eine Auseinandersetzung mit der Verfolgung Homosexueller in der NS-Zeit und den damit verbundenen nachfolgenden Diskriminierungen in der Zweiten Republik wichtig ist und wir im Festival "Wien ist andersrum" auch, wie ich meine, ein sinnvolle inhaltliche Anbindung haben.

Ich könnte jetzt noch viele Projekte auflisten, die eines zeigen sollten. Ich habe am Beginn ein Zitat von Bgm Dr Michael Häupl angeführt. Ich glaube, es ist richtig, was er sagt, dass wir nicht primär den Festcharakter im Auge haben sollen, sondern primär die inhaltliche Auseinandersetzung, die kritische Auseinandersetzung, eine manchmal schmerzhafte Auseinandersetzung auch mit der Geschichte unserer Stadt und den Menschen, die in unserer Stadt leben. Ich denke, dass diesem Zitat unseres Bürgermeisters nichts mehr hinzuzufügen ist. 

Ich möchte nur mit einem Hinweis und, wenn man so will, auch mit einem Arbeitsauftrag an uns alle abschließen, nämlich mit dem Ergebnis einer Meinungsbefragung, die ich vor einigen Tagen im "Kurier" gelesen habe, die ausweist, dass 55 Prozent der Österreicher nicht wissen, was 2005 gefeiert wird. Bei den unter 30-Jährigen ist dieser Prozentsatz mit 72 sogar noch viel höher. Das heißt, wir haben eine große Aufgabe als Mandatarinnen und Mandatare, wir haben eine große Aufgabe als politische Parteien, im Verbund mit Historikern, mit Zeitzeugen, mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und allen interessierten Wienerinnen und Wienern, die politischen Ereignisse darzustellen und Lehren für die Zukunft zu ziehen. Deshalb ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Daher können wir gleich abstimmen.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 15 zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 10 der Tagesordnung. Sie betrifft die Neufestsetzung der Gebühren für die Benützung der historischen Räume des Schlosses Hetzendorf. 

Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde auch nicht gestellt. 

Somit können wir gleich zur Abstimmung schreiten.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 10 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt, Postnummer 16. Sie betrifft eine einjährige Vertragsgenehmigung mit der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH betreffend das Themenjahr 2005.

Ich bitte die Frau Berichterstatterin, GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In diesem Aktenstück heißt es, dass der Presse‑ und Informationsdienst der Stadt Wien beabsichtigt, den erfolgreichen Weg der Themenreihe "Zukunft findet Stadt" auch im heurigen Jahr fortzusetzen. Der inhaltliche Schwerpunkt im Themenjahr 2005 ist dem Motto "Prater" gewidmet. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist sehr passend, denn im Prater soll ja in diesem Themenjahr ein Themenpark errichtet werden und dieser Entwicklung im Prater liegt bekanntlich die Masterplanung von Emmanuel Mongon zu Grunde, um einen nicht gerade geringen Betrag von 1,5 Millionen EUR. Die Maßnahmen, die sicher umgesetzt werden, beschränken sich im Wesentlichen darauf, dass der Prater autofrei wird, dass die Müllgefäße gereinigt und getauscht werden und dass mehr Grünpflanzen aufgestellt werden, damit sich die Sauberkeit und das allgemeine Erscheinungsbild des Praters verbessert, was ausdrücklich zu begrüßen ist. Aber 1,5 Millionen EUR wären für diese Beratungstätigkeit etwas überbezahlt. Deshalb befürchten die Praterunternehmer, dass das noch nicht alles ist, sondern dass Herr Mongon dem Prater einen noch etwas deutlicheren Stempel aufdrücken wird und genau das ist es, was die Wienerinnen und Wiener und die Praterunternehmen nicht wollen. Sie wollen nicht Disneyworld mit McDonald’s und eine Wüste von Geldautomaten, sondern sie wollen den Wiener Wurstelprater wegen seines Wiener Elements. Genau deshalb kommen auch die Touristen nach Wien. Dieses Herumwursteln mit dem Wurstelprater bringt außer Verunsicherung nichts, Verunsicherung der Bevölkerung und Verunsicherung der Unternehmer. Das Geld der Steuerzahler wird auf diese Weise mit beiden Händen zum Fenster hinausgeworfen. 

Diese Kampagne mit der Haus- und Hoffirma der SPÖ, der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH, ist ein weiterer Mosaikstein in diesem Bild. Es ist wieder eine Im-Haus-Vergabe, wieder keine Ausschreibung. Es ist genau diese Überheblichkeit, mit der Sie in der Stadt regieren, die sich auch im Aktenstück aus dem Text schön herauslesen lässt. Denn hier heißt es: „Entsprechend dem vorgelegten Angebot vom 17. Dezember der Stadt Wien Marketing und Prater Service GesmbH werden für die Maßnahmen, Aktivitäten und Bewerbung insgesamt 1 620 000 EUR verrechnet." „Werden verrechnet" steht hier geschrieben, egal, ob noch ein Beschluss im Ausschuss, im Gemeinderat oder sonstwo notwendig ist, egal ob es eine Zustimmung gibt, es wird verrechnet. Das ist eine Tatsache, die schon im Akt geschrieben steht, gerade dass nicht steht: „Es wurde verrechnet." Diese Formulierung ist eine Missachtung der Opposition und ist meiner Meinung nach demokratiepolitisch bedenklich. 

Für den Wiener Prater wünschen wir Freiheitlichen uns Wiener Ideen und eine gute Entwicklung, aber dieses Aktenstück müssen wir ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es gibt keine weitere Wortmeldung mehr. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie schon erwähnt, der vorliegende Akt beschäftigt sich mit dem alljährlich wiederkommenden Themenjahr zu Gunsten der Stadt, auch alljährlich dieselbe Summe, die der Gemeinderat gebeten wird, für dieses Themenjahr zu beschließen und aufzuwenden. 

Frau Kollegin Schmalenberg, es tut mir Leid, dass Sie sich hier an gängigen betriebswirtschaftlichen Sätzen stoßen: „Es wird verrechnet." Eine GmbH ist normalerweise in der Lage, eine Rechnung zu legen und so verwendet man natürlich solchen Terminus. Ich denke, daran ist überhaupt nichts Anstößiges, dass der Gemeinderat, wie jedes Jahr, seit vielen Jahren zuerst diesen Akt behandelt und beschließt und dann die Umsetzung in der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH getätigt wird. Das ist eigentlich auch nichts Neues mehr in diesem Hause. 

Neu ist heuer, dass jener Teil, der immer einem besonderen Schwerpunkt außerhalb der bewährten Initiative "Bewegung findet Stadt" zugeführt wird, heuer dem Prater zugeführt wird. Ich halte das eigentlich für sehr positiv und sehr gut, dass neben den Mitteln, die dieser Gemeinderat schon voriges Jahr für Infrastrukturmaßnahmen beschlossen hat, wo Sie einige aufgezählt haben, auch wenn Sie ein bisschen versucht haben, es hinunterspielen, eine ganze Menge dort umgesetzt werden wird, einen ganzen Straßenzug neu zu konstruieren, Leitwege zu entwickeln, Broschüren aufzulegen und so weiter. Das ist keine Kleinigkeit, das kostet Geld und das ist auch berechtigt. 

Zusätzlich soll es jetzt, in diesem Akt aufliegend, auch kulturelle Veranstaltungen geben, Auftaktfeste, Marketingmaßnahmen für die Wiener Bevölkerung, die in keinster Weise über die Vorgangsweise und die Angebote verunsichert ist. Viele freuen sich schon sehr auf das, was im März auf sie zukommen wird und den Prater viel schöner macht.

Ich bitte daher nochmals um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt mir nicht vor.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die für den Tagesordnungspunkt 16 und den Antrag der Berichterstatterin sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 19. Es geht hier um die Anmietung von Sportstätten im Verwaltungsjahr 2005. 

Mir liegt keine Wortmeldung vor. Daher können wir zur Abstimmung schreiten. 

Es wurde eine getrennte Abstimmung verlangt. Wir gehen auch so vor. 

Es geht bei der Postnummer 19 im ersten Punkt um eine Anmietung der Hallen A, B, C sowie des Ruderbeckens der Wiener Stadthalle in einer Gesamthöhe von 3 038 380 EUR. 

Wer für diesen Punkt, Wiener Stadthalle, ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, so angenommen. 

Nun zum Restlichen dieses Tagesordnungspunkts. Es handelt sich um Termine für Schwimmvereine in den städtischen Bädern und für den Wiener Schwimmverband, die in der Höhe von 484 000 EUR zur Verfügung gestellt werden. 

Wer dafür stimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 22. Er betrifft die Neuregelung der Mittagsverpflichtungen an ganztägig geführten öffentlichen Pflichtschulen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 22.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es steht mir nicht zu, von diesem Platz den Vorsitzenden zu korrigieren, ich will es dennoch tun. Es geht nicht um die Mittagsverpflichtungen, sondern um die Mittagsverpflegung. 

Da sind wir vielleicht auch gerade bei dem Punkt, der oft für Kinder wichtig ist. Wenn ich an meine eigenen denke, haben wir Unsummen Geld ins Mittagessen 
in Ganztagesschulen gesteckt und diese Pflicht ha-
ben meine Kinder nicht wahrgenommen. Sie haben es einfach nicht gegessen. Das ist der Fluch der eigenen 
Werte und Erziehung. Bei uns zu Hause gibt es, bei GRÜNEN nicht verwunderlich, viel Biologisches zu essen und in den Schulen, wo meine Kinder zur Schule gehen, nicht. Da hat dann meine Tochter das Fleisch angeschaut und gesagt: „Da weiß ich nicht, was drinnen ist und wie das mit den Hormonen ist. Das esse ich nicht." So viel Geld und Pflicht konnten wir gar nicht verordnen, sie haben nichts gegessen. 

Das ist auch der Grund, warum sich die Grünen so stark dafür gemacht haben, dass sich die öffentlichen Ausspeisungen in der Stadt, sei das in Kindertagesheimen, in Krankenhäusern oder in Schulen, der Gewinnung von biologischen Nahrungsmitteln als Grundzutat verpflichtet fühlen. Es ist uns sehr wichtig, dass die Kinder und Jugendlichen Essen bekommen, und zwar alle Kinder und Jugendliche, und nicht nur die, die aus sozial besser gestellten Familien kommen, dass alle Kinder die Möglichkeit haben, gesundes, gut zubereitetes biologisches Essen in der Schule zu bekommen.

Bei den Kindertagesheimen hat das Projekt schon einen sehr guten Anfang genommen. Seit zwei Jahren gibt es bei allen Kindertagesheimen der Stadt einen steigenden Anteil an biologischen Grundzutaten. Wir haben bei 30 Prozent begonnen und sind demnächst bei 50 Prozent. So soll es auch bei den Schulen sein, wo wir mit diesem heute vorliegenden Beschluss, mit dieser Vereinbarung mit den Elternvereinen, sicherstellen wollen, dass alle Kinder Zugang zu dieser guten Qualität bekommen, dass es nicht so ist, dass man es sich aussucht, auch diese Positionen gibt es bei den Kindern, ob man gesund oder gut isst, sondern dass man immer gut und immer gesund isst. Den Kindern soll es schmecken und die Zutaten sollen aus biologischer Produktion sein. 

Die Idee dahinter ist, sich nicht nur auf eine Warengruppe zu spezialisieren und zu sagen, bei der Milch ist es leicht, sie zu bekommen, machen wir halt biologische Milch und der Rest ist wie immer. Nein, von diesem Beschluss sind alle Warengruppen, Fleisch, Gemüse, Hülsenfrüchte, Milchprodukte, Öle und so weiter betroffen. Hier soll es auch seitens der Anbieter ganz klare Verpflichtungen geben nachzuweisen, dass die Produkte, die sie für die Schulen einbringen, aus biologischem Anbau kommen. Das heißt, in der Beschlussfassung, die wir jetzt treffen, müssen die Anbieter regelmäßig und vor allem für die Eltern einsichtig, nachweisen, dass sie biologische Lebensmittel verwendet haben. Ich glaube, dass das eine gute Entscheidung sein wird. 

Sonja Kato ist mir da als Partnerin in der Verhandlung dieser Vereinbarung auch als sehr kompetente, sehr kooperative und sehr ambitionierte Kollegin eine gute Partnerin gewesen. Ich denke, wir sind auf einem guten Weg. 

Die Elternvereine, die das jetzt umsetzen, haben gut mit uns kooperiert. Die Elternvereine haben intern autonome Auswahl und Gestion, die Vereinbarung mit den Anbietern der Mittagsmenüs fällt. Die Elternvereine haben sehr stark und kooperativ daran mitgewirkt. Es ist völlig klar, und es ist uns auch wichtig zu betonen, dass den Elternvereinen nicht vorgeschrieben wird, welchen Anbieter sie nehmen müssen. Sie können sich nach wie vor entscheiden, wie immer sie das möchten, aber alle Anbieter müssen die Qualität liefern. Man kann also nicht sagen, der eine ist billig, aber dafür gibt es kein biologisches Essen. Nein, alle Anbieter müssen 30 Prozent, steigend, mit dem Ziel 50 Prozent, jetzt diese guten Le-bensmittel anbieten. 

Es gibt auch Schulen, darüber sind wir informiert, die sich dafür bedanken, dass ihnen jetzt auch Unterstützung bezüglich der Abrechnung der Essenskosten angeboten wird. Manche wollen es weiter selber machen. Ich bin sicher, auch das wird seitens des Magistrats möglich sein. 

Unterm Strich, denke ich, kann mit dem Projekt auch noch erreicht werden, dass ein meiner Meinung nach wichtiges Problem in den Griff bekommen werden kann, nämlich dass Essen auch eine Frage von Werten und Erziehung sein sollte. Also man muss nicht nur fetttriefendes oder zuckerreiches Fastfood essen. Wenn den Kindern und den Eltern klar wird, dass in der Schule biologische Lebensmittel geboten werden, dann kann das auch, wenn das offensiv in den Schulen thematisiert wird, für die Kinder und für die Eltern heißen, dass es ihnen schmeckt, sie gute Qualität essen und vielleicht zu Hause auch so kochen werden.

In diesem Sinne freue ich mich, dass uns das Projekt gelungen ist. Ich bitte Sie, dem Akt auch zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Kato. Ich erteile es ihr.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Passenderweise Mahlzeit! Einige sind beim Essen, wir reden über das Essen. Für mich ist es mein zweites politisches Baby, das zweite Realbaby trage ich in mir. 

Vor zwei Jahren haben wir die Vereinbarung betreffend die Kindergärten geschlossen. Es freut mich sehr, dass wir da die 30 Prozent schon deutlich überschritten haben. Mit 43 Prozent Bioanteil, wie ich das abschätzen kann, werden wir wirklich bald die 50 Prozent erreichen können. Die Stadt Wien setzt mit dem Projekt, das auch im Ausschuss glücklicherweise einstimmig beschlossen wurde, neue Maßstäbe, nicht nur im Bereich der Kindergärten und Schulen, sondern auch im Krankenanstaltenverbund, was auch wichtig ist, da gerade die Versorgung von älteren und auch schwächeren Personen immens wichtig ist. Es gibt auch dort schon einen 30‑prozentigen Bioanteil. Wien ist hier Vorbild und auch Vorreiterin in ganz Europa. 

Ich denke mir, das ist ein wichtiger Bereich, der in unsere Zukunft investiert. Es ist wichtig aus meiner Sicht, vor allem aus gesundheitspolitischer Sicht. Da überschneidet es sich natürlich sehr eng. Einerseits legt man bei den Kleinsten eine gute Grundlage, indem man ihnen gesunde Lebensmittel zur Verfügung stellt und damit den Qualitätslevel, der bei der kommunalen Verpflegung schon immer hoch war, noch höher ansetzt. Bei den Kranken und bei den Pflegebedürftigen ist es natürlich umso wichtiger, einen Heilungsprozess und eine Erholungszeit zu unterstützen, indem man auch die Ernährung in gesundheitspolitischer Hinsicht konsequent qualitativ nach oben korrigiert.

Es ist für Wien, aber auch darüber hinaus, glaube ich, wichtig, weil wir ebenso andere Komponenten mit diesem Projekt erfüllen, die jetzt vielleicht auf den ersten Blick ein bisschen unvermutet wirken. Aber Wien stärkt natürlich mit der Summe und den Mengen an Lebensmitteln, die wir umsetzen und einkaufen, insgesamt den Markt an Biolebensmitteln. Das ist wiederum etwas, das, finde ich, eine Auswirkung auf unser aller Konsumverhalten haben soll und wahrscheinlich auch haben wird. Wenn ein großer Einkäufer wie die Stadt Wien sagt, er setzt auf Biolebensmittel, dann hat das eine Auswirkung auf den Markt, die jeder Einzelne, hoffe ich, im eigenen Konsumverhalten positiv spüren wird. Das heißt, eine noch größere Palette an Bioprodukten, aber auch vor allem, und das ist mir als Sozialdemokratin besonders wichtig, ein Einpendeln des Preisniveaus auf ein geringeres als es jetzt leider für den Individualeinkäufer oft noch ist. Tatsächlich hat sich für die Kunden und Kundinnen der Stadt Wien, egal ob im Krankenanstaltenbereich oder im Kindergartenbereich oder auch bei den Schulen, bislang nichts an den Preisen geändert. Das heißt, wir haben nicht nur gesund und gut, es ist die Speisenpalette im Grunde die vertraute, sie ist nur noch gesünder, sondern wir haben auch günstig, dass heißt es ist zu keiner Verteuerung gekommen, was mir im Hinblick auf sozial bedürftige Menschen wichtig ist, die dadurch nicht gezwungen werden, tiefer in die Geldbörse zu greifen, als sie es sich leisten können.

Wichtig ist mir - danke Sigrid, dass du das erwähnt hast -, dass es bei den Schulen, wo die Stadt eigentlich nur Abwicklerin ist, denn wir betreiben selbst keine Schulküchen, im Gegensatz zum Kindergartenbereich, wo wir direkt das Essen einkaufen, die Kooperation mit den Eltern und mit den Elternvereinen gibt. Auch da, kann ich bestätigen, gibt es wirklich das beste Einvernehmen und auch einen guten Prozess, der jetzt im Gange ist, dass die Eltern und auch die Elternvereine im Vorhinein eingebunden sind, weil es ohne die nicht geht und wir das Projekt von Anfang an ohne diese auch nicht anlegen wollten.

Ich glaube auch, dass es schön wäre, und da sind wir in Gesprächen, dass es in den Schulen einen thematischen Bezug zu dem Thema "gesunde Ernährung" geben soll, weil wir natürlich gerade bei heranwachsenden jungen Menschen sehen, dass die Mädchen einerseits mit übertriebenem Diätwahn ein Missverhältnis oder eine Nichtbeziehung zum Essen aufbauen, andererseits aber auch sehr viele übergewichtige Kinder da sind, die wiederum Bewegungsmangel haben. Ich denke mir, wenn man das Thema der gesunden Mittagsverpflegung projektartig ein bisschen in den Unterricht einbauen kann, ist das sicher ein wichtiger Teil dieses Maßnahmenpakets.

Ich möchte trotzdem abschließend von hier noch zu einem anderen Bereich Stellung nehmen, der, wenn man so will, der Anfangspunkt des Themas "Bioessen" ist, und zwar die Biolandwirtschaft. Ich wollte diese Rede nicht ungenutzt lassen, den Landwirtschaftsminister drin-gend aufzufordern, die geplante Änderung bei der Förderung aus dem ÖPUL noch einmal zu überdenken. Wir haben bekanntlich in den Medien gelesen, es ist so, dass erst ab 2007 neue Förderungen für Biolandwirte da sein werden, die alten Förderungen aber dieses Jahr auslaufen. Das heißt, es wird im Jahr 2006 keine Förderungen von Seiten der Bundesregierung für biologische Landwirtschaft geben. Das finde ich, gelinde gesagt, einen Skandal, wenn man sich andererseits immer wieder hinstellt und die Biolandwirtschaft als eine Marketingschiene verwendet, die tatsächlich einen volksökonomischen Hintergrund und auch einen Wettbewerbshintergrund in Österreich hat. Das ist fast eine fahrlässige Situation, die man in die Biolandwirtschaft bringt.

Ich appelliere daher besonders an die Vertreter der Parteien, die auf Bundesregierung die Verantwortung haben, noch einmal mit Landwirtschaftsminister Pröll diesbezüglich zu reden. Das gilt besonders den Abgeordneten der ÖVP, die Streichung der ÖPUL-Förderun-gen für biologische Landwirtschaft noch einmal zu überdenken. 

Die Stadt Wien ist anders, setzt andere Zeichen. Wir gehen in die Zukunft und schauen auch in die Zukunft. Ich bin sicher, dass dieser Schritt eine weitere wichtige Maßnahme ist, dass auch in Wien die Menschen weiterhin glücklich und gesund leben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Daher können wir zur Abstimmung kommen.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zu den Tagesordnungspunkten 23 und 25. Da mir keine Wortmeldungen vorliegen, können wir gleich zur Abstimmung kommen. Es handelt sich hier um die Subvention an den Verein "Kinderhaus Hofmühlgasse" und die Subvention an den Verein "Zentrum Aichholzgasse".

Wer für die Postnummer 23 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen.

Wer für die Postnummer 25 ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. (GR Christian Oxonitsch: Gegen drei Stimmen!)

Es gelangt nun die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung.

Ich bitte die Frau Berichterstatterin, GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die vorliegende Postnummer beschäftigt sich mit Bildungsprojekten im Jahr 2005 vom Verband Wiener Volksbildung. 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich melde mich hier zum Wort beim Tagesordnungspunkt, wo es um die Subvention an den Verband Wiener Volksbildung geht. Die Österreichische Volkspartei anerkennt die große Bedeutung der Erwachsenenbildung für unser Ausbildungs-, aber auch unser Fortbildungssystem. Wir unterstützen die Subvention an den Verein der Wiener Volksbildung aus ganzem Herzen und aus voller Überzeugung. Wir nehmen diese Gelegenheit wahr, eine Initiative zu starten, die den Bereich der Erwachsenenbildung ein bisschen weiter ziehen möchte.

Das Ziel, das die Volkshochschulen und damit auch der Verband der Wiener Volksbildung, um dessen Subventionierung es hier geht, tätigen, ist das Ziel des lebensbegleitenden, lebenslangen Lernens, gerade in einer Zeit, in der technologischer Fortschritt dazu führt, dass die Halbwertzeit des Wissens derartig stark abnimmt, dass man mehr oder weniger davon ausgehen muss, dass das, was man in der Schule gelernt hat, schon ein paar Jahre später nicht mehr allzu viel wert sein wird, aber eine wichtige Basis ist. Das führt dazu, dass man vor allem im Bereich der Arbeitnehmerschaft dafür sorgen muss, um die Konkurrenzfähigkeit am Arbeitsmarkt aufrecht zu erhalten, dieses Wissen als wichtigste Ressource des Humankapitals Mensch entsprechend zu fördern.

Ich bin unserem Klubobmann Dr Matthias Tschirf, dem Herrn Dr Aichinger und dem Wiener ÖAAB sehr dankbar dafür, dass wir im Rahmen eines Beschlussantrags, der Ihnen vorliegt und den wir im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt einbringen werden, eine Qualifikationsoffensive starten werden, der auch die OECD - ich darf auf diese Studie dann im Weiteren noch zurückkommen - bescheinigt, dass wir damit eigentlich ins Schwarze treffen. Es ist ganz wesentlich, das Bewusstsein zu schaffen, dass mit der Schulbildung nur ein Zwischenschritt geschaffen wurde und dass auch während des Berufslebens eine ständige Aus- und Weiterbildung eine unabdingbare Voraussetzung ist, am Arbeitsmarkt bestehen zu können.

Wir stellen Ihnen daher im Rahmen unseres Beschluss- und Resolutionsantrages die so genannte "Wien-Card" als Arbeitstitel vor, die zweierlei miteinander kombinieren möchte. Einerseits einen Qualifikationscheck. Dieser Qualifikationscheck soll im Weiteren zu einem Qualifikationsscheck führen. Das ist nicht die Liebe an einem Wortspiel, sondern, glaube ich, ein sinnvolles Konzept, mit dem wir in Österreich Neuland beschreiten. Wenn Sie immer davon sprechen, dass Wien anders ist, dann wird das oftmals dazu verwendet, den Status quo zu rechtfertigen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wien ist so, wie es ist. Aber ich glaube, Wien könnte noch besser sein, wenn man auch immer wieder innovativ Ideen zum Durchbruch verhilft. Eine solche innovative Idee darf ich Ihnen in diesem Zusammenhang vorstellen. Ich glaube, wir müssen, so wie im Gesundheitsbereich, dazu übergehen, Vorsorge zu betreiben, nicht erst dann zum Arzt gehen, wenn es schon weh tut, nicht erst dann einen Kurs besuchen, wenn die Arbeitslosigkeit schon da ist, sondern sich bereits im Vorfeld zu überlegen, wie man Arbeitslosigkeit verhindern kann. Da sind alle gefordert. Da kann man nicht ein Pingpongspiel zwischen Bund, Land, dem Einzelnen und den Unternehmen betreiben, sondern die Verhinderung von Arbeitslosigkeit muss das Anliegen aller sein, der Bundesregierung, der Landesregierung, jedes Einzelnen für sich und natürlich der Unternehmen, weil es gibt eigentlich nichts Schrecklicheres in einer Leistungsgesellschaft als das Phänomen der Arbeitslosigkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie stellen wir uns nun diese große Arbeitslosigkeitsverhinderungsoffensive vor? Zuerst einmal ist es wichtig, eine Analyse zu treffen. Wo sind die Lernfelder des Einzelnen? Deswegen sollte am Anfang dieser Entwicklung ein so genannter Qualifikationscheck stehen. Da muss ein professioneller Berufsberater her. Eine Berufsbegleitung muss feststellen, wie sich die verschiedenen Berufsfelder entwickeln. Hier ist die Berufsfeldforschung in die tägliche Arbeit einzubeziehen, weil viele Berufe in kürzester Zeit aus dem Arbeitsmarkt verschwinden und die Betroffenen erst dann reagieren können, wenn der Beruf schon weg und das Kündigungsschreiben im Postfach ist. Das ist nicht positiv. Jeder sollte nach der Ausbildung ständig daraufhin untersucht werden, welche Möglichkeiten der Weiterbildung er nutzen sollte. Man kann im Prinzip von einer Gesundenuntersuchung oder einer Berufsvorsorgeuntersuchung oder, wenn wir die Sprache der Kraftfahrzeugwirtschaft hernehmen, von einem Bildungspickerl sprechen. 

Defizite hat jeder. Der Lehrling, der Facharbeiter, aber auch der Akademiker muss sich ständig weiterbilden. Das einmal festzustellen, glaube ich, ist eine wichtige Funktion des so genannten Qualifikationschecks. Dafür muss es einen äußeren Rahmen geben. Dafür muss etwas da sein, die Menschen dorthin zu bringen. Dass das nichts ist, was kurzfristig geht, ist ganz klar, aber das soll uns nicht daran hindern, einmal eine Initiative zu setzen. 

Wien bietet sich für diese Initiative deshalb sehr gut an, weil in Wien sehr viele Arbeitnehmer konzentriert sind und weil Wien eine erfreuliche Fülle an Weiterbildungseinrichtungen hat. Wir beschließen gerade die Subvention an die Volkshochschulen. Wir haben das BFI, wir haben den WAFF, wir haben die Institute des Wirtschaftsförderungsinstitutes, wir haben die Fachhochschulen, auch das ein ganz wichtiger Zweig der postuniversitären Weiterbildung von Menschen, die bereits im Berufsleben stehen. Als jemand, der selbst an einer berufsbegleitenden Fachhochschule als Lektor tätig ist, weiß ich, wovon ich spreche. 

Dieser Check als Analyse ist aber nur der erste Schritt und soll dann weiterführen, dass dann die entsprechenden Kursangebote zielorientiert genutzt werden. Es ist weniger ein Mangel an Weiterbildungsmöglichkeiten als ein Mangel an Individualismus und Zielorientierung. 

Ich habe doch manchmal den Eindruck - und die von mir dann im Weiteren noch vorgestellte Studie der OECD bestätigt meinen Befund -, dass bei uns die Menschen, wenn sie arbeitslos werden, dann relativ lieblos von einem überforderten Sachbearbeiter im AMS in einen Kurs gesteckt werden. Der sitzt dann in dem Kurs. In dem Kurs muss er auch sitzen, weil sonst wird ihm das Arbeitslosengeld wegen Nichtannahme eines Kursangebots gekürzt. Dann werden dort Chefsekretärinnen zum fünften Mal zu einem Bewerbungstraining geschickt und das kann nicht wirklich sinnvoll sein. Wenn man also nicht die Vorgeschichte eines Menschen kennt, und die kann man nicht kennen, wenn man sich erst dann mit ihm beschäftigt, wenn er schon arbeitslos ist, dann kann man den Menschen nicht in die richtigen Weiterbildungseinrichtungen weiterleiten. Deswegen ist der Check eine notwendige Voraussetzung dafür, dass dann entsprechend berufsbegleitend Kurse angeboten werden. Der Check soll zu einem Scheck führen. Das ist ein Anreiz seitens der öffentlichen Hand. 

Die Eigeninitiative soll man dadurch nicht abdrehen. Wir müssen auch das Bewusstsein schaffen, dass im Endeffekt für den eigenen Erfolg am Arbeitsmarkt jeder für sich selbst verantwortlich ist. Wir dürfen es auch nicht ausschließlich den Unternehmern überlassen, ihre Mitarbeiter weiterzubilden, weil dann kommen nur die Arbeitnehmer in den Großbetrieben, die sich das leisten können und wollen, in den Genuss. Wir brauchen auch die Arbeitnehmer in den Klein- und Mittelunternehmen und da ist es oft gar nicht möglich, eigene Fortbildungsveranstaltungen anzubieten. Das heißt, dieses Zusammenwirken öffentlicher Rahmen, Bewusstseinsschaffung auf der einen Seite, Eigeninitiative und das In-die-Pflicht-Neh-men der Unternehmen sollte dafür sorgen, dass die wichtigste Ressource, die wir als Stadt mit einem Gott sei Dank hohen Lohnniveau haben, zu einem Erfolg führen, nämlich das Wissen, die Ausbildung und die Fertigkeiten der Menschen. 

Ich habe schon mehrfach davon gesprochen, dass es eine aktuelle OECD-Studie dazu gibt. Diese Studie wurde vom so genannten Education Committee and Employ-ment Labour and Social Affairs Committee der OECD nach wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt. Man hat, so wie es halt heute üblich ist, einen Länderhintergrundbericht über den Status der Erwachsenenbildung in den einzelnen Mitgliedsländern der OECD erstellt. Der Bericht allein basiert auf dem Besuch von OECD-Prüfern, also von Menschen, die von außen kommen. Es hat dann Diskussionen mit Regierungsvertretern, Sozialpartnern und Fachleuten gegeben. Zu guter Letzt wurden dann auch die relevanten Einrichtungen im Bereich der Erwachsenenaus- und -weiterbildung besucht. 

Das Ziel der OECD deckt sich eigentlich genau mit dem Ziel, das wir alle verfolgen sollten, nämlich das le-benslange, lebensbegleitende Lernen möglichst großer Bevölkerungsgruppen innerhalb der OECD zu fördern. Da sind die Volkshochschulen eine gewichtige Einrichtung dazu. Und diese "Wien-Card" soll eigentlich genau dazu führen, dieses Bewusstsein bei den Menschen zu schaffen, einerseits durch die Ausgabe der "Wien-Card", auf der sämtliche Checks und besuchte Kurse verbucht sind, den Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, ihren eigenen Marktwert abzuschätzen. Auch das ist wichtig. 

Wir kennen das wiederum aus dem Gesundheitsbereich, wo es so ist, dass die Menschen ständig zu irgendwelchen Diagnosen geschickt werden und der Arzt so tut, als ob der Mensch keine Vorgeschichte hätte, weil er die Vorgeschichte gar nicht kennt. Diese "Wien-Card" soll dazu führen, dass die bildungsmäßige Vorgeschichte eines Arbeitnehmers entsprechend bekannt ist und dass der Arbeitnehmer auch selber sieht, dass diese Vorgeschichte, diese Aus- und Weiterbildung, für ihn eine marktwertsteigernde Funktion hat. Insofern gehen wir mit dem Ziel der OECD ganz konform. 

Es ist auch nicht so, dass die OECD sagt, dass bei uns alles schlecht ist. Ganz im Gegenteil. Sehr gelobt wird die Möglichkeit, im zweiten Bildungsweg die Matura und die Facharbeiterausbildung nachzuholen. Gerade da sind auch die Volkshochschulprogramme ein ganz wichtiger Baustein. Die Angebote für die Höherqualifizierung bereits Erwachsener werden extra genannt. Ich darf daran erinnern, dass wir das Fachhochschulwesen zu einem wirklich zweiten Standbein neben den richtigen Universitäten ausgebaut haben. Dort sitzen hauptsächlich bereits Berufstätige, die die Höherqualifikation für ihren Beruf brauchen können. 

Bekrittelt wird aber, dass die Arbeitsmarktprogramme für Arbeitslose viel zu kurzfristig sind. Das ist genau der Punkt, den ich vorher angesprochen habe. Wenn der Mensch schon arbeitslos ist, wenn vielleicht der Beruf am Arbeitsmarkt gar nicht mehr nachgefragt wird, dann ist es oftmals zu spät, dann werden die Menschen in irgendwelche Kurse gesteckt und die Zeit für eine individuelle Betreuung ist gar nicht da, weil leider Gottes die Zahl der Arbeitslosen eine sehr hohe ist. Genau hier setzen wir mit unserer Idee der "Wien-Card" an, vorzeitig anzufangen, im Sinne einer Prävention von Arbeitslosigkeit, den Menschen den Wert von Aus- und Weiterbildung so rechtzeitig darzustellen, dass sie gar nicht in die Verlegenheit kommen, dann als Arbeitslose Kurse in Anspruch zu nehmen. Dass man natürlich dann auch für die Menschen, die dieses Schicksal trifft, entsprechende Kurse anbieten muss, versteht sich von selbst, aber auch hier tut man sich leichter, wenn man bereits eine gewisse Vorgeschichte kennt und wenn man auch weiß, welche Fortbildungsmaßnahmen bereits gemacht worden sind.

Auch das System der beruflichen Weiterbildung in Österreich wird von der OECD prinzipiell positiv beurteilt. Allerdings wird schon auch kritisch hinzugefügt, dass die Gelder für die allgemeine Erwachsenenbildung in den letzten Jahren eigentlich zurückgegangen sind, insgesamt gesehen und relativ. Die betriebliche Weiterbildung ist ein ganz wesentlicher Aspekt. Das heißt, es werden auch die Unternehmer großes Interesse daran haben, wenn der Bildungsscheck seitens des Unternehmers auf-gefüllt wird, weil letztendlich kommt die Arbeitskraft dem einzelnen Unternehmen entsprechend zu Gute. Es soll aber in Hinkunft keinen Unterschied mehr machen, und da ist die "Wien-Card" ein guter und wichtiger Beitrag dazu, ob jemand in einem Klein- und Mittelbetrieb beschäftigt ist und nicht auf eine innerbetriebliche Ausbildung zurückgreifen kann oder ob er letztendlich in einem Großbetrieb auf ein eigenes Seminarsystem zurückgreifen kann. 

Was der OECD-Befund, und das haben wir auch in der Antragsbegründung stehen, sagt, ist dass in Österreich eigentlich die Koordination der Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen nicht so positiv ist. Es werken viele nebeneinander her. Es fehlt die Koordination. Mit Hilfe des von uns angeregten runden Tisches zum Wiener Arbeitsmarkt, wo die Stadt, das Land, die Sozialpartner und die betroffenen Bildungseinrichtungen vertreten sind, und das müssen nicht nur die bestehenden sein, sondern das können auch neue Bildungseinrichtungen sein, die hier an Land gezogen werden, ist hier eine koordinierte Vorgangsweise gegeben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht daher weniger darum, mehr Geld in das bestehende System hineinzustecken, sondern das bestehende Geld optimal einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Erlauben Sie mir auch diese Bemerkung. Wenn ich mir das Budget für Öffentlichkeitsarbeit des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds anschaue, dann meine ich, es wäre sehr wohl im Interesse auch der Arbeitslosen oder derjenigen, die das hoffentlich nicht werden, gelegen, wenn dieses Öffentlichkeitsbudget eher in Kurse als in die Bejubelung des eigenen Zehnjahresjubiläums gesteckt würde. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf Sie daher ersuchen, sehr geehrte Damen und Herren, dass Sie sich für unseren Beschlussantrag, eingebracht von Dr Tschirf, Dr Aichinger und meiner Wenigkeit, dass sich die zuständigen Stellen der Stadt Wien im Sinne der Antragsbegründung für die Umsetzung des Konzepts der "Wien-Card" einsetzen und entsprechende Gespräche mit den genannten Institutionen sowie den Sozialpartnern aufnehmen werden, aussprechen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an unseren Herrn Bürgermeister verlangt. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kollege Aigner, ich möchte mich herzlich bedanken und ich denke dass sich der Verband Wiener Volksbildung auch über das viele Lob und die große Anerkennung freuen wird, die Sie der Tätigkeit des Verbands hier ausgesprochen haben und dass Sie die hervorragenden Projekte, Initiativen und vor allem die vielen Kurse gelobt haben, die der Verband durchführt. 

Wie Sie richtig angemerkt haben, sind sehr viele Weiterbildungskurse Qualifikationen, die unter das Stichwort "lebenslanges Lernen" fallen, auch im Programm der VHS und des Verbands, dringend notwendig und natürlich ein wesentlicher Bestandteil der Bildungslandschaft in Wien, auch wenn der Verband da oder dort mit Kürzungen der finanziellen Mittel seitens der Bundesregierung zu kämpfen hat, was natürlich sehr schade ist und das Angebot hier oder dort einschränkt. 

Jede initiative wird sicher gerne im Ausschuss FiWi, dem Sie diesen Antrag zuweisen wollen, debattiert werden können. Meine Fraktion, weiß ich, wird jetzt der Zuweisung zustimmen. 

Ich bitte nun um Zustimmung zum Akt. - Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Daher kommen wir jetzt zur Abstimmung der Postnummer 12. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderats dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist einstimmig so angenommen.

Es liegt nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Dr Tschirf, Dr Aigner und Dr Aichinger zur "Wien-Card" vor. Dieser ist ausreichend begründet worden. Es wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Herrn Bürgermeister verlangt. 

Ich lasse diesen Beschluss- und Resolutionsantrag abstimmen. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, gegen die Stimmen die Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 51. Es handelt sich um das Plandokument 7617 im 13. Bezirk, KatG Hacking. 

Ich darf den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meine Fraktion wird der Flächenwidmung nicht zustimmen, da eine bestehende Schutzzone ganz eklatant verkürzt wird und das gegen den Willen der Bevölkerung und der Bezirksvertretung ist, die sich von Anfang an dagegen ausgesprochen hat. 

Schutzzonen sollen den Charakter eines Gebiets erhalten. In diesem Fall ist dies ganz besonders wichtig, weil es die Westeinfahrt ist, zwischen der Wientallinie und der Auhofstraße liegt. Stadteinfahrten zeichnen sich im Allgemeinen nicht durch städtebauliche Schönheiten aus, aber in Hietzing soll der Charakter erhalten bleiben und in Hietzing soll es eben anders bleiben. 

Bei der letzten Überarbeitung im Jahr 1995 wurde bei der MA 19 festgestellt, dass der Teil der Schutzzone, der jetzt aufgehoben werden soll, erhalten bleiben soll, also der Teil zwischen Gustav-Seidel-Gasse und dem Franz-Schimon-Park. Jetzt, 9 Jahre später, wurde von der MA 19 festgestellt, dass es in diesem Teil viele nicht erhaltenswerte Gebäude gibt, das heißt, so genannte Füllgebäude. Ich kann nur erwähnen, dass ein einziges Haus neu gebaut wurde, aber dass die MA 19 einen neuen Leiter bekommen hat. Vielleicht liegen die Schwerpunkte jetzt irgendwo anders. 

Der Bezirk will jedenfalls diese geschlossene Häuserreihe erhalten haben. Es gab am 28. Dezember eine Bezirksvertretungssitzung, wo sich die Sozialdemokraten mit der ÖVP für die Erhaltung dieser Schutzzone eingesetzt haben. Also ich kann mir wirklich nicht vorstellen, Herr Dr Mayer, dass Sie jetzt dagegensprechen und sagen, Sie sind für die Flächenwidmung in dieser Form, denn so handeln Sie eigentlich wider den Bezirk. Wir machen das nicht, weil es heißt nicht, dass ich im Bezirk den Bürgern Ja sage und dann im Gemeinderat Nein. Das ist nicht möglich! (Beifall bei der ÖVP.)
Also ich kann mir nach wie vor nicht vorstellen, dass Sie diesem Plandokument zustimmen. Wir von der ÖVP sind auf jeden Fall dagegen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Mayer. Ich erteile es ihm.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich werde das Geheimnis gleich am Anfang lüften. Wir werden zustimmen. Also, Ingrid, du musst damit leben, dass wir zustimmen werden. 

Ich beginne umgekehrt mit dem 28. Dezember und der lange vorbereiteten, nämlich eine Woche vorher einberufenen, Bezirksvertretungssitzung in den Feiertagen, wo die Information nicht gerade breit gestreut war und eine relativ rasche, um mich höflich auszudrücken, Abhandlung durchgeführt wurde.

Aber ich glaube, das hat nur am Rande damit zu tun und ist nur ein formaler Akt, denn diese Schutzzone, die richtigerweise vorhanden war, 1995 und 1999 bereits in Zweifel gestellt und nach genauer Prüfung der Sachlage als nicht notwendig erachtet wird, ist ja nicht so situiert, wie es die Kollegin Lakatha gesagt hat. Sie ist zwischen der Auhofstraße und der Westeinfahrt. Es sind neue Häuser, neue unter Anführungszeichen, 60er Baujahre, grob geschätzt, ein paar sind unmittelbar danebenstehend, die zweifelsohne schützenswert sind und die auch geschützt werden können. Der Blick von der Westeinfahrt, offensichtlich ist meine Kollegin schon lange nicht mehr dort gefahren, ist seit Jahren eine riesengroße Glaswand mit aufgeklebten Vögeln, die nicht durchsehbar ist, das heißt, der Blick wird weder gestört noch verschandelt, außer vielleicht durch diese von der ÖVP initiierte Glaswand, die aber sehr sinnvoll ist, weil sie doch den Lärm gegenüber den dort Wohnenden abhält. 

Wir haben natürlich auch - das Plandokument ist ein bisschen größer weiter vorne beim Josefspital, wo wir es natürlich sehr begrüßen, dass dort Umbauten stattfinden, weil wir die Notwendigkeit eines Krankenhauses sehr wohl sehen - unsere Zustimmung gegeben. Übrigens grenzt auch dann dahinter das Grundstück, das große Grundstück der Dominikanerinnen, an, die deutliche Um-bauten hatten, die notwendig waren, und wir stehen dazu. Nur glaube ich, man sollte halt das Ganze dann über ein Maß messen und nicht über verschiedene Parameter rangehen. 

Wir begrüßen, dass die MA 19 nach genauer Prüfung zu diesem Schluss gekommen ist und ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Plandokument. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Daher können wir zur Abstimmung gehen. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Gemeinderates, die für diesen Tagesordnungspunkt sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 53 der Tagesordnung. Es geht um das Plandokument 7596 im 20. Bezirk. Mir liegt zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vor. 

Ein Abänderungs- oder Gegenantrag wurde auch nicht gestellt. Daher können wir sofort zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN auch so angenommen.

Darf ich Kollegen Reiter ersuchen, mich abzulösen, weil jetzt kommt ein Tagesordnungspunkt, wo ich auch rede.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es ist zwar kurzfristig, aber wir haben das schon im Griff. 

Meine Damen und Herren, Postnummer 54 ist aufgerufen und ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR VALENTIN, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg das wenig Spektakuläre: Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen und wollen auch, wie besprochen und vereinbart - und ich denke, das ist auch der Grund, warum Herr Kollege Madejski sich da auch melden möchte - gemeinsam mit Kollegen Hora von der Sozialdemokratie einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der ein Pilotprojekt "Bike-City in Wien" ermöglicht. Und lassen Sie mich, wie die Zufälle so spielen an einem Tag, der einer der ganz wenigen ist, wo wirklich ganz wenige Leute mit den Fahrrad fahren - also heute bin ich auch mit der U-Bahn gekommen - begründen, was es mit diesem Pilotprojekt auf sich hat und auch kurz noch auf die Geschichte eingehen, die dazu geführt hat, dass wir dem vorigen Geschäftsstück nicht zugestimmt haben.

Was ist die Grundidee? Die Grundidee ist, dass es eine beträchtliche Anzahl von Menschen in Wien gibt, die täglich mit dem Fahrrad fahren, für die das Fahrrad ganz unideologisch aus praktischen Gründen, aus Gesundheitsgründen, aus Gründen, weil sie halt wollen, aus Spaß, weil es zum Beispiel vielleicht sinnvoller ist, vor allem wenn es sich mit dem Auto ins Fitnesscenter staut, um dort im Fitnesscenter gegen teures Geld am Radl zu drehen, dann wieder mit dem Auto zurückzufahren, und zu sagen, ich fahre ja jeden Tag mit dem Radl, das gegebene Fortbewegungsmittel ist. Dass es einen beträchtlichen Anteil derartiger Menschen gibt, zeigen die Rückmeldungen und die Pressemeldungen.

Und es ist in Zusammenarbeit mit dem Ressort Planung auf Zustimmung gestoßen, einmal ein derartiges Pilotprojekt zu machen, das daraus seine Besonderheiten zieht, dieselben Besonderheiten oder ähnliche Besonderheiten wie bei der so genannten autofreien Siedlung im 21. Bezirk. Dadurch, dass das Leute sind, die mit ihrem Auto fahren, eine durchaus geringere durchschnittliche Ausstattung an Autos gegeben ist, dass man nicht so streng wie bei der autofreien Siedlung, wo eben nur 10 Prozent der Pflichtstellplätze errichtet wurden, bei diesem Projekt zwischen 40 und 50 Prozent Pflichtstellplätze errichtet werden sollen, aber das damit eingesparte Geld nicht nur dazu dient, das Projekt billiger zu machen, sondern dieses Geld dazu dient, für zusätzliche Qualitätsmaßnahmen verwendet zu werden. Für ein mögliches Schwimmbad über eine Sauna, über eine großzügige Dachlandschaften, eben das, was qualitätsvolles Leben in der Stadt verbessert oder verbessern kann.

Da ist natürlich nicht jeder Standort geeignet. Was sind also Standorte, die hier geeignet sind? Einerseits muss er in einer Entfernung zum Zentrum sein, die radfahrmäßig attraktiv ist. Der in Aussicht genommene Standort am Nordbahnhofgelände, da ist man in rund 15 Minuten, wie immer man fährt, geschwind in der Stadt. Für Tage wie diese soll auch ein öffentliches Verkehrsmittel in der Nähe sein, was in dem Fall mit der U1 dort auch gegeben ist und zusätzlich sind das Menschen, die in einem deutlich geringeren Ausmaß Zweithäuser haben, sondern die durchaus in der Stadt auch die Wochenenden verbringen, das heißt, der Zugang zu einem großzügigen Grünareal Marke Donauinsel, Marke Prater, soll auch gegeben sein. Also, aus dem Grund ist auch der Standort Nordbahnhof sinnvoll.

Ich möchte nur noch auf eine höhere Ebene gehen. Wenn gestern in einigen Zeitungen - der ORF ON hat das sehr großgespielt - wieder ganz vehement britische Wissenschaftler darauf hingewiesen haben, dass die Kli-maänderung schon sehr weit fortgeschritten ist und dass wir mit dramatischen Verschlechterungen der Lebensbedingungen leben müssen und wissen, dass es einen einzigen Bereich in Wien gibt - ich erzähle jetzt ganz kurz aus der Klimaschutz-Arbeitsgruppe vor wenigen Tagen -, wo die CO2-Immisionen dramatisch steigen, das ist der Verkehr und nur der Verkehr in Wien, und zwar ungebremst, dann muss man alles versuchen, um Alternativen zu fördern und - jetzt füge ich hinzu - Alternativen auch sichtbar zu machen. 

Das große Problem ist, dass man die vielen, von denen auch etliche hier sind, die mit dem öffentlichen Verkehr fahren oder zu Fuß gehen oder mit dem Rad fahren - ich sage das ganz bewusst auch in dieser Reihenfolge - weniger sieht. Wirklich sieht man, wenn große Staus auftreten, dass in einem Auto durchschnittlich 1,2 Men-schen sitzen, das fällt auf.

Und jetzt gehe ich durchaus auch auf das heutige Wetter ein, überall steht "Riesen-Schneechaos", ja, für wen ist das ein Schneechaos. (GR Kurt-Bodo Blind: Für die Radfahrer!) Nein, ist keines, ist ein Irrtum, Herr Blind, das ist ein Irrtum. (GR Kurt-Bodo Blind: Ich wollte Rad fahren, aber das war nicht möglich!) Herr Blind, Sie wollten heute Radl fahren. Wenn ich Ihnen etwas nicht glaube, dann das. Ich glaube viel, aber das glaube ich nicht. Herr Blind, das tue ich Ihnen nicht an, dass Sie heute aus dem 14. Bezirk mit dem Radl hereinfahren müssen. Ich habe zwar viel gegen die FPÖ, aber das tue ich nicht einmal Ihnen an. 

Ein Chaos, viele sind heute mit der U-Bahn gefahren, die großteils problemlos funktioniert hat, viele sind zu Fuß gegangen. 

Meine Damen und Herren, im Winter ist mit Schnee zu rechnen. Ja, wenn man mit Sommerreifen sich einbildet, irgendwo herumfahren zu müssen, ja dann schleudert man in einer gewissen Weise herum, 30 Zentimeter sind nur für eine autobezogene Gesellschaft ein Schneechaos, sonst gibt es einfach Schnee, ist ja super. Leise ist es heute in der Stadt, wie sonst kaum. Viele Vorteile, viel weniger Autoverkehr, leise ist es, wunderbar, eine wunderbare Geschichte. 

Zurück zur Bike-City. Man muss solche Dinge auch sichtbar machen. Das ist kein Modell für ganz Wien, das ist kein Modell für alle, das ist kein Modell für den Herrn Blind, dort wird auch niemand gezwungen einzuziehen. Es gibt aber viele, die das wollen, und um die Vorteile dessen, was sie der Stadt ersparen, auch lukrieren zu können, deswegen soll, entgegen auch so mancher Aussagen, im Rahmen der Wiener Gesetzeslage, die es ermöglicht, derartige Projekte umzusetzen, das passieren.

Ich freue mich, dass es dafür eine breite Unterstützung gibt, ich freue mich, dass sich sehr viele Leute gemeldet haben, die dort einziehen wollen, ich freue mich, dass es Bauträger gibt, die den Mut haben, dass es im 20. Bezirk – und vielleicht nur dieser Satz kurz dazu – dass es im 20. Bezirk, wo es auch Bauträger gab, wo auch die Planung das durchaus für sinnvoll erachtet hat, nicht möglich war, das war einfach die Entscheidung, vor allem der SPÖ im Bezirk, dass dort jetzt ein Projekt errichtet wird, wo die Garagen leer stehen und die Qualitäten, die dort möglich gewesen wären vom Schwimmbad bis zu all den Dingen halt, nicht sein werden. Dafür werden halt ein, zwei Stellplätze errichtet werden, die wie alle in der Umgebung dann beinahe leer stehen. Soll sein. 

Ich freue mich über das, was jetzt im 2. Bezirk passiert, möchte aber diesen Antrag jetzt nicht im Detail verlesen. Antrag der GRe Chorherr und Hora. Ich lese nur den Betreff vor: 

Betreff: „Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die Realisierung des Pilotprojekts Bike-City, beziehungsweise Schaffung weiterer Projekte in Wien.“ 

Ich freue mich auf die Unterstützung, wundere mich nicht, dass die FPÖ dem nicht zustimmt, bin gespannt auf die Argumentation der ÖVP, war etwas überrascht über die Entgegnung des Herrn Gerstl - den ich jetzt gerade nicht sehe, das ist nicht vorwurfsvoll gemeint -, der sich sonst durchaus mit engagierten Ausführungen zum Radverkehr hervortut. Aber was ihm da nicht passt, habe ich nicht ganz verstanden.

(StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wo werden die Bewohner ihre Autos hinstellen!) Wo werden die Bewohner ihr Auto hinstellen? Ich gebe Ihnen gerne eine Antwort, Frau Rothauer. Die Bewohner werden ihr Auto in die dort errichtete Garage stellen. Dort werden nämlich nicht keine Garagen, sondern dort werden einfach nur weniger Garagen errichtet. Wenn Sie sich das anschauen, dann sprechen Sie auch mit Ihrer Fraktion nahestehenden Bauträgern. Sie sollen Ihnen einmal die Auslastung der Stellplätze in ganz normalen Projekten zeigen. Die sind in sehr vielen Fällen deutlich unter 50 Prozent. 

Und drittens gibt es eine Reihe von Leuten - und das ist nur für eine gewisse Zielgruppe ein Angebot - die in deutlich geringerem Ausmaß Autobesitzer sind. Ich glaube, dafür muss man sich nicht entschuldigen, dass dort halt weniger Leute Autos haben, 40 Prozent der Einwohner Wiens haben kein Auto. Deren Problem ist nur, die sieht man nicht, deren Auto sieht man nicht, denn diese gibt es nicht. Die fahren mit der U‑Bahn, die fahren mit dem Radl und die borgen sich dann, wenn es sinnvoll ist, ein Auto aus. Dort wird es auch Carsharing Angebote geben. 

Es ist relativ schwer für Leute, sich vorzustellen, dass man wunderbar mobil leben kann. Ich sage immer frech: „Ich habe so viele Autos, Frau Rothauer, viel mehr als Sie. Ja, bei mir um die Ecke ist ein Autoverleih und ich borge mir manchmal super chice Autos aus, weil wenn ich schon fahre, will ich ein klasses Auto haben. Ja, ich schere mich dann nicht um die Versicherung, um die Winterreifen, ums Parkpickerl, um nichts, und wenn ich einen Kombi brauche, nehme ich mir einen Kombi, wenn ich ein Cabrio will, nehme ich ein Cabrio und wenn ich zum Tanz einmal hinausfahren sollte, und ich will ich es unbedingt, borge ich mir einen großen Mercedes aus. Es ist viel billiger als sonst etwas, in der Stadt fahren ganz viele Taxis herum, alles schicke Mercedes, die nehmen mich mit, da habe ich keine Parkplatzprobleme. Und immer mehr Leute gibt es, die das so machen. Das ist keine Ideologiegeschichte, es ist auch eine Sache der Vernunft und es ist auch eine Sache des Einsparens, nämlich von Geld. Da erspart man sich nämlich rasend viel Geld und wenn man Zores mit dem Auto hat, gibt man es dem Verleiher zurück, er repariert das und man bekommt ein neues. Diese Autos haben selten mehr als 25 000 Kilometer, sind immer neu, das ist wunderbar. Das ist keine Anti-Auto-Geschichte. Und zusätzlich bekommt man einen Swimmingpool. Das ist doch nett, ich freue mich, dass er gebaut wird und ich freue mich vielleicht auch, dass einige Mandatare und Mandatarinnen der ÖVP das auch unterstützen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Aigner.

Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Vorausschickend ein Outing, zu dem ich mich gerne hinreißen lasse. Also, ich bin heute zu Fuß ins Rathaus gegangen vom 20. Bezirk und, Herr Kollege Chorherr, ich würde auch gerne zu den Menschen zählen, die das schwierigste Problem in der Früh haben, ob sie sich einen Porsche, einen Ferrari oder einen Pajero mit Vierradantrieb ausborgen können. Ich glaube aber, das ist nicht die Masse der Menschen. 

Sie haben sich ursprünglich gemeldet zur Flächenwidmung im 20. Bezirk und deswegen habe ich mich auch gemeldet und wir hatten schon gute Gründe. Es war nicht nur die SPÖ, sondern auch die ÖVP, auch aus vollster Überzeugung, und ich glaube die Freiheitlichen waren auch gegen das Projekt der Bike-City, so wie es da geplant war. Und ich nehme das jetzt zum Anlass, ein paar prinzipielle Bedenken gegen dieses Projekt einer Bike-City in so generalisierender Form darzustellen. Ei-nerseits ist es, glaube ich, ganz wichtig, sich zu überlegen, wo man so eine Bike-City errichtet. So wie das im 20. Bezirk geplant war, wäre das in einem dichtverbauten Bezirksteil gewesen, wo es ohnehin schon zu wenige Parkplätze gibt. 

Da stimme ich Ihnen durchaus zu, dass es zu wenige Parkplätze an der Oberfläche gibt. Das liegt daran, dass die zu bauenden Pflichtstellplätze von den Menschen nicht angenommen werden. Dazu werde ich dann noch ein paar konkrete und konstruktive Vorschläge in die Diskussion einwerfen. 

Ein prinzipielles Problem bei dieser Herabsetzung der Stellplatzverpflichtung besteht aber darin, dass es keinerlei rechtliche Bindung eines Bauträgers gibt, um tatsächlich eine Bike-City zu errichten. In dem Moment, wo in der Flächenwidmung die Herabsetzung der Stellplatzverpflichtung drinnen steht, ist diese Stellplatzverpflichtung herabgesetzt und das auch dann, wenn es keine Bike-City gibt. Also, über diese Hürde muss man sich erst einmal drüber turnen. Was machen wir, wenn dann ein ganz anderes Projekt verwirklicht wird? Im Weiteren muss man sich die Frage stellen, wie kann ich es denn überhaupt bewerkstelligen, dass die Menschen, die eine Wohnung in einer Bike-City mieten oder kaufen, dann tatsächlich kein Auto haben. Mir als Jurist ist keine juristisch haltbare Konstruktion bekannt und ich habe einige Zeit darüber nachgedacht, wie man das wirklich machen kann. Was machen Sie mit einem Mieter, der sich entgegen einer anders lautenden Verpflichtung dann doch ein Auto kauft. Ist das vielleicht ein Kündigungsgrund nach dem Mietrechtsgesetz? Ich glaube nicht. (GR Mag Christoph Chorherr: Nein, er soll sich ein Auto kaufen!) 
Und was mache ich mit einem Eigentümer, der eine Wohnung in einer Bike-City gekauft hat, wenn er dann dennoch ein Auto hat? Und dann steht er natürlich dort, wo alle anderen auch stehen, am öffentlichen Grund, und dann haben wir als Bezirks‑, aber auch als Gemeindepolitiker das Problem. Gerade in einer parkraumbewirtschafteten Zone fühlen sich ja dann die anderen, die ein Parkpickerl gekauft haben, gefrotzelt. Also, so einfach wie Sie sich das vorstellen, funktioniert das Ganze nicht. 

Dann bleibt nur die Alternative, eine Bike-City an der Peripherie der Stadt zu bauen. Die Frage ist, ob dann halt die von Ihnen postulierte Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz auch wirklich da ist. Mir scheint es doch ein bisschen so und wenn Sie da uns nahestehende Bauträger ansprechen, dann habe ich auch damit kein Problem, weil wir sind hier nicht da, um Bauträger zu vertreten, sondern die Interessen der Wiener Bevölkerung und da ist es ganz egal, ob ein Bauträger der ÖVP oder angeblich der SPÖ nahe steht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben es hier mit einer Kommunalisierung der Nachteile zu tun. Damit meine ich die Belastung der öffentlichen Verkehrsflächen mit zusätzlichen Park-
platzsuchenden, und eine Privatisierung der Vorteile. Letztendlich, wie kommt die Öffentlichkeit dazu, das Schwimmbad oder die Bastlerwerkstätte oder den überdimensionierten Fahrradkeller eines privaten Wohnungswerbers mitzufinanzieren. Ich sehe dafür keinen Grund. (Beifall bei der ÖVP.) Vielleicht noch einen Lösungsansatz: Die von Ihnen angesprochenen leer stehenden Garagen, was könnte man damit tun. Ich meine, man könnte durch die Änderung der Wohnbauförderungsrichtlinien dafür sorgen, dass eine Garage, die pflichtgemäß zu bauen ist, auch von einem Wohnungswerber anzunehmen ist. Es ist eben nicht zuletzt im Urlaubsbereich modern geworden, ein All-Inclusive-An-gebot in Anspruch zu nehmen. Warum ist nicht bei einer Wohnung die automatisch zu errichtende Garage auch automatisch dabei. Ja, dann kann man... (GR Mag Christoph Chorherr: Was ist, wenn ich kein Auto habe, muss ich es dann auch kaufen?) Herr Kollege Chorherr, lassen Sie mich ausreden, dann bekommen Sie auch darauf einen Lösungsvorschlag. Die relativ wenigen, die kein Auto haben, können ja die Garage dann entsprechend auch weiter vermieten oder auch für diesen Prozentsatz wird es dann sicherlich auch andere (GR Mag Christoph Chorherr: Na, so was Vertrotteltes habe ich schon lange nicht gehört!) Also, für den Ausdruck vertrottelt, da würde man... 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Eine Sekunde. Kollege Chorherr, Herr Ex-Klubobmann, zum Ersten bitte, einmal die Wortwahl so zu fassen, wie es diesem Haus gebührlich ist. Zum Zweiten bitte, Debattenbeiträge, Zwischenrufe sind Salz in der Suppe, aber bitte vom Pult aus und nicht im Stehen, besser gesagt von der Sitzbank aus machen, und zum Dritten glaube ich, ist das erst seine, also im Grunde seine zweite Rede schon, und Zwischenrufe sind gestattet. Also der Punkt Nummer Drei ist das.

GR Dr Wolfgang Aigner (fortsetzend): Also, den Aus-druck Trottel vom Kollegen Chorherr, den fasse ich als Kompliment auf. (Beifall bei der ÖVP.)
Also, auch dafür gibt es Lösungen und zu guter Letzt könnte man ja auch die Bestimmungen für das Parkpickerl dahin gehend ändern, dass man sagt, jemand, für den eine Garage pflichtgemäß gebaut worden ist, der bekommt kein Parkpickerl und dann steht er nicht an der Oberfläche. Bislang ist es ja so, dass das Parkpickerl nur jene ehrlichen Pickerlwerber nicht bekommen, die einen Garagenplatz haben. Also, durch eine relativ einfache Änderung dieser Richtlinie kann man es sehr wohl bewerkstelligen, dass jemand, für den ein Garagenplatz gebaut werden musste, dann kein Parkpickerl bekommt. Also, auch dafür gibt es eine Lösung. Es ist nur nicht gesagt, dass die Idee der Bike-City als solche schlecht ist, nur diese relativ idealisierende, teilweise bis ins Naive gehende Betrachtungsweise, wie sie mein Vorredner hier angebracht hat, ist, glaube ich, unangebracht und das ist auch der Grund, warum die ÖVP diesem Antrag nicht zustimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, es ist immer sehr ungünstig, wenn man ein bisschen extrem einseitige Forderungen aufstellt, denn das geht immer zu Lasten von vielen anderen Menschen. Genauso sehe ich das hier. Herr Kollege Chorherr weiß ganz genau, dass ich ein sehr begeisterter U-Bahn-Fahrer, Straßenbahn-, Autobus-Fahrer bin, ein weniger begeisterter Radfahrer, weil ich halt nicht so sportlich bin, und außerdem relativ weit draußen an der Peripherie wohne und es daher ein bisschen schwierig ist. Ich bin auch nicht der begeisterte Autofahrer, weil ich bin auch heute nicht gefahren und wenn ich fahre, dann fahre ich eher in der Freizeit und eher Richtung Niederösterreich oder Richtung Burgenland.

Aber jedes Konzept, das sich auf eine Schiene konzentriert - und es ist hier eine Schiene glaube ich -, ist ungeeignet zu realisieren und ist auch von unserer Sicht gar nicht dazu angetan. Ich könnte nämlich jetzt genauso sagen, ich will das jetzt nicht alles ganz ernst gemeint wissen, was ich sage, aber im Vergleich, nur um nachzudenken: Es gibt noch sehr viel zu tun im Wiener Wohnbau. Ich könnte sagen, wir könnten Siedlungen oder Häuser bauen, die speziell für Jungfamilien sind, speziell für Mehrkinderfamilien, speziell für Senioren, speziell für nur Behinderte, speziell für Tierhalter, wo man mehr Hundezonen einrichten kann, speziell für sportlich aktive Menschen, denen kann ich eine Turnhalle hinbauen, eine Laufbahn und was auch immer. Oder auch für Fußgeher, es gibt nämlich Leute, die wollen weder Radl fahren noch Auto fahren, die gehen überhaupt zu Fuß, da könnte man Anlagen fordern, wo es nur mehr Gehwege gibt, wo ich weder mit dem Radl fahren kann noch mit dem Auto.

Also, ich glaube, es gibt hier sicherlich genug zu tun im Wohnbau, ohne dass ich mich jetzt mit dem Hinweis auf Kyoto einmal auf eine Gruppe konzentrieren möchte. Ich glaube nämlich, dass dort, wo Sie es wollen, nämlich wo man auch mit dem Fahrrad unter Umständen einen Arbeitsplatz erreicht, unter Umständen Ämter und so weiter, also eher in einem Ballungsraum, das nicht gehen wird. Erstens sind dort ohnedies die U-Bahn und die öffentlichen Verkehrsmittel sehr gut ausgebaut, da brauche ich es wahrscheinlich nicht, und dort, wo Ihre Idee gehen würde, am Stadtrand oder in eher außenliegenden Bezirken, dort ist wieder das U-Bahn-Netz oder der öffentliche Verkehr nicht so ausgebaut, dass es als Ergänzung da ist und mit dem Radl zum Arbeitsplatz von, nehmen wir jetzt einmal vom 22. in den 21. oder in den 23. oder in die Stadt, wird ein bisschen schwierig sein. 

Außerdem, Sie können den Leuten ja nicht verbieten, trotzdem in der Familie ein Auto zu haben. Nehmen wir nur eine fünfköpfige Familie, da ist es ohnedies üblich, dass man vielleicht ein Auto hat. Wenn Sie jetzt in die Bike-City einziehen wollen und verzichten, gehen diese Stellplätze alle zu Kosten der Anrainer, zu Kosten des öffentlichen Gutes. Und das kann doch nicht der Sinn eines eigenen Projektes, hier nur für die Radfahrer, sein.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass hier die Abstimmung überhaupt richtig sein muss. Ich stimme vollkommen überein, dass ein Fortbewegungsmittel, das gesund ist, das der Allgemeinheit dient, das dem Klima dient, natürlich zu forcieren ist. Es hängt nur davon ab, wo forciere ich es und wie forciere ich es. Ich bin mit Ihnen vollkommen einer Meinung, dass man bei neuen Siedlungen, bei neuen Bauten, durchaus Radabstellplätze forciert oder vielmehr solche Räume schafft, dass man dort auch schafft, dass man hier mit dem Fahrrad fahren kann, überhaupt keine Frage. Dem ist in den letzten Jahren nicht das Augenmerk geschenkt worden, welches wahrscheinlich notwendig gewesen wäre, dass mehr Leute auf das Rad umsteigen. Denn wenn man sich die neuen Häuser anschaut, wo soll der sein Radl, außer am Gang oder in der Wohnung hinstellen, weil dort darf er es eh nicht hinstellen, also da ist viel zu tun. Aber gleich hier eine Bike-City zu fordern, glaube ich, schießt etwas übers Ziel. 

Ich glaube, Ihrer Argumentation hier im Beschlussantrag hinsichtlich dieses Tausches - ich tausche hier Park-plätze für Autos, die sie dort brauchen, gegen den, ich sage jetzt unter Anführungszeichen Luxus, weil es ja heute oft kein Luxus ist, aber nennen wir es durchaus Luxus, von Dachschwimmbädern, Schwimmbädern, Saunen, was Sie hier aufgezählt haben - kann man einiges entgegenhalten. 

Es ist ja nicht ganz ernst gemeint, aber kann ich einen Nichtschwimmer dazu verpflichten zum Beispiel, dass der dort mitzahlt für ein Bad, oder den, der nie in die Sauna geht, und so weiter. 

Also, das ist alles unausgegoren, wenn Sie jetzt den Parkplatz eintauschen wollen gegen solche - Anführungszeichen - Luxusausstattungen. Und was passiert aber, wenn die Familie unbedingt ein Auto braucht, weil Verletzungen, Krankheiten, Behinderungen aufgetreten sind? Was machen die dann? (GR Mag Christoph Chorherr: Dann kaufen sie sich eines!) Dann wird sie sich eines kaufen, nur leider gibt es dann keinen Stellplatz mehr dafür und leider kann er dort nicht mehr parken. Wie wollen Sie den Kindern, die erwachsen sind, heutzutage verbieten, sich ein Auto zu kaufen? Der wird in der Umgebung stehen und ich prophezeie Ihnen heute bei einem ganz anderen Projekt, das ist die KDAG, kennen wir beide wahrscheinlich auch sehr gut, ist auch mein Bezirk, und garantiere Ihnen heute schon, es wird dort eine Gruppe von Leuten geben, die es relativ ruhig haben, die sagen, ich wohne in einer autofreien Stadt, ich habe kein Auto. In Wirklichkeit kommen dann alle Verwandten, Bekannten, Freunde mit dem Auto. Bei uns zum Beispiel, wo ich wohne, in Alt Erlaa, kann man in die Garage fahren, es gibt genug Stellplätze, auch für alle, die mich besuchen wollen oder die Familie. Das gibt es dort in Teilen nicht, die werden die ganze Umgebung verparken und die Anrainer selbst werden Probleme haben, dort einen Parkplatz zu finden.

Daher ist das Ganze nicht sehr ausgegoren, Herr Kollege Chorherr. Und was mich hier auch noch ein bisschen geärgert hat, ist, Sie fordern in formeller Hinsicht mit den Sozialdemokraten die sofortige Abstimmung. Ich hätte mich eigentlich gefreut und vielleicht auch andere hier, dieses Projekt intensiver in einem Ausschuss zu besprechen und wir hätten nichts dagegen gehabt und hätten sogar zugestimmt, wenn es hier eine Zuweisung gegeben hätte, weil so dringend wird das Projekt nicht sein. Oder es hat irgendjemand schon im Taschl ein Projekt irgendwo, das weiß ich nicht. 

Daher werden wir diesem Abänderungsantrag an sich zustimmen, aber diesem Beschluss- und Resolutionsantrag werden wir nicht zustimmen. Ich weiß nicht, warum Sie es nicht in den Ausschuss gegeben haben oder zuweisen haben lassen, warum die Eile, die verstehe ich überhaupt nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Kollege Madejski, ich verstehe eines nur am Rande nicht. Sie waren so gegen Gemeinschaftseinrichtungen. Ich glaube, auch dort, wo Sie wohnen, gibt es ja schöne Gemeinschaftseinrichtungen, zum Beispiel ein Schwimmbad, und ich nehme an, auch dort gibt es ein paar Nichtschwimmer, (GR Dr Herbert Madejski: Es gibt aber auch Parkplätze!) es gibt aber auch Parkplätze, Kollege Madejski, und vielleicht da kommt nämlich die starre Haltung der Freiheitlichen Partei ganz besonders zum Tragen. Hier ist also ein Projekt, das eine gewisse Innovation darstellt, und Sie werden jetzt sagen, der Hora redet jetzt über Radl Fahren. Aber das ist ganz einfach auch so, weil ich ganz einfach sehe - ich fahre selber Radl, sicher nicht sehr oft, ich werde es sicher wieder einmal öfter tun -, man soll sich bitte Projekten in dieser Stadt nicht immer ganz betonierend entgegen stellen. Man soll ganz einfach auch in dieser Stadt gute Ideen und Ideen, die auf einem Standort umsetzbar sind, fördern. 

Und Sie haben heute da heraußen gesagt, Sie wissen nicht, welcher Standort damit unter Umständen gemeint ist. Das nehme ich Ihnen aus dem einfachen Grund nicht ab, weil es hat auch dementsprechende Presseaussendung gegeben vom Kollegen Chorherr. Und ich lese halt auch die Sachen, was meine politischen Mitbewerber grundsätzlich herausgeben, und ich kann also für diesen Standort nur plädieren. 

Ich bin mit Ihnen einer Meinung, wenn Sie sagen, es geht nicht bei jedem Standort, und man muss sich wirklich darauf verständigen, wo sind solche Standorte. Dieser Standort, der sich dort, am Rande des Nordbahngeländes zwischen dem neu zu erschaffenden Rudolf-Bednar-Park und der Vorgartenstraße befindet, das ist ein hervorragender Standort. Der ist dort direkt gelegen an der U1, der ist dort direkt gelegen an einem hochwertigen Radwegenetz. Sie haben die direkte Verbindung, ich glaube der Kollege Chorherr hat das schon ausgeführt, es besteht eine direkte Verbindung, in 15 bis 20 Minuten sind wir im 1. Bezirk auf einem durchgehenden Radweg. Sie haben über die Nordbahnstraße demnächst einen fertigen Radweg, Sie haben eine Querverbindung in den 20. Bezirk, zur Millenniums City, Sie haben eine Querverbindung zum Prater, Sie haben die direkte Anbindung zur Donauinsel. Alles auf Radwegen, ohne dass Sie irgendwo problematische Kreuzungen haben oder problematische Wege mit den Rad kreuzen müssen. Ich glaube, das ist also das Wichtigste an diesem Standort. 

Und dafür, dass dieser Standort nicht so uninteressant für Radfahrer zu sein scheint, spricht die Tatsache, dass es in unmittelbarer Umgebung - und da meine ich wirklich ein, zwei Gehminuten von dem Standort aus - noch zwei Hotels gibt, wo ganz speziell Radfahrer, also Gäste aus den Bundesländern, Gäste aus anderen Staaten, die mit dem Rad Österreich durchqueren und den Donauradweg verwenden, ihre Heimstätte finden. 

Daher ist das sicher auch ein sehr guter Standort, der hier zum Vorschlag kommt und ich bin der Meinung, man soll es einmal ausprobieren. Man soll einmal schauen, wie ist die Annahme, wie ist die Effizienz, was stellen sich die Menschen vor. Und dass natürlich heute in einem Wohnbau Freizeiteinrichtungen ein ganz wichtiger Punkt sind, das glaube ich, sollte eine Selbstverständlichkeit für das 21. Jahrhundert sein.

Kollege Aigner, ich möchte Sie nur ein bisschen auf den Text aufmerksam machen. Da steht “die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen“, es steht oben und unten, es steht zweimal darauf. Warum ist das wichtig? Sie haben natürlich Recht, man muss bei Rechtssituationen aufpassen. Wenn ich Stellplatzverpflichtungen wegnehme, muss ich dann auch die Möglichkeit schaffen, dass das nicht irgendein Projekt wird, sondern dass dieses Projekt auch dann so ausgeführt wird, wie wir es uns eben politisch vorstellen. Das ist also sicher eine ganz wichtige und entscheidende Sache, und ich bin zuversichtlich, dass unsere Juristen und Beamten des Hauses das dementsprechend machen.

Mit einem haben Sie sich überhaupt widersprochen, Kollege Aigner, das ist Garagenpflicht, Pflichtgarage und draußen Stehen. Der 2. Bezirk ist auch bei diesem Standort ein Parkpickerlbezirk. Da heißt die Alternative, habe ich keinen Garagenplatz, dann stehe ich draußen, muss aber auch für die Parkraumbewirtschaftung etwas zahlen, also, es ist nicht so wie Sie meinen. Die Tatsache ist, wenn ich eine Garagenmöglichkeit habe, so wägen viele Menschen ab, gehe ich in die Garage oder bleibe ich draußen. Sie werden es erleben, dass jeder, der ein Auto hat und die Möglichkeit hat, in die Garage geht. Also, ich habe bei den Wohnbauten nur in der Anfangszeit dort erlebt, dass die Garagen nicht so besiedelt sind, aber innerhalb kürzester Zeit sind die Wohn-hausgaragen zu 100 Prozent voll. Dort, muss ich also dazu sagen, dort gibt es aber die Möglichkeit, eben einen Alternativweg zu machen. Diese 130 Wohnungen welche angesprochen sind, sind für 130 junge Familien bestimmt, die sich eben einer Lebensform verschrieben haben, wo sie nicht hauptsächlich auf das Auto setzen oder nicht mit auf dieses setzen, sondern wo sie auf das Fahrrad setzen und versuchen, ihr Leben mit dem Fahrrad zu verbringen, Auch eine Möglichkeit. Lassen wir diese Innovation, lassen wir diese Richtung zu, versuchen wir nicht immer, alles stur abzuändern, sondern versuchen wir, innovativ für diese Stadt zu denken und innovativ für diese Stadt zu sein und ich glaube, dass dieses Pilotprojekt genau auf dem richtigen Standort ist. Und dieser Standort wird für weitere Pilotprojekte selbstverständlich einen entsprechenden Level setzen, das ist uns bewusst. Und darum also dieser Standort.

Meine Damen und Herren, ich kann Sie nur einladen, stimmen Sie auch diesem Antrag zu. Ich nehme stark an, dass bei der Österreichischen Volkspartei und bei der Freiheitlichen Partei das zwar nicht der Fall sein wird, aber denken Sie an die Zukunft. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Wortmeldung vom Kollegen Chorherr. Er hat noch 9 Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ich werde diese 9 Minuten nicht brauchen.

Das eine Argument, das mich wirklich fassungslos gemacht hat vom Kollegen Aigner, in seiner Zweitrede war es, darum habe ich mir den Zwischenruf erlaubt.

Die Vorstellung zu haben, dass ich - noch einmal, ich mache da jetzt keine Religion oder etwas Besonderes daraus, aber ich brauche kein eigenes Auto - jetzt nach Ihrem Vorschlag gezwungen werde, einen Stellplatz mitzukaufen und mitzufinanzieren, (GR Walter Strobl: Er kann ihn ja vermieten!) und dann sagen Sie mir drauf, ich könne mich ja darum kümmern, dass ich ihn vermieten kann. 

Also, das ist eine Schnapsidee. Wie komme ich dazu, wie kommen die dazu, die sagen, ich brauche keinen Stellplatz. Also, das nächste Mal sagt jemand hundemäßig, jeder muss automatisch eine große Hundeauslaufzone mitkaufen und wenn er keinen Hund hat, dann kann er es ja vermieten. Das ist ja absurd, das ist in der Tat ein absurder Vorschlag. Wunderbar, an einem Tag wie heute diskutieren wir das Radfahren ausführlich. 

Ich halte es überhaupt für überlegenswert, grundsätzlich zu entkoppeln die Notwendigkeit der Errichtung von Wohnungen, Punkt 1, und sinnvolle, aber auch notwendige Garagen. Damit da kein Missverständnis herrscht, aber wen soll man überbinden, Garagen zu bauen. Ich meine, dass die Verantwortung jene trifft, die ein Auto haben und nicht automatisch mit Stellplatzverpflichtung. Das ist das eine.

Das Zweite ist zum Argument “unausgegoren“. Es gibt ja ein derartiges Projekt bereits, ein viel radikaleres im Übrigen, im 21. Bezirk. Dort gibt es nicht 50 Prozent Stellplatzverpflichtung, sondern nur 10 Prozent Stellplatzverpflichtung seit einigen Jahren. Die Anrainer sind deswegen dafür, weil dort die überwiegende Mehrheit der Leute, weil autofrei, kein Auto hat. Das heißt, der tägliche Verkehr ist dort signifikant geringer. Und wenn man jetzt aber sagt, da hat irgendeiner auf Tür 47 ein Auto auf seine Oma gekauft. Okay, so what, na und. In summa macht das einen riesigen Unterschied in der Belastung. Und das ist die Argumentation. 

Herr Madejski sagt, was macht einer, der sich ein Auto kauft. Nun, dann kauft er sich ein Auto. Nun, wo stellt er sich hin? In die Garage oder in die Garage gegenüber. Und wenn Sie da sagen, das darf man nicht, das geht nicht, was erklären Sie dann all den vielen Leuten, die innerhalb des Gürtels wohnen oder im 1. Bezirk wohnen, wo Häuser errichtet wurden lange vor der Stellplatzverpflichtung. Dann stellt man sich auf öffentlichen Grund. Na und, das sind ja genauso Anrainer wie die anderen. (GR Dr Herbert Madejski: Aber das ist nicht notwendig!) Was ist das Problem dabei. Anstatt das man sagt... (GR Gerhard Pfeiffer: Dass sie auf der Straße stehen, das ist das Problem!) Irgendwer steht auf der Straße oder man macht – wir sind da total dafür – ein Parkverbot, macht eine großzügigere Garage, damit nicht auf der Straße gestanden wird. Seien Sie sicher, es hat noch keiner sein Auto in die Wohnung hinaufgetragen. (GR Gerhard Pfeiffer: Daher brauchen sie eine Garage!) Dann parkt er halt in der nächsten Garage schräg gegenüber (GR Gerhard Pfeiffer: Die gibt es ja dann nicht!) und ich sage Ihnen noch einmal, und ich melde mich jetzt nicht noch einmal und spare meine Minuten, um Ihnen vorzulesen: Bei allen Neubauprojekten, auch dort, wo keine Bike-City ist, lesen Sie sich die Auslastung der Garagen durch. Die Mehrheit ist unter 50 Prozent, und das kostet wahnsinnig viel Geld. Die Errichtung eines Stellplatzes kostet zwischen 10 000 und 15 000 EUR. Speziell teuer ist es natürlich... (GR Dr Herbert Madejski: Kollege Hora hat von 100 Prozent gesprochen!) Bitte? (GR Dr Herbert Madejski: Er hat gesprochen von einer 100-prozentigen Auslastung, innerhalb kurzer Zeit ist das Ganze wieder voll belegt!) Ja, Entschuldigung, wir machen einen gemeinsamen Antrag, das heißt nicht, das wäre ja absurd, dass wir jetzt 100 Prozent im Duett hüpfen müssen. Da gibt es ein gemeinsames Interesse, das auszuprobieren. Ich bin da sicher euphorischer als andere. Ja, probieren wir es aus. Schauen Sie sich von etlichen neu errichteten Stellplätzen die Auslastungen an. Und warum sollen diejenigen - und das ist abschließend, lange vor meiner Schlusszeit, hier geht es nicht, wie Sie gesagt haben, Herr Kollege Aigner, um die Kommunalisierung der Lasten, das darf ich schon anmerken -, die täglich Rad fahren und allen sehr viel Lärm und Abgase ersparen, die Lasten tragen. Denn wenn jemand Lasten kommunalisiert - Stichwort, da wird sich die Kollegin Sima noch ganz schön damit herumschlagen, mit den von der EU vorgegebenen Grenzwerten aus dem Verkehr, die laufend überschritten werden - dann sind das nicht, darf ich es derb sagen, die Radfahrer mit ihren Ausdünstungen, es sind die Autofahrer mit den Abgasen. Also, wenn wer Lasten kommunalisiert, ist es in Summe der Autoverkehr.

Man soll den Leuten sagen: Toll, dass so viele in Wien den öffentlichen Verkehr benutzen. Toll, dass so viele mit dem Rad fahren. Toll, dass so viele zu Fuß gehen, sonst hätte man einen totalen Kollaps. Und deswegen fördern wir dieses Projekt, probieren es aus, und schauen Sie sich nachher an, welche Vorteile das hat.

Ich lade im Übrigen alle ein, die Bewohner der autofreien Siedlung sind sehr offen, sind international. Es kommen aus ganz Europa Leute, um sich das anzuschauen. Dort gibt es Wartelisten und die Anrainer sind dafür und die zusätzliche Qualität wurde möglich zu finanzieren, indem dort auf die Stellplatzverpflichtung in dem Ausmaß verzichtet wurde. Ich verstehe es nicht ganz, außer man sieht das Auto als das einzige Ziel, warum man das derartig kritisch sieht.

Abschließend zum Kollegen Madejski: Abgestimmt wird der prinzipielle Wille, das auszuprobieren. Der Flächenwidmungsplan, Kollege Hora hat es schon gesagt, wird mit hoher Wahrscheinlichkeit den Nordbahnhof betreffen. Ein Grundstück, das beschrieben wurde, das geht jetzt seinen Weg, es wird in einigen - weiß ich gar nicht - Wochen zur öffentlichen Auflage kommen, wir werden es hier im Ausschuss diskutieren und es wird sichergestellt werden müssen - und hier hat Kollege Aigner Recht -, dass jetzt nicht irgendein Bauträger sich dort mit den Stellplatzverpflichtungen irgendwas baut. Und da wird man Voraussetzungen schaffen, da ist schon auch einiges in Vorbereitung, um ein weiteres Vorzeigeprojekt, ein internationales Vorzeigeprojekt nach dem 21., und in anderen Bezirken, jetzt im 2. Bezirk, zu realisieren. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Wortmeldung von Herrn GR Aigner. Er hat noch 13 Minuten.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender, ich darf Sie beruhigen, ich werde die 13 Minuten nicht ansatzweise ausschöpfen.

Herr Kollege Chorherr, die Schwäche Ihrer Argumentation wird durch die Verwendung von Kraftausdrücken auch nicht kompensiert. Einfach zum Nachdenken: Auch jemand, der mit 60 in eine Neubauwohnung einzieht, wo ein Kinderspielplatz zu errichten ist, der finanziert auch den Kinderspielplatz mit. Das gemeinsame Anliegen müsste doch das sein, den überbordenden Individualverkehr, die Autos, die schon da sind, in die Garagen zu bringen und nicht zu meinen, wenn man die Garagen nicht baut, sind die Autos nicht da. Die Autos sind da und stehen entweder in der Garage oder oben. Und oben ist ganz einfach zu wenig Platz. Und that's it! (Beifall bei der ÖVP - GRin Dr Sigrid Pilz: Wir wollen keine Autos!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter hat mit Kopfzeichen auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 54 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei so angenommen.

Und wir kommen jetzt zu diesem Beschluss- und Resolutionsantrag der Gemeinderäte Chorherr und Hora betreffend Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die Realisierung eines Pilotprojektes Bike-City beziehungsweise Schaffung weiterer Projekte. Und in formeller Hinsicht wird, wie gesagt, die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer von den Damen und Herren für diesen Antrag ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Volkspartei und Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 55 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7368 im 3. Bezirk Landstraße. Und die Frau Berichterstatterin, Frau Mag Ramskogler, wird einleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Also interessant ist, in Wirklichkeit zu sagen, jetzt geht es zunächst einmal um die Bike-City sowie um eine Realisierung der Stellplatzverpflichtung und schon geht es anders an, wieder einmal um einen Haufen Stellplätze und um ein eigenartiges Verhalten der Grün- und Freiflächen, wie es so schön heißt. 

Und da möchte ich zunächst einmal zitieren aus dem Akt und zwar auf Seite 9 unter dem Punkt "Grün- und Freiflächen": Der Grete-Jost-Park sowie der Rochuspark sollen als Erholungsgebiet Parkanlage ausgewiesen wer-den, wobei die Abgrenzung auf die aktuelle Grundstücks-konfiguration angepasst werden soll. Da denkt sich jeder, okay. Dann kommt drunter der interessantere Teil, und zwar: Auf Grund der fehlenden Finanzmittel für eine Arrondierung der in der Rechtslage BB 5828 als Erholungsgebiet Park Grünfläche für öffentliche Zwecke ausgewiesenen Innenhofbereiche soll nur ein Teil dieser Fläche, welche in der Verwaltung der MA 42 steht, weiterhin als Erholungsgebiet Parkanlage vorgeschlagen werden. Das heißt im Klartext, der Grete-Jost-Park, der nach einer verdienstvollen Widerstandskämpferin benannt ist, die hingerichtet wurde in Wien, 1 500 m², könnte erweitert werden, aber es gibt kein Geld, deswegen gibt es keine Erweiterung. 

1 500 m² sind ja nicht ein wirklich großer Park im Herzen der Landstraße und es gibt irgendwie kein Geld, weil das kann man einfach nicht, und deswegen macht man es sich leicht und widmet einfach nicht ordnungsgemäß um, obwohl die 42er ohnedies die ganze Zeit schon was macht. 

Da denke ich, das ist in Wirklichkeit so kleinkariert, dass man eigentlich sagen muss, da ist die Stadt die größte Schnorrerin Österreichs. Dass man sich einfach einen Park nicht vergrößern traut, weil man es dann vielleicht zahlen muss, ist im Grunde genommen eine Frechheit gegenüber den Landstraßern und Landstraßerinnen. So. 

Nächster Punkt ist aber, dahinter war man ja dann schon viel freigiebiger, die Landstraße war früher vor allem durch viele Palais und Parkanlagen gekennzeichnet, davon gibt es nicht mehr viele, aber eines davon existiert immerhin noch und zwar das Palais Rasumofsky. Es heißt jetzt geologische Bundesanstalt und es gibt dazu einen Park, und zwar zwischen der Bundesanstalt und der AHS Kundmanngasse. Und in diesem Park, wie immer es so ist, was macht man in einem Park? Da sucht man nach Parkgelegenheiten. Also, es muss eine Parkgarage unter dem Park her, damit sich das Wort parken auch auszahlt. Das Problem bei der Parkgarage ist nur, dass man ein bisschen ein Problem gekriegt hat mit dem Denkmalschutz. Nicht so sehr mit den Bäumen zunächst einmal, sondern mit dem Denkmalschutz. Also lässt sich die Autofahrerlobby, in dem Fall SPÖ, ÖVP und FPÖ, einen Antrag, und zwar einen Abänderungsantrag, einfallen und zwar soll das Verbot der Errichtung von unterirdischen Bauten in der gärtnerisch auszugestaltenden Fläche des Baulandes unter Berücksichtung des wertvollen Baumbestandes reduziert werden. Das heißt nichts anderes, als endlich wieder einen Park, endlich wieder eine Parkgarage unter der Erde und endlich wieder einmal können die Autofahrer wo parken, und da sagen wir Nein. 

Wir glauben, dass Parks zum spazieren Gehen und zum Anschauen da sein sollen und Erholungsflächen sind und nicht für Parkanlagen zerstört werden müssen. 

Deswegen stimmen wir sowohl bei der Flächenwidmung nicht zu als auch bei dem Abänderungsantrag. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR VALEN-TIN hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ich denke mir, wenn man ein Anliegen hat, Kollege Maresch, wenn man motiviert ist, wenn man engagiert ist, dann ist es durchaus sinnvoll und durchaus zulässig, wenn man es sagt, auch wenn man sich dazu einer etwas flapsigeren, einer etwas lockeren Sprachregelung auch in seiner Rede sich bedient. Ich halte es aber so, und das möchte ich schon von dem Rednerpult feststellen: Von einer Stadt, Kollege Maresch, meine Damen und Herren, die so wie die Stadt Wien jeden zweiten Quadratmeter Grünraum hat, zu sagen, sie wäre schnorrerhaft in Sachen Grünbereich, halte ich für verwegen und muss es zurückweisen. 

Ich halte es in der Tat für eine Verdrehung und für eine Umkehr von Fakten, die in dieser Form höchst unzulässig ist. Nein, ich kann von einer Stadt, in der wir jedes Jahr in unserem Grünbericht festhalten können, dass wir mehr Grünraum haben, dass wir Grünbereiche für die Wienerinnen und Wiener schützen, nicht sagen, wir wären da schnorrerhaft unterwegs und wir würden diese wichtige Funktion des Grünraums als Erholungs- und Regenerationsraum nicht sehen, wir würden das missachten. Ich halte das für unzulässig. Ganz im Gegenteil, die Stadt Wien und die Sozialdemokratie in dieser Stadt achten darauf, dass Grünressourcen ausreichend zur Verfügung stehen, ja sogar größer werden, meine Damen und Herren. 

Und wenn ich mir jetzt das Beispiel im Detail ansehe und die Frage auch einer weiteren Widmung von Bereichen, so halte ich es auch durchaus für sinnvoll, dass man dort, wo langfristig nicht daran gedacht werden kann, es anzukaufen, auch die Widmung der tatsächlichen Situation anpasst. Und gerade in diesem Plangebiet im 3. Bezirk, das Sie anführen, ist mehr als ausreichend - und ich werde das jetzt auch zitieren - darauf Rücksicht genommen worden, dass bei den wichtigen Zielen dieser City, dieser Flächenwidmung, auch ganz massiv auf Grünraum Wert gelegt wird. 

Beispielsweise wird als wesentlicher Bereich angeführt und ausgeführt, dass die Parkanlagen Rochuspark und Grete-Jost-Park neu angelegt werden, dass die Grünbereiche optimiert werden, dass in diesem Bereich ganz besonders auch für private Liegenschaften Förderungsmaßnahmen erzielt werden, damit im Grünbereich, im Hinterhofbereich, zusätzliches privates Grün entstehen kann und es wird die Beschränkung von bebaubaren Flächen sowie die Festlegung der gärtnerischen Ausgestaltung als wichtiges planerisches Ziel gerade bei diesem Flächenwidmungsakt hervorgehoben. 

Und was jetzt die Mythen und Märchen bezüglich des Abänderungsantrags betrifft, den ich namens der Kollegen Madejski und Neuhuber und in meinem Namen einbringen kann, auch da sei ein klares Wort gesagt: Wir haben nicht ein Problem mit dem Bundesdenkmalamt, sondern das Bundesdenkmalamt hat in einer sehr klaren Art und Weise in einer Sitzung und in einer Expertise dargelegt, dass die vorhandene Gartenanlage, um die es hier geht, kaum mehr die Charakteristika der ursprünglichen Landschaftskarten hat, mit Ausnahme der weitgehend erhaltenen Topographie und der Lage über dem Straßenniveau. Deshalb sagt das Bundesdenkmalamt klar und deutlich, dass kein Einwand besteht, wenn man gerade bei dieser Liegenschaft eine Tiefgarage errichtet. Das Bundesdenkmalamt führt aus, dass lediglich der Zugang zum Gartentrakt, der Einfassungszaun und der Pfeiler des Eingangstores bei diesen Arbeiten, bei diesem Projekt erhalten werden sollten. 

Ich halte deshalb fest, wir haben hier eine Widmung, die im hohen Maße Grünbereich schützt. Ich halte fest, dass auch der Garten, das Grün, das dort vorhanden ist, weiter erhalten wird. In der konkreten Frage galt es abzuschätzen, ob die Gartenanlage eine historische Gartenanlage ist, wo darüber hinaus besondere zusätzliche Schutzmaßnahmen bestehen sollten. Das ist laut Bundesdenkmalamt nicht der Fall und deshalb steht nichts im Wege, dass man unter dieser Gartenanlage und am Teil dieser Gartenanlage eine Parkgarage errichtet. 

Und deshalb bringe ich den Abänderungsantrag ein und der sagt: Der Planentwurf für Nummer 7368 zur Festlegung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes, entsprechendes Beilagenblatt, Beilage Nr 103/05 wird geändert. Im Antragstext wird durch Punkt 4.12 ergänzt: 4.12 soll lauten, innerhalb der mit G DB 12 bezeichneten Fläche dürfen unterirdische Bauten oder Bauteile nur in einem Ausmaß von maximal 60 von 100 des jeweiligen Teiles des Bauplatzes errichtet werden. Die Errichtung von oberirdischen Bauten ist untersagt. Wir berücksichtigen damit, meine Damen und Herren, zum einen das Bedürfnis der Anrainer nach Grünraum, wir berücksichtigen, dass hier ein Bereich ist, wo es eine massive Überparkung gibt und wir berücksichtigen auch die sinnvollen und auch seitens des Bundesdenkmalamtes artikulierten Zielsetzungen des Denkmalschutzes. 

All das tun wir deshalb, weil wir uns der Verantwortung in diesem Teil des 3. Bezirkes bewusst sind, wir tun es deshalb, weil wir den Bewohnern dort ein möglichst hochwertiges Umgehen mit Grünraum ermöglichen wollen und gleichzeitig auch an der Oberfläche jenen Platz erhalten wollen, indem wir Stellplätze unter der Erde errichten lassen. 

In diesem Sinne haben wir nachhaltig die Entwicklung dieses Grätzels gefördert und sind mit allen diesen Maßnahmen möglichst optimal den Zielsetzungen einer sinnvollen Stadtentwicklung gefolgt. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. Vorerst über den soeben von den Kollegen VALENTIN, Madejski und Neuhuber eingebrachten Abänderungsantrag, der auch hier inhaltlich erklärt wurde. 

Wer von den Damen und Herren für diesen Abänderungsantrag ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über das Poststück, über die Postnummer 55. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen. - Ebenfalls mehrstim-mig, gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt die Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung, sie betrifft das Plandokument 7289 im 22. Bezirk, KatG Eßling und Frau GRin Winklbauer wird einleiten. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Herr Mag Chorherr hat sich zum Wort gemeldet. 

Ich sehe Herrn Mag Chorherr nicht. Die Wortmeldung ist somit obsolet geworden. Herr Mag Gerstl ist an der Reihe. Ich erteile ihm das Wort, er hat einen ganz wichtigen Beschluss- und Resolutionsantrag. Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke herzlich, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Um es ganz kurz zu machen, ich möchte einen Beschlussantrag einbringen, in dem die Wiener Stadtregierung aufgefordert wird, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um einen raschen Baubeginn der Wiener Nord-Ost-Umfahrung sicherzustellen und wir ersuchen, dass die Stadt Wien mit der ASFINAG beziehungsweise mit der ÖSAG sich raschest einig wird über die technischen Voraussetzungen dieses Projektes. In diesem Sinne übergebe ich den Antrag und danke für die Wortmeldung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Weil zum gegenständlichen Akt hier eigentlich nichts gesagt wurde, weil sich die Wortmeldung ja auf einen anderen Themenbereich bezieht, darf ich nur sagen, ich glaube nicht, dass diesem Antrag zugestimmt werden sollte, aber ich bitte Sie, dem Akt zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 56 ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und Grünen an-genommen. 

Und wir kommen somit gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Kollegen Gerstl und Parzer betreffend raschen Bau der Nord-Ost-Umfahrung. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt die Postnummer 57 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7622 im 22. Bezirk, KatG Aspern, Hirschstetten und Stadlau. 

Es ist hier niemand zum Wort gemeldet. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer für diese Postnummer 57 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrstimmig gegen die Freiheitlichen so angenommen.

Die Postnummer 50 kommt nicht zur Verhandlung, aber zur Abstimmung. 

Sie betrifft den Beitrag der Stadt Wien zur Phase IV des Gesunde-Städte Netzwerks der WHO ab 1. Jänner 2005. 

Wie gesagt, keine Wortmeldung. 

Wer für die Postnummer 50 ist, bitte um ein Zeichen. - Mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 27, sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien. 

Auch hier ist kein Debattenbeitrag vorgesehen. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen. - Mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen und die Grünen angenommen.

Postnummer 35 der Tagesordnung. Sie betrifft die Subvention an den Verein zur Förderung aktueller Musik, “Wiener Musikgalerie“. Auch hier gibt es keine Wortmeldung. Wer für die Postnummer 35 ist von den Damen und Herren, bitte ich um ein Zeichen. - Mehrheitlich gegen die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 36 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die basis wien. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 36 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Mehrheitlich gegen die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 38. Das ist die erste Rate der Subvention an den Verein Depot. 

Hier ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer für diese Postnummer 38 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an verschiedene Vereinigungen “Neue Medien“. 

Frau Berichterstatterin, Frau Mag Straubinger, wird einleiten.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wir werden hier - ich kann jetzt schon fast sagen, traditionsgemäß - gegen diesen Rahmenbetrag für die Neuen Medien stimmen, aber nicht deshalb, weil wir gegen die Neuen Medien sind. Ganz im Gegenteil, wir halten das für eine der wichtigsten Investitionen, die die Stadt machen soll. Aber ich sage, es gibt immer so ein Vertrauensverhältnis zwischen Stadtrat und Opposition, und nachdem wir einmal - ich kann das ruhig so sagen - gelegt worden sind, was einen Rahmenbetrag in einem anderen Bereich betroffen hat, sind wir einfach sehr skeptisch, was Rahmenbeträge betrifft, die erst im Nachhinein abgerechnet werden.

Dieser Tagesordnungspunkt steht natürlich auch in engem Zusammenhang mit dem nächsten Tagesordnungspunkt, nämlich Public Netbase, den wir dort intensiver diskutieren werden. Daher tue ich das hier auch nicht. Ich glaube aber, dass es für alle in dem Haus gemeinsam eine sinnvolle Lösung geben könnte, weil es hier mit den Neuen Medien in Wirklichkeit um einen wichtigen Bereich geht. Es geht darum, dass die Mittel und Gelder in diesem wichtigen Bereich transparent vergeben werden und dass es hier nicht eine dominierende Institution gibt, die quasi 80 Prozent der Mittel bekommt - das ist Public Netbase.

Wir schlagen daher vor - und ich werde auch einen entsprechenden Antrag einbringen -, dass wir ein neues Budget Neue Medien machen. Dann können sich alle Initiativen einbringen, selbstverständlich auch die Initiativen, die im letzten Jahr unter diesem Titel gefordert wurden. Wir haben uns diese sehr genau angeschaut, das sind teilweise durchaus beeindruckende Projekte. Man muss eben sagen, das durchschnittliche Förderungsvolumen - weil hier so groß "Neue Medien" steht - bewegt sich zwischen 1 000 EUR und 15 000 EUR, was ja nicht sehr viel ist im Vergleich zu dem, was Public Netbase mit 218 000 EUR ausschließlich einmal aus dem Bereich der MA 7 bekommt. 

Daher glaube ich, dass es fair wäre, diese Vergabe zu objektivieren und transparent zu machen. Das beste Mittel ist eigentlich, etwas Ähnliches zu machen, wie wir es im Theaterbereich gemacht haben, nämlich - und das würde ich sogar dem Stadtrat überlassen - entweder einen Kurator, eine Kuratorin einzusetzen, die diese Entscheidung trifft, oder eine kompetente, aber - immer ganz wichtig - unabhängige Jury einzusetzen, die die gesamten Mittel, die im Bereich Neue Medien zu vergeben sind, kuratiert. Dann werden Sie überhaupt kein Problem haben, von uns die Zustimmung zu bekommen. Wir würden dann selbstverständlich auch zustimmen, wenn Public Netbase weiterhin so einen hohen Betrag bekommt, wenn das sozusagen die Entscheidung einer unabhängigen Kommission ist, die wirklich der Meinung ist, dass es gescheit ist, dass man 80 Prozent nur einer Institution gibt, und den anderen sehr, sehr wenig.

Ich glaube daher, dass es eine sinnvolle Vorgangsweise ist, einen unabhängigen Kurator/Kuratorin oder eine Jury einzusetzen, die diesen gesamten Topf der Wiener Neuen Medien vergibt. Ich kann Ihnen für meine Fraktion auf alle Fälle eines versprechen: Wenn Sie bereit sind, Gespräche über eine derartige Vorgangsweise durchzuführen, dann haben Sie ein Konfliktpotential weniger. Und ich glaube, die vielen Initiativen, die es in dem Bereich gibt, haben ganz andere Möglichkeiten und Chancen.

Da wir dieses Thema ohnedies beim nächsten Tagesordnungspunkt ein bisschen ausführlicher diskutieren werden, erlaube ich mir hier, nur den Antrag gemeinsam mit meinem Kollegen Prof Walter Strobl einzubringen:

„Kulturstadtrat Dr Andreas Mailath-Pokorny wird aufgefordert, eine unabhängige Jury zur Vergabe eines fix definierten Budgets für den Bereich Neue Medien zu gründen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt."

Sie sehen, wir haben nicht einmal einen Finanzierungsbetrag angegeben, um es auch der SPÖ leichter zu machen, diesem Antrag zuzustimmen. Es geht hier ja nicht um Budgetfixierungen, und ich verstehe, dass man sich als Regierung da nicht dreinreden lassen will.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir uns hier alle einig sind - Neue Medien ja, dann mit ausreichenden Mitteln, aber diese durch eine unabhängige und transparente Jury -, dann wird dieser für Wien wichtige kulturelle Bereich in Zukunft noch weiter wachsen können. - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte gerne diesen Anlass kurz dazu nutzen, auf ein grundsätzliches strukturelles Problem hinzuweisen, das wir auch im Ausschuss schon diskutiert haben und das sich jetzt an diesem Akt besonders deutlich offenbart, das strukturelle Problem nämlich, dass Kunst ja Gott sei Dank nicht stehen bleibt, dass die Kultur sich weiterentwickelt und dass es in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer neue Tendenzen, Sparten und Entwicklungen gegeben hat. Diesen muss man Rechnung tragen, budgetär wie in der Art und Weise, wie man Gelder vergibt, wie man Sichtbarkeiten schafft und wie man diesen Leuten, diesen Menschen, diesen KünstlerInnen, diesen Kulturschaffenden auch Wertschätzung entgegenbringt.

Das ist ein strukturelles Problem, das wir in sehr vielen Bereichen haben. Wir sehen das an den Anträgen einiger Institutionen; um nur ein paar zu nennen, die auch heute auf der Tagesordnung stehen: Die Basis Wien, das Depot, die Stadtinitiative, alles Institutionen, die in den letzten Jahren entstanden sind, die hoch innovative und spannende Kulturarbeit machen und die alle viel zu wenig Geld bekommen, die zu wenig zum Leben und zu viel zum Sterben haben, die damit auch des Öfteren in eine Schuldenfalle hineinlaufen oder –ge-stoßen werden. Ich glaube, dass wir die Verantwortung haben, dieses Problem ernst zu nehmen und es wahrzunehmen, und es kann nicht so sein, dass wir es einfach akzeptieren, dass es nun einmal so ist, dass es nicht mehr Geld gibt, und dass es uns egal ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Gerade dieser Bereich der Neuen Medien ist einer, der sich in den letzten Jahren extrem innovativ und spannend in der Stadt weiterentwickelt hat und in dem wir kurze Zeit durchaus Weltspitze waren. Ich glaube, dass man, nachdem das Blümchen der Szene nicht gegossen wurde, sagen muss, dass viele in dieser Szene aufgegeben haben. Das kann aber kein Grund sein, jetzt zu sagen, es ist eh alles in Ordnung, weil sie aufgegeben haben, jetzt brauchen wir nicht mehr so viel Geld, sondern ganz im Gegenteil, es geht darum, das kreative Potential zu unterstützen. Dass es dieses kreative Potential gibt, wissen wir nicht zuletzt durch Studien wie die Creative-Indus-tries-Studie, die bewiesen hat, wie viele Menschen 
in diesem Bereich arbeiten. Diese Menschen, diese Kulturschaffenden brauchen Unterstützung, und sie brauchen definitiv mehr Unterstützung als die lächerlichen 70 000 EUR, die wir heute beschließen. Auch die 218 000 EUR von Public Netbase sind hier nur ein Tropfen auf den heißen Stein.

Der Antrag der ÖVP ist nicht mein Lieblingsantrag, ich gebe es offen zu. Es ist dies eine Möglichkeit, ein Weg, zumindest eine Diskussion über die Misere zu beginnen, und als diesen sehe ich das auch, als Auftakt zu einer Diskussion. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir es schaffen würden, uns dieses ganzen Themenkomplexes anzunehmen, nämlich des strukturellen Problems einer Betondecke; sie ist schon keine gläserne Decke mehr, wie wir sie aus dem Bereich der Frauenpolitik kennen, sondern sie ist für die Kulturschaffenden eine Betondecke geworden, eine Decke, die man nicht durchstoßen kann. Wenn man in den letzten 10 Jahren eine Institution begründet hat, dann muss man damit leben, dass man unter dem Existenzminimum bezahlt wird und dass man seine Arbeit nicht ordentlich machen kann.

Diese Betondecke müssen wir aufbrechen. Dazu braucht es vermutlich auch einen Presslufthammer; wir sind gerne bereit, diesen mit in die Hand zu nehmen und hier eine Diskussion darüber zu starten, wie wir in diesem gesamten Feld der spannenden neuen Tendenzen und innovativen Entwicklungen Gelder umverteilen können, wie wir zusätzliche Gelder lukrieren können und wie wir sicherstellen können, dass es für diese vielen verschiedenen Initiativen ausreichende Geldmittel gibt. 

Denn es kann nicht sein, dass wir uns auf unserem Erbe, auf unserem kulturellen Erbe ausruhen und so tun, als wäre das für die nächsten 200, 300 Jahre schon genug, als würde das ausreichen, um Wien als Tourismusstadt ausreichend zu platzieren, und als ginge es hier nicht um viel mehr, nämlich um Gesellschaftspolitik, um Kulturpolitik und schlussendlich auch um die Offenheit dieser Stadt. Diese steckt sich die SPÖ ja gerne an den Hut, und ich würde vorschlagen, wir beginnen damit, dass wir endlich Reformen einleiten, die diese Feder am Hut rechtfertigen würden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auf zwei grundsätzliche Punkte des Antrags von der ÖVP möchte ich eingehen. Das eine ist, es ist grundsätzlich üblich, einen Rahmenbetrag zu vergeben. Das stellt vor allem auch eine Erleichterung für diejenigen dar, die einreichen, weil das natürlich auch kurzfristiger, schneller und unbürokratischer bearbeitet werden kann. 

Der zweite grundsätzliche Punkt ist, dass es nicht nur über das Kulturressort eine Förderung für den Bereich Neue Medien gibt, sondern dass dies eine klassische Querschnittsmaterie ist. Das heißt, sie sind auch in vielen anderen Ressorts beheimatet, vielleicht nicht unter dem Titel Netzkultur, aber zum Beispiel im Ressort der Frau Vizebürgermeisterin, im Bereich Medienpädagogik, da ist das Medienzentrum ein Beispiel, oder Wiener Bildungsnetz, oder auch in Form von ausgelagerten Fonds wie zum Beispiel dem Zentrum für Innovation und Technologie, das Calls zur IKT oder zu Open Source durchführt, oder auch bei departure, die im Bereich Creative Industries Förderungen durchführen.

Inhaltlich ist Folgendes zu sagen. Ich weiß nicht, ob Sie letztes Jahr die "netznetz"-Veranstaltung im Künstlerhaus besucht haben und dort auch mit den Verantwortlichen, mit VertreterInnen gesprochen haben. Wenn Sie mit ihnen sprechen, dann erfahren Sie, dass das eine sehr offene Plattform, eine sehr basisdemokratisch organisierte Plattform ist, die sich sozusagen auch selbst basisdemokratisch organisiert. Unsere Erkenntnis aus Gesprächen mit VertreterInnen, mit Netzkultivierenden ist, dass es wichtig ist, mit ihnen gemeinsam ein Fördermodell zu entwickeln. 

In dieser Hinsicht glaube ich, dass ein Jurymodell, wie Sie es hier vorgeschlagen haben, nicht den Ansprüchen und nicht den Bedürfnissen entgegenkommt. Wenn Sie mit ihnen sprechen, werden Sie das erfahren, weil es zum Beispiel darum geht, dass diese dezentrale Organisationsstruktur beibehalten werden kann, dass nicht einzelne Projekte gefördert werden und dass das zum Beispiel auch, weil das Thema Ressourcen-Sharing ein ganz wesentlicher Punkt für sie ist, mit dieser Vereinigung der "netznetz"-Leute in Angriff genommen wurde, von ihnen selbst und aus ihnen heraus. Das heißt, eine zentrale Juryvergabe wäre eher ein Rückschritt in der Form, dies würde auch sozusagen den kulturellen Gepflogenheiten dieser Szene nicht entsprechen und von ihr auch nicht gewünscht werden.

Daher bitte ich um Zustimmung zu diesem Akt. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 39 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei, angenommen.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über den von Dr Salcher und Prof Strobl eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Gründung einer unabhängigen Jury zur Vergabe der Subventionen im Bereich Neue Medien. In formeller Hinsicht ist, wie gesagt, die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag findet nicht die notwendige Mehrheit und ist abgelehnt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an Public Netbase Media-Space! Institut für neue Kulturtechnologien.

Frau GRin Winklbauer wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Als erster Redner hat Herr StR Ellensohn das Wort.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

218 000 EUR für Public Netbase: Der ÖVP ist das zu viel; der SPÖ ist es genau genug, darum gibt es den Antrag; für Public Netbase ist es wahrscheinlich zu wenig. Der Antrag, den Public Netbase eingebracht hat, unterscheidet sich wesentlich von sehr, sehr vielen Anträgen, die hier abgestimmt werden. Er ist nämlich umfangreich ohne Ende, er erklärt haargenau, was die alles machen, was sie getan haben, was sie noch vorhaben. Selten bekommen wir so detaillierte Unterlagen, selten gibt es so detaillierte Unterlagen über die finanzielle Situation, und die ist im Hause zumindest der SPÖ bekannt. 

Public Netbase ist das Flaggschiff für die Neuen Medien. Wir haben dem Antrag, den die ÖVP beim vorigen Geschäftsstück eingebracht hat, zugestimmt, Marie Ringler hat auch erklärt, wieso. Aber jede Szene braucht ein Flaggschiff, und das ist in diesem Fall Public Netbase. Die Frage ist, ob man das auch weiterhin so haben möchte. Da sind wir froh, dass es den Antrag mit den 218 000 EUR gibt, keine Frage.

Die 218 000 EUR sind aber eine Basisfinanzierung, das ist den Unterlagen leicht zu entnehmen. Public Netbase kämpft mit einem Minus, mit einem Abgang; auch das ist kein Geheimnis, und sie haben sogar alles offen gelegt. Beim Gespräch mit dem Stadtrat wurde gefordert, dass Public Netbase die Konten offen legen möge, dass man sie überprüfen kann. Das ist überhaupt kein Problem gewesen, es war jemand dort, es ist jemand hingeschickt worden, eine Controllerin aus dem Haus hat sich die Buchhaltung genau angeschaut. Es gibt ein Minus, das heute besteht und auch nach diesem Antrag noch bestehen wird, von 118 000 EUR.

Es ist allen, die sich mit der Szene beschäftigen, nicht verborgen geblieben, dass die Arbeit reduziert wurde, dass seit April 2004 ein reduziertes Programm gefahren wird und dass einzelne Leute - leider, leider - entlassen werden mussten. Deswegen kann ich dem nicht zustimmen, was ich einer Aussendung des SPÖ-Klubs vom 18. Jänner entnehme; darin lese ich: „Mit 218 000 EUR ermöglicht die Stadt Wien dem Verein Public Netbase das Überleben." Das ist leider, leider nicht richtig. 

Man muss jetzt hier einmal die Entscheidung treffen und sagen: „Wollen wir Public Netbase auf Füße stellen, auf denen sie weiterarbeiten können, oder nicht?" Mit den 218 000 EUR können sie es nicht, und Sie wissen es; alle wissen es. Sie haben die Buchprüfung hingeschickt, Sie haben die Daten bekommen, es ist alles offen gelegt. 

Dann steht in der Aussendung noch dabei: „Der Bund hat zuletzt diesem Verein den Geldhahn völlig zugedreht. Ein typisches Beispiel, wie Schüssel, Morak und Co mit kritischen Initiativen umgehen." Das ist allerdings vollkommen richtig. Richtig ist, dass die Initiative früher auch vom Bund unterstützt wurde, und das gibt es nicht mehr. Es ist ja auch der Zwischenruf - ich glaube, von Herrn Prochaska - gekommen, dass es nicht schade ist, wenn Public... (GR Johannes Prochaska: Nein! Bleiben Sie bei der Wahrheit! Ich habe gesagt, es ist zum Aushalten!)

„Es ist zum Aushalten", sagt Herr Prochaska von der ÖVP, wenn Public Netbase verschwindet und seine Arbeit nicht mehr machen kann. Ich glaube, die vielen grün-schwarzen WechselwählerInnen, um die sich die ÖVP angeblich bemüht, werden eine Mordsfreude haben, wenn sie das hören. Denn das sind genau die Leute, die das nicht so sehen wie Sie, Herr Prochaska. Aber es macht mir nichts, ich würde Ihnen gerne eine wichtigere Rolle innerhalb der ÖVP zubilligen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich glaube, es wird uns das noch... (GR Johannes Prochaska: Ich Ihnen auch!)

Nein, das tut mir Leid, den Gefallen kann ich Ihnen nicht tun. Ich komme zwar aus Vorarlberg und bin dort aufgewachsen, aber ÖVP-Mitglied war ich weder in meiner Jugend noch bin ich es in meiner Gegenwart, und ich beabsichtige auch nicht, in Zukunft eines zu werden. (GR Johannes Prochaska: Aber in Ihrer Fraktion! - GR Gerhard Pfeiffer: Wenn Sie eine wichtigere Bürde hätten...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Wenn man glaubt, dass es mit 218 000 EUR funktioniert, ist das Realitätsverweigerung. Das muss man so auf den Punkt bringen. Es ist notwendig, die Gespräche, die geführt wurden, fortzusetzen, und es ist notwendig, leichte Zusagen, die getroffen wurden, einzuhalten. Man wird sich hinsetzen und überlegen müssen, wie man diese 118 000 EUR an Abgang, die nach wie vor bestehen, auffangen kann. 

Im Frühjahr 2004 - das war ungefähr die Zeit, in der Public Netbase das eigene Angebot etwas hat reduzieren müssen - ist interessanterweise der Stadtschulrat als Organisation an Public Netbase herangetreten und hat um die Durchführung eines Projekts gebeten, das in etwa "Politische Bildung - Lehrlinge - Wahlkabine" geheißen hat. Was kann man in dem Bereich machen? - Public Netbase hätte es gerne gemacht. Die Ironie dabei ist: Der Stadtschulrat fragt an, und gleichzeitig sind die Mittel so eingefroren gewesen, dass sie leider das Projekt absagen mussten. Es hat auch nicht in anderer Weise stattgefunden, sondern es hat einfach nicht stattgefunden. Das war ein Projekt, bei dem ich finde, dass die Ironie wirklich darin besteht: Der Stadtschulrat fragt an - dieser ist ja auch nicht gerade ein SPÖ-fernes Konstrukt -, und es geht nicht, weil die Gelder nicht fließen. 

Zur ÖVP: Da finde ich - was wahrscheinlich auch nicht alle wissen -, Public Netbase ist heute etwas, von dem nicht nur Herr Prochaska kein Fan ist. 1995 hat Wolfgang Schüssel... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 1995 war er nicht Kanzler, sondern noch Minister; er sitzt ja schon seit 1989 in der Regierung, und die ÖVP bereits seit 1986. - Er hat in Linz einen Preis verliehen, den Prix Ars Electronica an Herrn Konrad Becker, federführend bei Public Netbase, ausdrücklich für die Arbeit von Public Netbase. So steht Wolfgang Schüssel dort, damals noch mit seinem Mascherl, und übergibt diesen schönen Preis. 

Im Jahr 2000 - damit wir nicht in Linz bleiben - übergibt der damalige Kulturstadtrat Marboe von der ÖVP den Preis für Bildende Kunst an Herrn Konrad Becker (GR Georg Fuchs: Ohne Mascherl!), ausdrücklich für die Arbeit von Public Netbase. (GR Dr Matthias Tschirf: Mit Krawatte!) Schön wäre es, wenn die ÖVP einmal herausgehen und sagen würde, was sich denn alles geändert hat. Er hat Preise bekommen von Wolfgang Schüssel, da höre ich keine Distanzierung, und vom ehemaligen Kulturstadtrat, da höre ich ebenfalls keine. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie müssen einmal die Homepage gesehen haben! Die "Speerspitze" gegen die schwarz-blaue Regierung! - Ruf bei den GRÜNEN: Ja, und?)
Das ist super, ja: Die Speerspitze gegen die schwarz-blaue Bundesregierung ist mittlerweile die Mehrheit der Bevölkerung. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) In keiner einzigen Umfrage hat Schwarz-Blau eine Mehrheit, nicht einmal in ihren eigenen. Früher einmal war es Ironie, aber jetzt wird es lächerlich, jetzt fängt es an, lächerlich zu werden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wie ist das mit dem Wahlergebnis? - GR Dr Matthias Tschirf: Akzeptieren Sie Wahlergebnisse? - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Wenn Sie die österreichische Bevölkerung fragen würden, ob sie eine Koalition möchte - die Frage ist ja nicht abgestimmt worden -, dann kann man aus den Umfragen, wenn man denen glauben möchte, nachvollziehen: Nein, eine schwarz-blaue Koalition möchten weder die Wiener und Wienerinnen noch die Leute (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir können auch das Parlament...!), die in ganz Österreich wahlberechtigt sind. (StR Johann Herzog: Euch auch nicht!) Und sie haben es auch nicht gewollt, es ist leider so, ja. (GR Johannes Prochaska: ...die anderen zurückbleiben!)
Herr Prochaska, in Wien werden Sie vielleicht noch weiter zurückfallen, als Sie schon zurückgefallen sind, und dann werden Sie ein Problem mit Ihrer Bundespartei haben. Momentan haben Sie sich noch nicht erholt von Ihren zwei historischen Tiefständen bei den Wahlen zum Wiener Gemeinderat. (GR Günther Barnet: Historisch zurückgefallen sind nur die GRÜNEN: Zum Marxismus! - GR Gerhard Pfeiffer: Sie machen sich Sorgen um die ÖVP!) Nein, ich mache mir keine Sorgen um die ÖVP. (Zwischenruf von GR Johannes Prochaska.) Das stört mich weniger. (GR Johannes Prochaska: ...gar nicht gefallen!) 

Ich weiß nicht, ob es alle hören, aber ich höre jeden Sager von Herrn Prochaska. Ich könnte es auch für’s Protokoll wiederholen, aber vor mir wird eifrig mitgeschrieben; ich glaube, die Zwischenrufe sind alle nachlesbar. Irgendwas war mit "links blinken", oder so ähnlich. (GRin Mag Maria Vassilakou: Wir kriegen nicht alle Sager mit! - GR Johannes Prochaska: ...wiederholen!) Sie müssen es laut genug sagen, Herr Prochaska. Meine Fraktion bemängelt, dass Sie so leise sprechen, dass sie Sie nicht hören kann. (GRin Mag Maria Vassilakou: Lauter sprechen! - Zwischenrufe bei der ÖVP.) Nein, sie sollten viel lauter sprechen, auch in der Öffentlichkeit. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wirklich, tun Sie mir den Gefallen! Wir arbeiten zwar scharf an unserem Wahlkampf und sind vorbereitet, aber es wäre auch eine gute Unterstützung, wenn Sie sich öfter öffentlich äußern würden. (GR Johannes Prochaska: Verlassen Sie sich darauf! Wir werden...!)
Zurück zu Public Netbase: Das sind ja Schlenker, dass die ÖVP keine Freude daran hat und dann zwischendurch Preise verleiht. Das soll sich die ÖVP intern ausmachen, ob Schüssel damals dafür oder dagegen war, das ist jetzt weniger das Problem. Wenn wir die Kulturinitiative ernst nehmen - Herr Prochaska, es tut mir Leid, aber ich kann hier kein Direttissimum machen, das geht sich nicht aus. (GR Johannes Prochaska: Ich rede ja gar nicht mit Ihnen! Ich erzähle das dem Herrn Pfeiffer! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die ÖVP unterhält sich in der Bank miteinander, das macht auch Spaß, sie haben es alle lustig. Dabei ist es jetzt erst 14.20 Uhr. Manchmal würde ich gerne mitgehen und überlegen, was die Herrschaften alle trinken in der Pause. Aber auch das soll nicht mein Problem sein. 

Zurück zum ernsten Teil: Wenn Wien in diesem Bereich etwas leisten möchte, dann ist eines sicher falsch, nämlich dass Räume verschwinden. Es verschwinden Räume für mehrere Kulturinitiativen. Damit komme ich zu einem neuen Thema, das dem Herrn Prochaska sicher auch gefällt. Im 10. Bezirk in der Wielandgasse - er ahnt es - sind auch einige Kulturinitiativen verschwunden; ich sage gar nicht das Reizwort, vielleicht kennt er den Bezirk nicht gut genug. Public Netbase hat momentan oben stehen - oder sie haben es wieder abgenommen - "Zugesperrt". Das ist es nicht, aber es ist ein reduziertes Programm, das sie fahren. 

In manchen anderen Ländern, wie in den 80er Jahren in England, hat es das Squatting gegeben, das Besetzen von Häusern, die von niemandem benutzt wurden - Spekulationsobjekte. In Holland hat es Initiativen gegeben, die dort genau dasselbe gemacht haben, Kraken hat es dort geheißen. Wer sich dafür interessiert: Eine Initiative, die durch das Kraken, durch das Besetzen von Häusern, entstanden ist und heute noch existiert, nämlich gerade im Bereich der Neuen Medien, findet sich auf v2.nl, also eine ganz leicht zu merkende Homepage, sehr interessant zum Durchlesen. Das Holländische ist uns nicht so fremd, und es ist auch in Englisch nachzulesen.

Das kann aber nicht das Zukunftsprogramm sein, dass wir sagen: In Wien verschwinden Räume für Kulturinitiativen; in England hat man früher Squatting betrieben, in Holland Kraken, und jetzt schlagen wir vor, dass die 300 Problemhäuser in Wien von den Kulturinitiativen übernommen werden. Das kann es nicht sein, oder das kann es nicht allein sein, weil die ja bald gefordert sein werden, genau das zu tun. Die Politik ist gefordert, nicht nur Public Netbase das Überleben zu sichern und - da gebe ich Herrn Salcher Recht - 80 Prozent für eine Initiative auszugeben, sondern insgesamt in dem Bereich nicht einfach den Ausdruck "Technologiehauptstadt", "Neue-Medien-Hauptstadt" kampflos an Linz abzutreten, sondern auch darum zu kämpfen, das zu sein. 

Wien will - das klingt jetzt so, als ob es etwas anderes wäre - 10 Millionen Nächtigungen im Tourismus, das erreicht man nicht nur mit Schönbrunn allein. Barcelona ist heute ein gutes Beispiel dafür, dass Leute nicht nur hinfahren, um - was auch okay ist - alte Kirchen und alte Gebäude anzuschauen, sondern da kommen sehr viele junge Leute. Die jungen Leute aus Europa fahren zu Hunderten und zu Tausenden nach Barcelona, weil dort auch vom Gefühl und von der Stimmung her für jüngere Kulturinitiativen, für Neue Medien mehr gemacht wird. Das sollte nach Meinung der GRÜNEN auch in Wien passieren, und dann sind es nicht 80 Prozent für eine Initiative, sondern am Schluss vielleicht zwei, drei, vier Mal so viel Geld für Initiativen aus diesem Bereich. 

Public Netbase wird bis dahin als Flaggschiff dienen müssen, dienen sollen. (Zwischenruf von GR Günther Barnet.) Das wäre die Aufgabe, und ich würde mich freuen, wenn man hier erklären kann, wie man dieses Defizit von 118 000 EUR, das die Existenz von Public Netbase leider wirklich gefährdet, beseitigen kann. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist ja schön, wenn sich Herr StR Ellensohn hier so große Sorgen um die ÖVP macht. (StR David Ellensohn: Nein, das ist ein Missverständnis!) Drei Bemerkungen zu dem, was Sie gesagt haben, zwei Bemerkungen und einen Wunsch; ich fange einmal mit den zwei Bemerkungen an. 

Erste Bemerkung: Sie haben Glück und Sie freuen sich darüber, dass die derzeitige Bundesregierung keine Mehrheit in den Umfragen hat. Das stimmt - sie hat aber eine klare Mehrheit im Parlament. Wir wünschen uns, dass es weiter so bleibt. Sie können die Umfragen gewinnen, wir wollen die Wahlen gewinnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Punkt zwei zu Ihrer Sorge: Immerhin regiert die ÖVP noch 5 der 9 österreichischen Bundesländer nach freien, demokratischen Wahlen. Also ganz so schlecht dürfte es uns nicht gehen. (StR David Ellensohn: Weniger waren es noch nie! So wenige wie nie!)
Zum Abschluss: Weil Sie Wünsche an unsere Fraktion und an das Erscheinungsbild unserer Fraktion geäußert haben, darf auch ich aufgrund der Listenerstellung der GRÜNEN-Partei einen Wunsch an die GRÜNEN richten. Ich schätze Marie Vassilakou sehr, aber wir würden uns durchaus einen verstärkten Teamwahlkampf der Wiener GRÜNEN wünschen. Vor allem von Nummer zwei bis Nummer vier möge man gemeinsam stark auftreten. Unser Wahlkampfmanagement ist durchaus bereit, hier Möglichkeiten anzubieten, um diese wichtigen politischen Aussagen an die bürgerlichen Wähler heranzubringen. Auf das Angebot können Sie gerne zurückkommen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Jetzt kommen wir aber zur Sache. Es gibt übrigens auch Dinge, die uns verbinden. Ich finde Barcelona nach Wien auch eine der schönsten Städte der Welt, und wir sind ja beide Weltreisende, wie wir wissen. Die Mehrheit für Schwarz-Grün ist in dieser Stadt noch nicht ganz realistisch, aber wir in der Volkspartei können uns so etwas auch vorstellen, weil wir vor niemandem Angst haben, der bereit ist, vernünftig für diese Stadt zu arbeiten. 

Jetzt kommen wir aber einmal dazu - und ich habe mich darüber sehr gefreut -, dass die Wiener GRÜNEN bereit sind, hier in einen Diskussionsprozess über eine sinnvolle Vergabe der Mittel einzutreten. Lieber StR Ellensohn, wir haben überhaupt kein Problem mit der Genesis von Public Netbase, es ist in der Ära Peter Marboe in Wien gegründet und unterstützt worden. Das Problem, das Public Netbase nur hat, ist dass es sozusagen vom ursprünglichen Unternehmensgegenstand, nämlich eine Plattform für künstlerische Initiativen - ich sage es einmal im weitesten Sinne - in Österreich und international zu sein, sich zu einer virtuellen Partei der Beschimpfung und Bekämpfung der schwarz-blauen Bundesregierung entwickelt hat. Es kann jeder einzelne Repräsentant dieser Initiative dies öffentlich tun, das tun ja andere auch, aber das zum Unternehmensgegenstand zu machen, erscheint mir ein bisschen verwegen. 

Jetzt möchte ich ja das Match gar nicht mit den GRÜNEN führen, denn das ist es nicht. Es geht heute bei diesem Akt um die Sozialdemokraten, und die haben Sie zu Recht kritisiert. Sie haben einen klaren Standpunkt zu Public Netbase, wir haben einen klaren Standpunkt zu Public Netbase, die SPÖ hat aber keinen klaren Standpunkt zu Public Netbase. Die Story, die hier die SPÖ immer erzählt, ist: Da gibt es quasi eine international renommierte und nachgefragte Initiative Public Netbase, die wird auch ständig ausgezeichnet für den großartigen Kampf gegen diese böse Bundesregierung, und alles wäre sonst gelöst, nur die böse Bundesregierung ist dagegen, weil sie gegen die Bundesregierung sind, und so weiter. 

Zwei Zitate, eines von meinem lieben Freund Woller: „Wir haben Überbrückungshilfe geleistet für Public Netbase, weil sie von der Bundesregierung ausgehungert worden sind, weil sie regierungskritisch sind. Das muss einmal gesagt werden." Und Frau Kollegin Winklbauer in einem Gemeinderat ein bisschen später: „Aber dann sollen sie bitte auch den Mut haben zu sagen, welche inhaltlichen Gründe es sind, warum sie Public Netbase ablehnen, und sich nicht auf Finanzspielereien und Zahlen beschränken, die davon ablenken sollen."

Wir haben uns diesen Akt wie immer sehr genau angeschaut. Herr Kollege Ellensohn hat völlig Recht, es gibt wahrscheinlich wenige Ansuchen in dieser Stadt, die, was den finanziellen Teil betrifft, derart ausgiebig dokumentiert sind. Ich sage einmal, der Akt - da sind wir uns einig - hat in etwa 50 bis 60 Seiten, davon befasst sich eine Seite mit "Was ist Public Netbase?", eine zweite Seite mit "Welche Leistungen bietet Public Netbase?", und ein Drittes, "Welche Programme plant Public Netbase?", umfasst zwei Seiten. Der Rest dieses Aktes beschäftigt sich ausschließlich mit Excel-Dateien darüber, wie viel Geld wofür theoretisch gebraucht werden könnte. 

Wenn eine Institution nachhaltig und bewusst mehrmals um eine Gesamtfinanzierung im Bereich von in etwa - ich habe es mir ausgerechnet - 1,2 Millionen EUR ansucht, konsequent jedes Jahr, wissend, dass das nicht einmal den Funken einer Chance hat, realisiert zu werden - das heißt, niemand von uns im Wiener Gemeinderat weiß seit Jahren, welche dieser vielen Projekte, die darin enthalten sind, damit realisiert werden können, weil ja nur 10 Prozent dessen, was hier angeboten wird, auch realisiert werden kann -, wenn Sie sich die Kalkulation einmal ein bisschen genauer anschauen, dann wird es schon sehr lustig. 

Der Verein Public Netbase hat Personalkosten von 206 949,78 EUR. Das ist a lot für eine Institution, die 218 000 EUR sicher zu erwarten hat. Jetzt wird man sich aber fragen: Wie groß sind zum Beispiel die Kosten einer Internet-Initiative im Telekommunikationsbereich? Schätzen Sie einmal: 206 000 EUR an Personalkosten, wie hoch sind die Telekommunikationskosten? Da ist man überraschend sparsam, es sind nämlich 2 000 EUR für Telekommunikationskosten. Das zeigt also schon - guter Stil, gut ausgemacht, keine Frage - ein bisschen die Relationen, die es in dem Bereich gibt. 

Jetzt komme ich aber zu den Zahlenspielereien und zur SPÖ. Denn da haben die GRÜNEN schon Recht, dass das Spiel, das die SPÖ hier spielt, besonders lustig ist. Zuerst hat man also gesagt, die Bundesregierung, die ÖVP blockiert da alles, Public Netbase ist wunderbar und muss wachsen. Aber dann hat man sich Schritt für Schritt von der eigenen Position entfernt, und auf einmal gibt es Aussagen von Frau VBgmin Grete Laska, die dann sagt, na ja, man hat schon senken müssen. Begründet wird die Senkung der Förderung durch den Jugendausschuss, die am gestrigen Mittwoch beschlossen wurde, damit, dass nicht mehr nachvollzogen werden konnte, dass der explizite Auftrag, Jugendarbeit zu betreiben, im Rahmen der laufenden Tätigkeit durchgeführt werden konnte, sagt Frau Laska. 

Herr Mailath-Pokorny sagt nicht viel später, er bedauere die vorläufige Schließung. Ich kann übrigens alle beruhigen: Wir haben angerufen, es hebt noch wer ab, das heißt, es gibt noch ein Sekretariat, wenngleich auf der Homepage ja groß "Geschlossen" steht. Herr Mailath-Pokorny sagt gegenüber der APA, er bedauere die vorläufige Schließung - die uns übrigens seit Jahren angekündigt wird -, jedoch habe er in seiner Amtszeit die Subventionen um 300 Prozent auf 218 000 EUR erhöht, und damit sei Public Netbase im künstlerischen Bereich adäquat dotiert. Eine weitere Erhöhung schloss Mailath-Pokorny aus, und so weiter. 

Da sehen Sie das Spiel, das jetzt auf einmal passiert: Frau Laska und Herr Mailath-Pokorny schieben sich einen Ball hin und her. Ich weiß übrigens natürlich ganz genau, warum das so ist: Weil Public Netbase es einmal gewagt hat, in einem öffentlichen Seitenhieb ein Wort gegen die Frau Vizebürgermeisterin zu sagen. Ich kenne die Frau Vizebürgermeisterin seit langem, da habe ich mir gedacht: Gegen die Bundesregierung vorzugehen, erfordert nicht viel Mut; gegen Frau VBgmin Laska in Wien öffentlich vorzugehen, zeigt a) nicht von hoher Intelligenz, und b) würde ich das in der finanziellen Situation eher im Bereich der Tollkühnheit - und zwar nicht der virtuellen Tollkühnheit, sondern der realen Tollkühnheit - entwickeln. Die Konsequenz war eine klare; wir haben übrigens auch im Kulturausschuss gefragt, es wurde uns nicht gesagt, dass es heuer noch eine Förderung aus dem Jugendbereich geben wird. Mein Kollege Strobl hat mir das auch bestätigt.

Der langen Rede kurzer Sinn: Ich glaube, wir haben kein großes ideologisches Problem mit Public Netbase. Wir haben eine Problem damit, was diese Institution ist, einfach von der Selbsteinschätzung her, was ihr Platz in dieser Stadt sein kann, und mit diesen unrealistischen finanziellen Vorstellungen, die mit dem tatsächlichen Budget weit auseinander klaffen. Das kann man so nicht akzeptieren. Daher war es falsch von der Stadt, mit dieser Institution nicht zu einer Übereinkunft zu kommen. Zweitens sind die Inhalte teilweise obskur und äußerst einseitig - okay, das ist bei vielen anderen Institutionen auch so, das ist nicht das große Problem für uns.

Uns geht es um den Gesamtbereich der Neuen Medien, und hier ist ein echter Neuanfang notwendig. Da können wir uns sicher finden, und da soll die SPÖ einmal die Karten auf den Tisch legen. Es soll ein Budget für den Bereich Neue Medien klar und deutlich definiert werden, dann sollen - da hat, glaube ich, die Berichterstatterin vorhin unseren Punkt nicht ganz erkannt - objektiv Fachleute, eine Fachjury oder ein Fachkurator, der dann klarerweise alle drei Jahre ausgewechselt werden muss, darüber verfügen, und dann können alle Initiativen einreichen. Dass es dann vielleicht eine große Institution gibt, die mehr bekommt, und ein paar kleinere, die weniger erhalten, das alles ist nicht das Problem, aber es gehört objektiv gemacht, es gehört transparent gemacht. Eines sage ich auch in aller Deutlichkeit: Ich glaube, die Szene, die Internet-künstlerische Szene ist nicht gut damit bedient, von Public Netbase in politische Geiselhaft genommen zu werden, und das tun sie auch zunehmend.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Neuen Medien sind der Wiener ÖVP sehr, sehr wichtig. Wir sind hier bereit, sowohl mit der Stadtregierung als auch mit anderen Parteien entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen. Aber es muss vernünftige Institutionen geben, die Gelder müssen sinnvoll eingesetzt und transparent abgerechnet werden, und dann, glaube ich, haben wir dort eine Chance. Public Netbase hat sich leider Gottes von einer Institution mit durchaus guter Perspektive zu einer sehr negativen Fallstudie entwickelt und hat sich leider Gottes auch die Situation, in der es sich jetzt befindet, zum Großteil selbst zuzuschreiben. Daher glaube ich, dass ein Neuanfang für alle das Beste wäre. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Mag Ebinger. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wie ein roter Faden, um nicht zu sagen, wie ein dunkelroter Faden zieht sich das durch all die Jahre, dass Public Netbase quasi das Zentrum des Widerstandes im Netz gegen Schwarz-Blau ist, das Zentrum des Widerstandes seit den Sanktionen, seit es Schwarz-Blau gibt. Seit dieser Zeit gibt es jegliche Anschüttung bei Public Netbase, das hat damals angefangen und endet jetzt bei diesem Österreich-Quiz, auf das ich nicht näher eingehen möchte. All das genügt für uns allemal, dass wir dieser Subvention nicht zustimmen. 

All das genügt klarerweise auch der SPÖ allemal, dass sie zustimmt, weil das ja für die SPÖ total nützlich ist. Ein bisschen hat man schon reduziert - massiv, werden Sie vielleicht sagen -, aber man reduziert nicht so, dass es zugrunde geht. Die Grundsubvention für die Grundagitation bleibt natürlich vorhanden, also ein Auskommen für Herrn Becker und Herrn Wassermair wird mit diesen 218 000 EUR allemal gesichert.

Wenn ich mir den Antrag anschaue - und ich gehe dann gleich auf das ein, was Herr StR Ellensohn gesagt hat, auf die budgetäre Situation und die Ausführungen dazu -, steht hier einmal drin: Durch die prekäre Finanzsituation, hauptsächlich hervorgerufen durch Ausfälle von Bundessubventionen, hat Public Netbase bis Ende 2004 einen Großteil seiner Aktivitäten einstellen müssen. Es ist bei diesem 60-seitigen Aktenstück auch ein Bericht über die Subventionen der letzten drei Jahre dabei, und da sehe ich, dass das Bundeskanzleramt 2002 eine Subvention gegeben hat, nämlich 72 000 EUR, weiters 2003  54 000 EUR und 2004  35 000 EUR; zugegebenermaßen weniger, aber so, wie Sie gesagt haben, dass es die nicht gibt, ist es auch nicht. Es ist offensichtlich laut dem Akt, den Public Netbase selbst beigelegt hat, so, dass sie Subventionen bekommen.

Der Antrag an sich, der Förderantrag an sich ist ja eine Dreistigkeit. Hier werden einmal 218 000 EUR als Grundsubvention gefordert. „Darüber hinaus ersuchen wir um Finanzierung von Projektaktivitäten in der Höhe von 452 000 EUR. Weiters ersuchen wir um einen Finanzierungsbeitrag der internationalen Projekte sowie eine institutionelle Konsolidierung in der Höhe von 537 000 EUR." All das wird sozusagen in Stufen verlangt. 

Wenn Sie sich erinnern, habe ich mehrfach zu Public Netbase gesprochen und auch mehrfach zu diesem überaus dicken Konvolut von Budgetzahlen gesprochen. Ich habe in den letzten Jahren immer wieder festgestellt, dass dies meines Erachtens für einen Kaufmann zumindest fahrlässig ist: Wenn man 1,2 Millionen EUR - nehmen wir einmal die Zahl von Herrn Salcher - verlangt, aber weiß, dass man nur 218 000 EUR bekommt, dann kann das ja nach wirtschaftlichen Regeln überhaupt nicht funktionieren.

Da gibt es jetzt eine Änderung, auf die gehe ich auch sofort ein. Public Netbase hat jetzt seinen Budgetplan dahin gehend geändert, dass es nicht mehr eine globale Forderung von eins Komma irgendetwas Millionen macht, sondern es macht das jetzt im Baukastensystem, also: Minimaler Basisbetrieb, erweiterter Basisbetrieb mit minimalem Projektbetrieb, Fortsetzung der lokalen Projektarbeit, Fortsetzung der internationalen Projektarbeit, Konsolidierung. Das ist jedes Mal um ein Viertel mehr, und immer gemäß dem, was man dazubekommt, könnte man damit weitermachen. 

Ich glaube nicht, Herr StR Ellensohn, dass es hier klar dokumentiert wird. Ich gebe zu, es gibt viele Akte, die so mangelhaft gewesen sind, dass man aus den Budgetzahlen gar nichts hat herauslesen können. Aber hier ist genau das Gegenteil der Fall, man muss sich stundenlang bemühen, um dieses verwirrende Konvolut so durchzuarbeiten, dass man... (Zwischenruf von StR David Ellensohn) - nein, sagen Sie nicht, Sie können das schnell tun, ich werde Sie gleich auf ein paar Ungereimtheiten aufmerksam machen -, dass man dieses Konvolut wirklich logisch verstehen kann. Es könnte durchaus so sein, dass das gewollt ist. Bei Steuerberatungskosten in Höhe von 4 000 EUR oder 3 500 EUR ist es durchaus gewollt, dass das ein bisschen niederschmetternd ist. Sieben Seiten haben wir nur so Kuchen, was prozentuell alles wäre, wenn; was aber theoretisch natürlich nie der Fall ist, weil ja größtenteils kein Geld dafür vorhanden ist. 

Der minimale Basisbetrieb, 218 896,60 EUR, das ist ganz offensichtlich das, was hier beantragt wird. Denn im Förderansuchen von Herrn Wassermair und Herrn 
Becker steht, dass 218 896,68 EUR als Basisförder-
ung verlangt werden, davon wollen sie gerne eine Förderung von 218 000 EUR und geben als Eigenleistung 896,68 EUR an; 4 Promille an Eigenleistung hätten sie da auch noch weglassen können, weil das schon ein bisschen lächerlich ist. 

Dann sehe ich auf der letzten Seite, dazu passend, ein Budget für genau diese 218 896 EUR, mit allem künstlerischen Aufwand, Honoraren, Büroaufwand und was auch immer. Ein interessanter Posten sind die Spesen für Geldverkehr, 6 000 EUR. Jetzt hat mir natürlich niemand gesagt, ob die einen Kredit haben oder nicht, den der Steuerzahler mitfinanziert. Wenn es die 118 000 EUR sind, von denen Sie gesprochen haben, und die ich nirgends in diesem Akt gefunden habe, dann ist es zumindest günstig angelegt, das muss man sagen, bei 6 000 EUR. Oder es ist vielleicht endfällig, oder es sind nur die Zinsen, das kann auch sein, das weiß man ja nicht. Auf jeden Fall müsste man zum Beispiel das hinterfragen. 

Im Übrigen sind 218 000 EUR und das dazu passende Gesamtbudget für den Gesamtbetrieb, ist diese Subvention ja offensichtlich nicht das, was Public Netbase wirklich an Geld bekommt und wirklich macht. Somit ist es wieder unrichtig und entspricht wieder keinem ordentlichen Kaufmann, denn wir haben auf der ersten Seite dieses Finanzplans die Einnahmen von 2005 stehen. Ohne diese 218 000 EUR von der MA 7 haben wir von der MA 13 voraussichtlich 25 000 EUR, WAFF 2 000, Kooperationsaufträge voraussichtlich 15 000, Projektgelder vom Verein Stadtimpuls 35 000, Bundeskanzleramt 30 000 - aber "unwahrscheinlich" steht dabei, bitte - und dann internationale Projektgelder in einer beachtlichen Höhe: 90 000 EUR für ein Projekt in den Niederlanden und in Indien, UNESCO angesucht. (GRin Mag Marie Ringler: ...sind ja EU-Projekte!) 

Moment: Das sind EU-Projekte, die nicht in dieses Budget gehen, meinen Sie. Okay, ja gut, ich kann gleich darauf eingehen. Warum gibt es dann einen Budgetposten, in dem es heißt: "Fortsetzung der internationalen Projektarbeit"? Und das dritte EU-Projekt, EU Experimental Actions, das hier mit 80 000 ausgewiesen ist, ist im letzten Budgetteil sehr wohl grundlegend budgetiert. Bei den... (GRin Mag Marie Ringler: ...sind aber im Antrag...!) Siehe "Fortsetzung der internationalen Projektarbeit", da ist das drinnen. Ich habe jetzt den Akt nicht zur Gänze hier. Das ist hier so unlogisch, aber selbst wenn ich das weglasse, komme ich nicht auf die 218 000 EUR, sondern auf mehr. 

Jetzt frage ich mich: Mit was für einem Budget hantieren die tatsächlich, und was für Aufwände gibt es? - 218 000 EUR können es nicht sein, dazu kommt zumindest noch etwas von der MA 13, Stadtimpuls, es muss mehr sein. Wo ist die Budgetierung für dieses Geld? Kurz und gut: Es ist hinten und vorn alles nicht schlüssig. Abgesehen davon, dass wir das grundsätzlich aus politischen Gründen nicht unterstützen würden (Heiterkeit bei den GRÜNEN), kann man es klarerweise auch aus ökonomischen Gründen nicht unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Vielleicht grundsätzlich etwas zur Klarstellung: Public Netbase ist ursprünglich eine Bundesgründung aus dem Jahr 1993/94 und wurde bis 1997 auch ausschließlich durch den Bund gefördert. Erst ab dem Jahr 1998 gab es auch einen Beitrag der Stadt Wien, nicht zuletzt eben deshalb, weil die Bundesförderungen ab dem Jahr 2000 sukzessive gesunken sind, derzeit auf null, falls nicht noch ein kleines Wunder eintritt. 

Kollege Ebinger hat schon erwähnt, wie die Bundesförderungen gesunken sind. Das sind relativ hohe Prozentzahlen, wenn man sich das anschaut. Die Subventionen der Stadt dagegen sind in diesem Zeitraum um 300 Prozent gestiegen, eben um das Überleben zu sichern. Den Schuldenstand von Public Netbase kann man daher auch nicht unbedingt losgelöst von den Entwicklungen auf Bundesebene sehen. Vielleicht kann Herr Kollege Salcher das Problem auch einmal mit dem Herrn Staatssekretär diskutieren, wie er das sieht. 

Ich weiß nicht, ob die ÖVP oder die FPÖ Gespräche mit Public Netbase führen. Ich kann Ihnen versichern, der Stadtrat tut es. Es tut dies das Büro des Stadtrates, die MA 7 und auch Gemeinderäte der sozialdemokratischen Fraktion - auch ich tue es natürlich -, und der Tenor dieser Gespräche ist, dass auch eine Umstrukturierung von Public Netbase notwendig ist, nämlich dass sich Public Netbase umstrukturieren muss, um mit einem Budget in der Höhe von 218 000 EUR auszukommen. (GR Dr Andreas Salcher: Das tun sie aber schon seit 5 Jahren!) 

Wenn Sie sich den Akt angeschaut haben, dann haben Sie sicher auch den Finanzierungsplan gesehen, nämlich diese erste Variante. Da sehen Sie auch ganz genau diese Summe von 218 000 EUR. Das heißt, diese Variante macht genau 218 000 EUR aus, sozusagen als ein Modell, wie Public Netbase gedenkt, damit auch auszukommen. Es hat auch bereits Umstrukturierungen gegeben, und das hat natürlich auch zur Folge - was mir persönlich Leid tut -, dass Mitarbeiter entlassen wurden, dass es sozusagen auch zu einer Reduktion der Mitarbeiter gekommen ist. Dabei muss man auch anfügen, dass Public Netbase - was ihnen anzurechnen ist - die Mitarbeiter immer angestellt und nicht in prekären Arbeitsverhältnissen beschäftigt hat, und das hat natürlich auch einen höheren Personalaufwand nach sich gezogen. 

Zur Förderung der Stadt Wien kommen, wie schon ausgeführt wurde, auch noch internationale Projektgelder durch die Europäische Union beziehungsweise in erster Linie durch die Europäische Kommission. Ich glaube, wir alle denken nicht, dass diese Projektgelder vergeben werden, weil Public Netbase eine Speerspitze gegen die Regierung ist, und dass da auch nicht Nachwehen der Sanktionszeit auf europäischer Ebene herhinken, sondern vergeben werden die Projektgelder, weil es sich um gute Projekte handelt, weil diese Projekte von der Europäischen Kommission als förderungswürdig erachtet werden. Das heißt, die Republik Österreich, oder besser gesagt, der Herr Staatssekretär erachtet sie nicht als förderungswürdig. Bisher ist mir eigentlich keine Aussage bekannt, aus welchen Gründen sie nicht mehr förderungswürdig sind, sondern es ist, glaube ich, auch eine bewusste Mangelinformation oder sozusagen ein bewusstes Nicht-Erklären, warum Public Netbase von Seiten des Bundes nicht mehr gefördert wird.

Das Transparent "Zugesperrt", das über der Tür von Public Netbase hängt, gefällt mir auch nicht. Denn zugesperrt ist es natürlich nicht im Sinne der Initiative, zugesperrt sind die Räumlichkeiten für den Publikumsverkehr. Ich bin nicht glücklich darüber, aber es ist eben ein legitimes Mittel eines Vereins, der findet, er benötigt mehr Geld, um größere Projekte und mehr Projekte umsetzen zu können. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Na ja, das ist...!) 

Ein aktuelles Projekt von Public Netbase, das ich Ihnen zum Beispiel auch empfehlen kann, wenn es den Verdacht gibt, dass dort nichts mehr geschieht, ist unter www.oesterreich-2005.at abrufbar. Das ist nicht Österreich 2005, die offizielle Homepage der Republik, da gibt es zum Beispiel auch die Gelegenheit zu lesen, welche Gedanken sich Menschen wie Marlene Streeruwitz oder Burghart Schmidt zum Gedenkjahr machen. Es gibt einen offiziellen Veranstaltungskalender und durchaus auch ganz lustige, vielleicht nicht immer ernst zu nehmende Tests, wo man denn im Sinne der Republik zwischen "Vaterlandsverrat und Patriot" steht. 

Das kann vielleicht auch einmal für die Regierungsparteien eine Abwechslung darstellen, auch wenn die Inhalte nicht unbedingt ihrer Meinung entsprechen, oder vielleicht sind sie auch nicht meiner Meinung. Sie sind aber einfach auch ein Stück Österreich, ein Ausdruck dessen, was Österreich nach 60 Jahren, nach 50 Jahren Staatsvertrag oder nach 10 Jahren EU-Mitgliedschaft auch darstellt und meiner Meinung nach sein sollte, nämlich offen Neuem gegenüber, tolerant Andersdenkenden gegenüber, kritisch auch der eigenen Vergangenheit gegenüber und pluralistisch im Denken. 

Dazu, meine Damen und Herren, trägt Public Netbase auch ein Stück bei. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 40 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN, angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 49 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen im Bereich Sprech-, Tanz-, Musik-, Kinder- und Jugendtheater.

Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können sogleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 49 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Aufgerufen ist nunmehr Postnummer 28. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Ensemble 20. Jahrhun-dert.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher hat das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

An dem, was die Berichterstatterin vorhin gesagt hat, sehen wir, dass die Beträge, die wir beim letzten Tagesordnungspunkt diskutiert haben, deutlich über den Beträgen sind, die wir hier diskutieren. Hier geht es für die Musikstadt Wien immerhin um die zeitgenössische Musik, und wie wir alle wissen, ist es so: Wenn man nicht in die zeitgenössische Musik investiert, dann wird auch der Ruf Wiens als Traditionsstadt einmal gefährdet sein.

Ich kenne das Ensemble des 20. Jahrhunderts schon lange Zeit und beobachte seine Arbeit. Wir wissen alle, dass zeitgenössische Musik ein sehr, sehr schwieriger Bereich ist. Es ist einer jener Bereiche, in denen du über Eintrittsgelder oder über Publikum tatsächlich nur einen sehr geringen Teil lukrieren kannst, weil es eben ein sehr kleines Publikum dafür gibt. Ich halte es daher letztlich nicht für zumutbar, dass man hier schon seit vie-
len, vielen Jahren das Ensemble des 20. Jahrhunderts auf einem wirklich beschämend geringen Betrag von 18 000 EUR belässt. Das ist immerhin ein Ensemble, das ins Ausland eingeladen wird, das bei wichtigen Veranstaltungen eine Rolle spielt, das Kompositionsaufträge bekommt und so weiter. 

Es kann nicht der Sinn der Sache sein, dass man ein Ensemble dazu zwingt, sich quasi jeden Euro vom Mund abzusparen. Ich glaube, dass hier ein starkes Signal gesetzt werden muss. Hier spielt es sich wirklich in einem Bereich von 18 000 EUR ab, und ich ersuche in meinem Antrag um eine Verdoppelung. Ich tue das, glaube ich, alle zwei Jahre einmal, und ich hoffe, dass man hier irgendwann durchdringt. Denn es ist, wie gesagt, ein unzumutbarer Zustand, in dem die Künstler dort leben, und auf der anderen Seite ein für Wien sehr wichtiger Bereich, in dem man mit ganz wenig mehr Geld mehr erreichen könnte.

Ich stelle daher gemeinsam mit meiner Kollegen Mag Barbara Feldmann folgenden Antrag:

„Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny wird aufgefordert, die Jahressubvention für den Verein Ensemble 20. Jahrhundert für das Jahr 2005 zu verdoppeln.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Verein Ensemble 20. Jahrhundert besteht mittlerweile seit 34 Jahren und ist aus dem Wiener Musikleben nicht mehr wegzudenken. Er ist, wie Kollege Salcher schon gesagt hat, ein wichtiger Impulsträger zum besseren Verstehen der Musik dieses Jahrhunderts. Heuer sind wieder zahlreiche Konzerte in Wien und im Ausland geplant. 

In den letzten Jahren hat der Bund systematisch - das heißt, es wurde von Jahr zu Jahr weniger - die Subventionen gekürzt. Von der Kulturabteilung wurde die Höhe der Subvention von 18 000 EUR plus diverse Reisekosten während dieser Jahre an den Verein ausgezahlt. Zum Beispiel zum 30-Jahre-Jubiläum im Jahre 2001 gab es zusätzlich 500 000 ATS - damals gab es noch Schillingbeträge - und vom Bund null. Für das Krenek-Projekt gab es zusätzlich 240 000 ATS. Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, sollten hier einmal ein ernstes Wort mit Ihrem Kulturstaatssekretär Morak reden und nicht versuchen, diese fehlenden Mittel von der Kulturabteilung zu fordern. 

Übrigens beinhalten die beantragten 73 750 EUR 
die Basisförderung, die vom Antragsteller mit ange-
führt wurde. Daher empfehle ich, den Antrag der ÖVP abzulehnen. Ich ersuche um Zustimmung dazu, dem Verein Ensemble 20. Jahrhundert die Subvention von 18 000 EUR zu gewähren, und bitte um Abstimmung. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 28 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieses Zeichen erfolgt einstimmig.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den von den ÖVP-Gemeinderäten Salcher und Barbara Feldmann eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Verdoppelung der Jahressubvention an den Verein Ensemble 20. Jahrhundert für das Jahr 2005. Sofortige Abstimmung ist beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag findet nicht die notwendige Mehrheit und ist abgelehnt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Filmfestwochen. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher hat wieder das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde der Frau Berichterstatterin die Latte legen, als Berichterstatterin kürzer zu sein als ich in meiner Rede. Das ist beim Thema Film nicht immer einfach.

Ich glaube, die VIENNALE ist es wert, hier einmal im Konsens erwähnt zu werden; ich glaube, da sind ja alle Parteien einer Meinung, aber ich möchte es hier auch einmal ausdrücklich tun. Die Leistung, die hier, einmal rein vom Publikumsinteresse her, Hans Hurch und Eva Rotter in den letzten Jahren zusammengebracht haben, ist wirklich beeindruckend, nämlich mit Filmen, die zum Großteil absolut keine kommerziellen Filme sind, ein der-art junges, faszinierendes Publikum zu gewinnen. Dieses von 60 000 Besuchern im Jahr 1998 auf 81 600 Be-sucher im letzten Jahr zu steigern, ist wirklich äußerst beeindruckend. Es ist auch ein gutes Beispiel dafür, dass hohe künstlerische Qualität und Publikumszuspruch kein Gegensatz sind. Daher glaube ich, dass man das hier einmal würdigen sollte. 

Wir haben ja hier im Wiener Gemeinderat das Instrumentarium des Danks des Gemeinderates, das wir verdienten Beamten aussprechen. Ich glaube, dem Hans Hurch und der Eva Rotter wäre der Dank des Gemeinderates in materieller Form, sprich in finanzieller Form, wichtiger, weil sie jetzt in der Situation sind, dass sie der Nachfrage einfach nicht mehr nachkommen können, was die Karten der VIENNALE betrifft. Sie würden gerne dieses Angebot zumindest so weit erweitern, dass man, wenn ein Film zweimal ausverkauft ist und doppelt so viele Menschen diesen Film sehen wollen, denen zumindest die Chance gibt, das zu tun. Ich glaube, es wäre fair, es wäre klug, und es wäre ein gutes Investment der Stadt, hier der VIENNALE den nächsten Schritt der Finanzierung zu ermöglichen.

In diesem Sinne stelle ich folgenden Antrag:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert sicherzustellen, dass das internationale Filmfestival VIENNALE eine der gestiegenen Nachfrage entsprechende Erhöhung der Subvention für das Jahr 2005 erhält. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt."

Ich möchte in Richtung der Sozialdemokraten dazusagen, dass wir mit Absicht wieder keinen Betrag hineingeschrieben haben, um sozusagen unser Wohlwollen zu zeigen. Ich weiß ja, dass auch Gespräche im Gange sind. (GR Christian Oxonitsch: Damit ihr nur wisst, die Gespräche laufen!) Das hier ist so zu verstehen, dass der Wiener Gemeinderat sozusagen die VIENNALE, aber auch den Stadtrat moralisch stärkt, um das, was hier ohnehin geplant ist, dann auch tatsächlich in finanzielle Mittel zu gießen, um dieses großartige Publikumsfestival in Zukunft auf dem Level zu erhalten, den wir uns alle wünschen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich danke Herrn Dr Salcher für diese Lanze, die er für die VIENNALE gebrochen hat. Er rennt bei uns offene Türen ein. Man muss aber dazusagen, dass die VIENNALE - wir haben es gehört - ihre Besucherzahlen kontinuierlich, und da kann man noch andere Zahlen nennen, in den letzten 8 Jahren um 50 Prozent gesteigert hat und dass diese VIENNALE auch eine Art Appetizer ist. Nicht jeder kann die VIENNALE besuchen, und viele der Filme, vor allem natürlich die ausgezeichneten, laufen dann ganz regulär in den Wiener Kinos, zum Beispiel im Gartenbaukino. Unsere Aufgabe ist es, dort auch hinzugehen oder Lobbying zu betreiben, dass diese Filme gesehen werden. 

Ich kann hier vielleicht nur herausgreifen, dass die VIENNALE 2004 den Wiener Filmpreis an den Film "Darwin's Nightmare" von Hubert Sauper verliehen hat. Das war eine Dokumentation, und es hat eigentlich keiner gedacht, dass ein österreichischer Film ausgezeichnet wird. Natürlich war es eine Co-Produktion auch mit anderen Ländern, aber Regisseur, Drehbuchautor und Kameramann in einer Person ist Hubert Sauper gewesen.

Er ist ein Tiroler, auch wenn ihn die renommierte Wochenzeitschrift "Die Zeit" inzwischen schon sozusagen beutegermanisch eingemeindet hat. Sauper hat mit diesem Film etwas geschafft, was wenige Dokumentarfilme schaffen, nämlich international anerkannt zu werden und noch dazu ein Publikumshit zu sein. Er hat nicht nur den europäischen Filmpreis für den besten Dokumentarfilm und den Label “Europe Cinemas“-Preis in Venedig bekommen, sondern auch in Montreal, in Kopenhagen, in Paris, überall, wo dieser Film gezeigt wird, bekommt er Preise, standing ovations - und eben auch von der VIENNALE den Wiener Filmpreis.

Meine Bitte an Sie, meine Damen und Herren: Schauen Sie sich das an, und zwar derzeit im Gartenbaukino und im Votivkino, und geben Sie die Zustimmung zum vorliegenden Akt! – Danke schön.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist geschlossen, und die Berichterstatterin hat das Schlusswort gehabt.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wir stimmen ab über die Postnummer 44, meine Damen und Herren.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so erfolgt.

Weiters stimmen wir ab über den Beschluss- und Resolutionsantrag von GR Dr Salcher betreffend Erhöhung der Jahressubvention an die VIENNALE im Jahr 2005. - In formeller Hinsicht wird, wie gesagt, die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag hat gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der SPÖ nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Soho in Ottakring. 

Frau GRin Yilmaz wird als Berichterstatterin die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. 

Herr GR Dkfm Dr Aichinger hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist sicher sehr ungewöhnlich, dass ich mich zu einem Poststück aus dem Kulturressort zum Wort melde (GRin Inge Zankl: Man kann immer dazulernen!) - man kann dazulernen, selbstverständlich, Frau Kollegin -, aber das Projekt "Soho in Ottakring" ist es, glaube ich, wert, und es ist ein Musterbeispiel für das, was ich mir auch bei anderen Projekten wünschen würde, meine Damen und Herren.

Es war im Jahre 1999, als im Brunnenviertel und in der Neulerchenfelder Straße eine Künstlerin gesagt hat, man sollte bei den vielen Leerstehungen bei diesem Projekt dort etwas unternehmen, und mit Hilfe der Wiener Einkaufsstraßen und der Wirtschaftskammer ist dort ein Projekt entstanden, das sehr klein begonnen hat, aber das, glaube ich, sehr lange gewirkt hat und nachhaltig auch momentan wirkt, ein Projekt, dessen Nachahmung sicherlich von Vorteil wäre beziehungsweise das nachahmenswert ist.

Immerhin hat die Wirtschaftskammer hier vier Jahre lang sehr viel Geld investiert, und erst in den Jahren 2003 und 2004 gab es eine zusätzliche Subvention für dieses Festival "Soho in Ottakring" vom Kulturressort in der Höhe von jeweils 60 000 EUR.

Was konnte aber damit erreicht werden, meine Damen und Herren? - Es konnten damit immerhin wieder 35 leere Geschäftslokale gefüllt werden, Ateliers daraus gemacht werden, das Gebiet konnte attraktiver gestaltet werden, und es haben sich natürlich dadurch auch weitere 20 Unternehmer wieder angesiedelt. Daher ein sehr, sehr positives Beispiel!

Ich möchte daher mit meinen Kollegen Andreas Salcher, Rudolf Klucsarits und Alexander Neuhuber einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der folgendermaßen lautet:

„Die Stadt Wien soll künftig mit ausreichenden finanziellen Mitteln gezielte Initiativen von Bezirken betreffend kulturelle und standortbezogene Projekte und Veranstaltungen nach dem Vorbild des Projektes 'Soho in Ottakring' unterstützen, um den Wiener Wirtschaftsstandort", meine Damen und Herren, „und damit auch die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener in den einzelnen Bezirken zu stärken und zu verbessern.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt."

Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Herr Dr Aichinger, ich danke Ihnen für die lobenden Worte für dieses Projekt. Als Ottakringer Mandatarin bin ich natürlich sehr stolz, insbesondere auch, weil mein politischer Tätigkeitsbereich dort liegt. Sie haben Recht, es hat sich sehr, sehr viel getan. Das Projekt findet seit 1999 statt. Es gibt dort wirklich eine sehr große Belebung, nicht nur künstlerischer Art, sondern es ist so, wie Sie auch bereits gesagt haben - ich wiederhole es -, dass es zu Neuvermietungen gekommen ist. Es freut mich auch, dass dieses Projekt die Unterstützung und Anerkennung aller Fraktionen gefunden hat. 

Ich danke Ihnen und bitte Sie nochmals um Zustimmung. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 46 in der vorliegenden Fassung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen. Ich danke schön.

Zweitens kommt der von der ÖVP eingebrachte Beschluss- und Resolutionsantrag zur Abstimmung. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft und an den Ausschuss der Geschäftsgruppe FiWi verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 65. Sie betrifft die zweite Erhöhung des Sachkredites für das Bauvorhaben Umgestaltung des Liesingbaches. 

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. Danke.

Wir kommen zur Postnummer 64. Sie betrifft die erste Gemeinderatssubventionsliste.

Ich darf den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Dies war kein Trick, um dann zu sagen: Der zuständige Stadtrat ist nicht hier! - Es ist spät, um sich zum Wort zu melden, und meine Ausführungen werden auch nur ganz kurz sein.

Bei diesem Geschäftsstück gibt es eine längere Subventionsliste. Ich melde mich nur zum Verein für Konsumenteninformation zum Wort, der in der Mariahilfer Straße beheimatet ist und heute 43 620 EUR zugesprochen bekommt, falls - was ich erwarte - die Mehrheit dem Antrag oder dem Ansuchen für diesen Teil der Subventionsliste zustimmt.

Der Verein für Konsumenteninformation – ich zitiere die Subventionsliste des Finanzausschusses – ist förderungswürdig, weil dessen Ziel eine genaue Information der VerbraucherInnen durch Vermittlung eines möglichst lückenlosen Bildes über das Warenangebot und dessen Eigenschaften sowie der Schutz vor unfairen und irreführenden Werbe- und Verkaufsmethoden sind.

Der Verein arbeitet gut. Er wird, wie vermutlich alle wissen, von den vier Interessensvertretungen mitfinanziert – von der Arbeiterkammer, der Wirtschaftskammer, dem ÖGB und der Landwirtschaftskammer. Er wurde von diesen gegründet, wird heute von diesen mitgetragen und bekommt darüber hinaus Unterstützungen, beziehungsweise er verlangt ja auch kleine Beiträge von Menschen, die ihn in Anspruch nehmen. 

Die Finanzierung des Vereins ist allerdings schon des Öfteren in Frage gestellt worden, nicht zuletzt von Wirtschaftskammerpräsident Leitl, der zwischendurch mit dem Einfrieren und Senken der Beiträge gedroht hat - was man jetzt, angesichts der bevorstehenden Wirtschaftskammerwahlen, nicht vergessen sollte.

Die Unterstützung durch die Stadt Wien, die heute zur Beschlussfassung vorliegt, findet nicht nur unsere Zustimmung, sondern findet 100-prozentig unsere Zustimmung. Wir würden uns eigentlich wünschen, dass auf Grund der wichtigen Aufgabe, die vom VKI erfüllt wird, und auf Grund des Drucks, der auf den VKI schon länger ausgeübt wird, diese Subvention höher ausfällt, und ich möchte einen Vergleich dazu bringen:

In Oberösterreich bekommt die Arbeiterkammer für die konsumentenrechtliche Beratung von Nichtmitgliedern - das sind in diesem Fall dort die LandwirtInnen und die Gewerbetreibenden, also eine kleine Gruppe, wenn man sie mit allen KonsumentInnen in Wien vergleicht -, für die Beratung dieser kleinen Gruppe vom Land Oberösterreich in diesem Jahr 100 000 EUR überwiesen. Das ist mehr als die doppelte Summe dessen, was der VKI in Wien bekommt. Ich glaube, man müsste sich eher an dem Betrag orientieren, der in Oberösterreich gewährt wird - für eine kleinere Gruppe; wenn man das analog zur Größe der Gruppe machen würde, wäre es natürlich ein Vielfaches. Aber zumindest diese Summe sollte man für den VKI bereitstellen, weil er eine wichtige Arbeit verrichtet.

Wir haben darauf verzichtet, heute auf die Schnelle einen Antrag zu verfassen und einzubringen, der ja dann auf dem kurzen Weg nicht durchgeht, aber es wäre schön, wenn wir gemeinsam darüber nachdenken könnten und die SPÖ am Ende zum gleichen Ergebnis kommen würde wie die GRÜNEN. 

Der VKI ist wichtig, die Arbeit des VKI ist enorm wichtig. Der Druck auf den VKI ist leider auch sehr groß, und bevor die Wirtschaftskammer oder ein anderer bisher unterstützender Teil die Subventionen einstellen und den VKI gefährden - in der Vergangenheit war das öfter Herr Böhmdorfer, und vorher war es eben Herr Leitl -, bevor der Druck so ausgeübt wird, dass der VKI seine Arbeit nicht mehr leisten kann, würden wir uns wünschen, dass die Subvention höher ausfällt. - Vielleicht funktioniert das das nächste Mal. 

Ich begründe das noch ganz kurz wie folgt: Der Österreichische Mieter‑ und Wohnungseigentümerverband, Landesgruppe Wien, bekommt zum Beispiel für seine Arbeit heute mehr als das Doppelte des für den VKI vorgesehenen Betrags. Er steht der ÖVP nahe - für die, die es nicht wissen; aber auch das werden die meisten wissen -, und er bekommt für die Arbeit, die sicher nicht im gleichen Ausmaß und mit dem gleichen Nutzen geschieht, das Doppelte an Geld. 

Wir hätten uns sehr gefreut, wenn heute der Antrag umgekehrt gelautet hätte. Wir werden diesen rund 101 000 EUR heute nicht zustimmen und werden ein anderes Mal einen Antrag auf eine erhöhte Subvention für den VKI einbringen. - Danke. (Beifall bei den GRÜ-NEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Aus der einen Wortmeldung ergibt sich eine andere: Herr GR Dr Aichinger, bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz zur Korrektur, Herr StR Ellensohn:

Erstens einmal wird der Verein VKI von den vier Sozialpartnern nicht unterstützt, sondern diese sind die vier Mitglieder des VKI, und das außerordentliche Mitglied ist die Republik Österreich. 

Zweitens hat die Wirtschaftskammer Österreich seit vielen Jahren - seit vielen Jahren! - die Subventionen beziehungsweise den Mitgliedsbeitrag - das ist keine Subvention - nicht gekürzt, und man hat auch nicht im Sinne, diesen zu kürzen. Wiewohl ein anderes Mitglied, nämlich der Österreichische Gewerkschaftsbund, bereits schriftlich angekündigt hat, den Mitgliedsbeitrag auf ein Drittel zu reduzieren, werden wir, die anderen Mitglieder, diesen Verein trotzdem aufrechterhalten. Wobei die Mitgliedsbeiträge in einer Höhe sind, dass sie ca 2 Mil-lionen EUR ausmachen, und das Gesamtbudget dieses Vereins, Herr StR Ellensohn, ca 8 Millionen EUR beträgt. 

Ich schließe mich aber Ihrer Meinung an, dass eine Subvention der Stadt Wien sicherlich auch höher sein könnte. Das ist aber nicht vergleichbar, möchte ich gleich dazusagen, mit dem Beispiel in Oberösterreich, weil dort die Voraussetzungen andere sind. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Es liegt mir keine weitere Wortmeldung vor.

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes abstimmen über die Subvention an den Österreichischen Mieter‑ und Wohnungseigentümerbund, Landesgruppe Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und die Freiheitlichen, so angenommen.

Ich lasse nun über die restliche Subventionsliste abstimmen. Das sind: Kuratorium Wiener Jugendwohnhäuser, KDZ, Österreichischer Juristentag und der VKI.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich schlage vor, nun die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 9 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an verschiedenste Vereine - zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird natürlich getrennt durchgeführt. 

Sind Sie damit einverstanden? - Ich danke schön.

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Martina LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Poststücken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen nun zur Debatte. 

Als Erste ist Frau GRin Dr Pilz zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Ich werde hier nicht zu allen Subventionsansuchen Stellung nehmen, sondern nur zu dem einen, das den Gesundheitsbereich betrifft, und zwar das FEM Süd. 

Wir werden diesem Ansuchen natürlich zustimmen, wir werden ihm gern zustimmen, denn wir glauben, dass das FEM eine sehr, sehr gute Arbeit, eine notwendige Arbeit macht und dass es gar keinen Zweifel daran gibt, dass diese Arbeit auch ausreichend dotiert sein muss. 

Warum ich mich trotzdem zum Wort melde, ist weil ich Sorge habe, dass sozusagen zwar das eine oder andere Projekt gut dotiert wird, aber andere wichtige Aufgaben für Frauengesundheit in der Stadt unterdotiert sind beziehungsweise nicht mehr die Aufmerksamkeit erhalten, die sie verdienen. 

Da wäre zum Beispiel die Familienberatungsstelle im Karl‑Marx‑Hof zu nennen. Diese ist zwar wieder offen, aber - und das sagen mir Leute, die sich dort auskennen - sie läuft mehr schlecht als recht, weil zum Beispiel die ÄrztInnen dort nicht kontinuierlich dieselben sind, sondern immer wieder wechseln, weil die Ordinationshilfe abhanden gekommen ist und stattdessen MitarbeiterInnen des Magistrats aushelfen müssen. Und das Ärgerlichste: Krebsabstriche für Frauen, die nicht versichert sind, werden nicht mehr finanziert. 

Wer weiß, wie wichtig das ist und wie wichtig diese Vorsorgeuntersuchung auch für eine Frau ist, kann doch nicht damit zufrieden sein, dass man schulternzuckend sagt: Das muss man nicht bezahlen! - Das wissen wir auch, aber es gibt Dinge, die kosten der Stadt nicht so viel Geld, wie sie bringen, vor allem den Frauen, die betroffen sind. Und wir finden, dass man Beratungsstellen, die so eine wichtige Funktion erfüllen wie jene im Karl‑Marx‑Hof - nämlich für sozial schwache Gruppen, die wenig Möglichkeiten haben, für Migrantinnen, für illegal in Österreich lebende Frauen eine letzte Möglichkeit zu bieten, zu Unterstützung und Hilfe zu kommen, die notwendig ist und die man den Frauen nicht versagen sollte -, auch entsprechend unterstützen sollte.

Dann möchte ich noch auf eine weitere Ärgerlichkeit in diesem Zusammenhang Bezug nehmen. Im Frauengesundheitsbeirat wird uns seit einem knappen Jahr ein Bericht über die Arbeitsgruppe Anonyme Geburt versprochen. Jedes Mal ist entweder die Berichterstatterin verhindert oder krank - und schlussendlich hat sich herausgestellt: Der Bericht ist schlicht und einfach noch nicht fertig! - So geht man nicht um mit einer wichtigen Frage, mit einem Auftrag, der schlussendlich vom Landtag an die Arbeitsgruppe erteilt wurde. Es gibt noch keine Ergebnisse, und wir werden vertröstet.

Und das Letzte, was ich in diesem Zusammenhang erwähnen möchte - und es gibt hier junge Mütter und werdende Mütter, die das vielleicht interessiert: Ich bin in großer Sorge, dass ein wichtiger Aspekt der Geburtshilfe in der Stadt, nämlich die hebammenorientierte und die hebammengeleitete Geburt zunehmend ins Hintertreffen kommt und abgelöst wird von einer technisierten Geburt. Auch wenn wir in der Stadt gut beraten, müssen die Einrichtungen, die dann die Beratung umsetzen sollen, auch tatsächlich so ausgestattet sein, dass Frauen die bestmögliche Option für ihre eigene Geburt wahrnehmen können. Das kann bei vielen Frauen eine technisch unterstützte, medizinisch bestens ausgestattete Geburtssituation sein, bei vielen - und hoffentlich den meisten - Frauen wird das aber nicht notwendig sein, und dann sollen die Hebammen in ihrer Rolle, nämlich als autonom leitende Expertinnen und verantwortliche Begleiterinnen der Frauen im Geburtsprozess, ihre Aufgabe auch erfüllen können und nicht sozusagen von einer in erster Linie ärztlich dominierten oder vor allem technisch dominierten Geburtssituation konkurriert oder dominiert werden. 

Faktum ist, dass in Wien die Kaiserschnittraten hinaufgehen. Im AKH liegt die Rate jenseits der 30 Pro-zent, in den anderen geburtshilflichen Einrichtungen, in-klusive Semmelweis-Klinik, nimmt die Kaiserschnitthäufigkeit leider stetig zu. Das können wir uns nicht wünschen, das wünschen sich die Frauen nicht, und da entsteht sozusagen eine Spirale, die den Frauen vermeintlich Sicherheit vorgibt und in Wirklichkeit Interventionen, die in vielen Fällen nicht notwendig sind, zur Folge hat. 

Wenn sich die Stadt – und Frau StRin Brauner hat das auch schon sehr deutlich gesagt - dazu bekennt, dass es für Low-Risk-Geburten auch ein klares Bekenntnis zu Low-Risk-Einrichtungen geben soll, dann müssen die Hebammen ins Recht gesetzt werden und die Hebammen auch die Entscheidungsmacht im Geburtsprozess zurückgewinnen, und ihre Tätigkeit sollte nicht in einem Konkurrenzverhältnis zur medizinischen Betreuung stehen, sondern in einem Kooperationsverhältnis. 

Man kann diese Situation sehr gut entweder durch ein Geburtshaus herstellen, das sozusagen dann auch offensiv von der Stadt unterstützt wird oder eingerichtet wird, oder schlicht und einfach dadurch, dass in Krankenhäusern Low-Risk-Geburtszentren, die von Hebammen geführt werden, eingerichtet werden, sodass tatsächlich jene Frauen, die sich aus guten Gründen dafür entscheiden und bei denen medizinisch kein Einwand dagegen besteht, mit einer Hebamme, die im Wesentlichen die Geburt leitet, entbinden können.

Dass ich all das bei diesem Tagesordnungspunkt hier sage, hat schlicht und einfach den Grund, dass viele Fragen der Gesundheitspolitik nicht mehr diskutiert werden können, weil der KAV, wie wir wissen, durch die Ausgliederung viele Entscheidungen nicht mehr hier zur Debatte stellen muss. 

Herr Bgm Häupl hat heute früh gesagt, dass man über die Zukunft der Semmelweis-Klinik befinden wird. Ich hatte den Eindruck, er macht sich die Sache auch zur Chefsache. Ich möchte, dass die Semmelweis-Klinik, egal, in welcher Form sie weiterexistieren wird, ihre Rolle als Pflegerin der sanften Geburt, als hebammen-geleitetes Geburtszentrum beibehält und dass man sie sozusagen nicht auflöst in die allgemeine Entwicklung, Frauen und Hebammen im Geburtsprozess durch medizinische Entscheidungen im Wesentlichen zu enteignen. 

Das soll nicht die Politik sein, und darum soll das heute hier auch einmal gesagt sein. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Barnet zum Wort gemeldet. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely zu dem sich zum Rednerpult begebenden GR Günther Barnet: Es ist mir eine Ehre!)

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Verehrte Frau Stadträtin – wenn es dir schon auch eine Ehre ist! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir könnten den heutigen Tagesordnungspunkt mit diesen Geschäftsstücken natürlich wie die ÖVP abhandeln, die sich zuerst zum Wort meldet und dann doch nicht spricht, weil sie der Meinung ist - vermutlich, ich kann es nur vermuten, weil ja nichts gesagt wurde -, dass im Ausschuss oder wann auch immer schon alles gesagt wurde, nach dem Motto: Viel Schmerzensgeld ohne Schmerzen. 

Das geht aber nicht, weil diese Akte... (GR Gerhard Pfeiffer: Nehmen Sie die Hand aus der Tasche, wenn Sie mit uns reden!) - Kollege Pfeiffer, mit Ihnen persönlich kommuniziere ich selbst mit der Hand in der Tasche, weil ich davon ausgehe, dass unsere beiden Ehrenstandpunkte so weit voneinander entfernt sind, dass das für mich kein Problem darstellt. (Ironische Heiterkeit bei GR Gerhard Pfeiffer.)

Wir müssen über diese Punkte sprechen, auch wenn die ÖVP nichts dazu sagen will, weil es Sie von der ÖVP da offenbar zerreibt zwischen dem, was Sie im Ausschuss machen, nämlich zustimmen, und dem, was Sie dann draußen gerne den Menschen erzählen - vor allem der Kollege Prochaska, oder vielleicht auch der Kollege Pfeiffer -, nämlich dass Sie das eigentlich eh alles gar nicht so wollen, aber das machen wir halt trotzdem.

Wir müssen darüber reden, weil es bei diesen einzelnen Punkten dennoch um die generelle Fragestellung geht, wozu wir denn Mittel aufwenden, wenn wir dem Zweck der Integration folgen wollen. Wir müssen das ruhig tun, selbst wenn man, wie Hans Weigel in einem Buch einmal geschrieben hat - ich zitiere ihn falsch - fast nicht ruhig darüber reden kann, und zwar deswegen, weil uns die Integration gelingen muss. Ich habe das von dieser Stelle aus schon mehrfach gesagt: Sie muss uns gelingen, weil das, was wir heute an Integration haben, an Zuwanderung haben, erst der Vorbote von dem ist, was uns in diesem Jahrhundert noch überraschen, was noch auf uns zukommen wird, und wir Erfahrungen gewinnen müssen, was wir richtig und falsch machen, um den neuen Herausforderungen - die quantitativ und qualitativ jenseits der Zuwanderung, die wir aus den letzten Jahrzehnten kennen, sein werden - gewachsen zu sein.

Und da - ich habe das schon gesagt - gibt es natürlich globale Entwicklungen, internationale Konzepte, die anders sind als das, was heute in der Stadt getragen wird, nämlich was die Frage betrifft, ob jeder, der hier ist, erstens integriert werden kann, und zweitens, ob es überhaupt das Ziel ist, jeden zu integrieren, ob nicht der eine oder andere nach Ende von Konflikten besser in seinem Umfeld aufgehoben ist. Wir haben das schon - zwar nicht ausreichend – diskutiert, und es fehlen auch noch die Konzepte der Stadt dazu, aber ich merke es an. 

Warum stimmen wir gegen die Akte im Einzelnen? Wir stimmen dagegen, weil wir glauben, dass die Grundsätze - wenn sie auch nicht immer erkennbar sind - der Integrationspolitik der Stadt Wien, selbst jene, denen wir nicht zustimmen können, eigentlich verfehlt werden. Sie werden verfehlt, weil an den Akten selbst deutlich wird, dass Integration in den letzten Jahrzehnten nicht stattgefunden hat, sondern dass wir weiter - der Begriff wurde schon in der letzten Debatte zu diesem Thema gebraucht - in Parallelgesellschaften leben und wir nur die Phänomene, die Auswirkungen dieser Parallelgesellschaften behandeln, und nicht Ursachen, und daher zu entsprechenden Wirkungen kommen.

Ich habe die Beispiele bereits angeführt: Staatsbürgerschaften im Jahr 2003 in Wien: 23 000 Anträge, vier Ablehnungen wegen nicht ausreichender Deutschkenntnisse. 

Und diese Akte beschäftigen sich auch mit den Fragen, mit den Phänomenen, die damit zusammenhängen. Kollegin Pilz hat zum Beispiel über die Frage der Situation von Frauen und von Familien in der Gesundheits- und Sozialbetreuung in der Stadt Wien bei Menschen mit unterschiedlichem Migrationshintergrund und fehlender Sprachkompetenz, die natürlich entsprechende Barrieren aufbaut, gesprochen. Wir sind dann bei dem Punkt, wo wir sagen müssen: Die Partizipation, die angestrebt wird, scheitert im Sozialsystem, weil die Menschen davor nicht ausreichend integriert wurden, um tatsächlich daran teilzunehmen. 

Wenn du, Frau Stadträtin - ich weiß nicht, ob du es genau so gesagt hast, aber es ist mir so zugekommen -, irgendwann gemeint hast, dass in dieser Frage eh alles in Ordnung sei (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely schüttelt den Kopf.), dass viele Probleme gar nicht mehr bestünden - ich glaube, du hast es nicht so gesagt -, dann müsste ich widersprechen. Es ist natürlich nicht alles in Ordnung. Das Gegenteil ist der Fall: Wir stehen vor Problemen, an denen diese Stadt selbst schuld ist, weil sie nicht rechtzeitig die richtigen Maßnahmen und Konzepte ergriffen hat. 

Weil ich das letzte Mal insbesondere Zuwanderungsgruppen, die dem islamischen Kulturkreis angehören, angesprochen habe und dabei auch auf den Kollegen Omar Al-Rawi, den ich schätze, eingegangen bin und danach von Seiten der Sozialdemokratie dahin gehend kritisiert wurde, dass ich ihn falsch angesprochen hätte oder behauptet hätte, dass unter seiner Zuwanderungsgruppe, jener des Islams, besonders radikale Elemente leben, bitte ich Sie, im entsprechenden Protokoll nachzulesen. Ich habe das getan und habe festgestellt, dass ich das natürlich nicht so gesagt habe, wie Sie das behaupten. 

Ich habe konkret gesagt: Ob wir wissen, ob unter euch - und damit habe ich nicht ihn als Person angesprochen, sondern dies in die Runde zeigend gesagt -, unter uns - jetzt mache ich diese Handbewegung wieder, ich schließe mich hier mit ein -, unter ihnen - also denen, die ich bezeichnet habe, - den Fremden. Es ist ja wohl klargestellt mit diesen drei Begriffen - uns, euch, ihnen -, dass wir alle umfasst sind und ich es nicht ihm persönlich zugeordnet habe, und ich würde mir erwarten, dass Sie sich dafür entschuldigen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Aber die Musliminnen und Muslime in der Stadt, die waren mit "euch" gemeint?) Nein, nein, mit "ihnen"! Sie waren mit "ihnen" gemeint! Danke, dass du diesbezüglich nachgefragt hast, damit kann ich es präzisieren: Mit "ihnen"! - Mit "euch" erfolgte die Deutung in eine Richtung, in einen Sektor oder in mehrere Sektoren dieses Hauses, und mit "uns" habe ich mich selbst eingeschlossen. (GR Harry Kopietz: Das ist Schwafelsprech!) - Nein, das ist nicht Schwafelsprech, Herr Professor. Ich verfasse keine Pressedienste dazu, um solche Titel durch den Herrn Bundespräsidenten zu erhalten.

Es geht - und das ist die Frage ganz konkret auch im Zusammenhang mit diesen Akten - darum, ob in gewissen Lebenssituationen die Menschen mit Migrationshintergrund in dieser Stadt gut integriert sind oder nicht. Die Akte zeigen uns, dass es nicht so ist, denn ansonsten müssten wir diese Beschlüsse nicht fassen oder in Erwägung ziehen. Es geht darum, dass besondere Gruppen, die Jugendlichen, die Frauen, die Alten, schwerer Zugang zu den Einrichtungen finden, und es gibt dafür Gründe. Was ich kritisiere, ist dass wir nur die Auswirkungen in den Griff zu bekommen versuchen und nicht die grundsätzlichen Problematiken angehen. 

Diese grundsätzlichen Problematiken werden ja in den Akten dargestellt. Wenn in dem einen Fall - es geht hier um das "Institut für Frauen- und Männergesundheit/ FEM Süd" im Kaiser-Franz-Josef-Spital - gesagt wird, dass in dieser Gruppe - und jetzt bin ich wieder bei der islamischen, bei den türkischen Frauen - nicht einmal jede zweite der Meinung ist, sie wäre psychisch gesund, dann hat das ja Gründe! Und diese liegen ja nicht darin, dass sie hier bei uns wohnen, sondern die liegen darin, dass sie hier bei uns wohnen, ohne integriert zu sein, weil sie sich nicht integrieren oder weil man nicht zulässt, dass sie sich integrieren - und damit meine ich jetzt nicht euch, die Sozialdemokraten, sondern diese Parallelgesellschaft, in der sie weiter leben, und ich werde die Beispiele dafür noch bringen. 

Man könnte jetzt sagen, das ist bei anderen Bevölkerungsgruppen anders. Und der Akt zeigt es, er sagt, Frauen mit Hintergründen aus dem engeren alten Jugoslawien betrifft es ebenfalls zu einem Drittel. Man könnte daher meinen: Aha, die Kriegstraumatisierung! - Das kann aber nicht sein, sonst wäre ja hier der Anteil im Ausmaß eines Drittels nicht kleiner als bei den Türkinnen, wo er die Hälfte beträgt. Das ist nicht der Grund.

Der Akt verschweigt uns auch den Grund. Er sagt uns nicht, warum diese Frauen massiven Leidensdruck, hohen Medikamentenkonsum und sonstige psychische Probleme haben. Das Warum wird nicht beantwortet. Das Warum wäre aber das Interessante, das wäre das Konzeptive, dem wäre nachzugehen - und nicht nur der Bekämpfung der Phänomene, der Auswirkungen.

Oder ein anderes Beispiel: In dem Akt "Centrum für Binationale und Interkulturelle Paare und Familien" wird angesprochen, dass Kinder aus solchen Lebensgemeinschaften mehr als andere Kinder Probleme durch Generationskonflikte, Trennung und Scheidung, Pubertätskrisen, Erziehungsprobleme haben, und es steht darin wortwörtlich: 

„Die heranwachsenden Jugendlichen aus bikulturellen Familien stellen die Frage nach ihrer kulturellen Identität. Abhängig vom bisherigen Umgang mit und der Wertigkeit beider Kulturen" - und das ist das Problem: Beider Kulturen - „in der Beziehung der Eltern führt dies auch zur Auseinandersetzung mit alten, oft nicht verheilten Wunden und ungelösten interkulturellen Konflikten, die professionelle Hilfe erforderlich machen."

Genau das ist der Punkt: Die Gruppe, von der wir glauben, oder der Teil der Gemeinschaft, von dem wir glauben, dass er am ehesten in der Lage ist, soziale Phänomene zu beherrschen, nämlich die Familien, wird hier nicht zum Problemlöser, sondern zum Gegenstand der Auseinandersetzung, des Konfliktes, wo selbst ein Ehepaar nicht in der Lage ist, den kulturellen Unterschied so zu meistern, dass die gemeinsamen Kinder daraus nicht sogar Nachteile ziehen. - Allein an diesem Beispiel muss ich erkennen, dass die bisherigen Konzepte falsch waren und dass sie leider als gescheitert gelten müssen. 

Dieser Akt spricht auch eine Frage an, die noch viel zu wenig beleuchtet ist, nämlich die des Alterns in der Fremde. Wir wissen das, ich habe vor kurzem an einem wissenschaftlichen Projekt teilgenommen, wo man sich mit der Frage beschäftigt hat: Wie altern denn Migranten in der Stadt? - Da ist empirisch noch wenig erhoben. Was man weiß, ist dass es Phänomene gibt: 

Frauen aus der Zuwanderungsgeneration der so genannten Gastarbeiter der 70er Jahre: Die Männer kommen zuerst her, arbeiten schwer, meistens körperlich. Die Frau kommt nach, restliche Teile der Familie nicht - warum auch immer. Beide altern, beide treten in den wohlerworbenen Ruhestand - oder in die Witwenschaft, weil der Mann nach schwerer körperlicher Arbeit früher stirbt als sie. Und sie verarmen und vereinsamen in dieser Gesellschaft, weil sie natürlich, angehängt nur an diesen einen Lebenspartner, getrennt von sonstigen kulturellen Beziehungen, nicht in der Lage sind, mit der Restgesellschaft in Kommunikation zu treten, weil sie natürlich auch in dieser Lebenssituation, in der sie leben - die für uns sonst untypisch ist -, den Spracherwerb nicht ausreichend sicherstellen, weil sie, auch wenn der Mann da war, zu Hause waren, allein waren, keinen Anschluss an die sonstige Bevölkerung hatten und durch die mangelnde Sprachkompetenz, den Wegfall des Ehepartners und den auch daraus resultierenden finanziellen Verlusten vereinsamen und verarmen. 

Diese Problematik wird natürlich hier anzugehen versucht, aber - ich sagte es eben: Die Auswirkung und nicht der Grundsatz. 

Das Gleiche gilt - ich könnte hier noch einen anderen Akt als Beispiel anführen - insbesondere auch für die Jugendlichen, wo ausdrücklich gesagt wird, dass diese hinabgleiten in Kriminalität, Drogenkonsum und was noch alles. – Das sind nicht Argumente von mir, sondern Argumente aus diesen Akten. 

Da muss ich fragen: Wo ist denn die Bildungspolitik der letzten Jahrzehnte? - Nicht jene der letzten 5 Jahre, denn Jugendliche, die heute 14 Jahre alt sind, haben schon mehr an Bildungspolitik hinter sich als die der letzten 5 Jahre einer anderen Bundesregierung. - Wo ist die Bildungspolitik, die es geschafft hat, Kinder, die eigentlich eine Schulpflicht haben, so weit zu integrieren, dass sie solche Probleme nicht haben? - Das ist ein Teil unserer Kritik. 

Ein anderer Teil, Frau Stadträtin, betrifft technische Fragen. Das ist etwa die Frage, warum einer dieser Vereine einen Überschuss, 126 000 EUR, erzeugt. – Du verneinst? - Ich glaube es. Für mich wäre es nur leichter gewesen, das zu erkennen, wenn es einen Vertrag gäbe, der davon ausgeht, dass zuerst ein Rechnungsabschluss aus dem Vorjahr vorzulegen ist, eine tatsächliche Abschlussrechnung mit dem Quartal des nachfolgenden Jahres, bevor eine neue Förderung erfolgt.

Was wir auch kritisiert haben, ist die Frage der Koordination zwischen den Ebenen. Dieses neue Drei-Ebenen-Modell - hier die neu geschaffene Magistratsabteilung 17, darunter das Koordinationsbüro und dann die einzelnen Vereine - stellt eine Vorgangsweise dar, die ich noch nicht ganz verstehe. Ich gebe es zu, ich durchschaue dieses Modell nicht - aber nicht, weil ich mich nicht damit beschäftigt habe, sondern weil mir noch der Wesenszugang dazu fehlt. Ich kann noch nicht erkennen, worin hier die Verbesserung gegenüber dem auch geschmähten und nicht besonders guten Integrationsfonds besteht. - Vielleicht kann man das in den nächsten Wochen noch nachschärfen. Vielleicht können wir darüber Gespräche führen. Vielleicht gibt es auch Verbesserungen. 

Faktum ist, dass die ausgegebenen 7,1 Million-en EUR - geschätzt - aus dem Vorjahr und auch für die nächsten Jahre in diesem Bereich natürlich teilweise aus unserer Sicht falsch verwendet werden und nicht das abdecken, was der Bedarf ist, den ich in anderer Form dargestellt habe. 

Wirklich wenig erquickend ist natürlich dieser Einzelakt über den Kleinprojekte-Topf, der die Möglichkeit gibt, 120 000 EUR in der Kategorie - jeweils 5 100 EUR pro Einzelprojekt - selbstständig zu vergeben, weil sich natürlich die Frage stellt, welchem Konzept denn all diese Maßnahmen folgen. Es geht dabei nicht um ein formelles Konzept, etwa betreffend die Fragestellung: Welche Richtlinien sind denn zu erfüllen? Wie muss so ein Verein organisiert sein? Wie hat der Vertrag auszusehen?, all diese Dinge, sondern um das inhaltliche Konzept, das klarlegt, welche Strategien und Maßnahmen diese Stadt ernsthaft ergreift, um jene Integrationspolitik zu betreiben, die diesen Namen verdient. Denn an diesen Phänomen glaube ich ausreichend dargestellt zu haben, dass es sich nicht um Integration handelt, sondern um nebeneinander lebende Bevölkerungsgruppen, und diese Phänomene werden, je mehr die Migration des 21. Jahrhunderts quantitativ und, weil es andere Kulturen sein werden, auch qualitativ völlig anders gestaltet sein wird, nicht funktionieren.

Da ist mir auch der Ansatz, dass die Magistratsabteilung dafür zuständig ist, dies zu erstellen, zu gering. Ich müsste eigentlich davon ausgehen, dass wir uns im Gemeinderat im heurigen Jahr unterhalten über neue Strategien, die diesem Prinzip folgen, eine erfolgreiche Integration zu gestalten. 

Wenn es dieses Konzept gibt und wenn es neue Ansätze bringt, die all das, was ich beschrieben habe, lösen, dann könnten wir uns in diese Richtung bewegen, dann würden wir uns in diese Richtung bewegen, weil Integration – ich habe das eingangs gesagt – eine Notwendigkeit ist. 

Ich sage das auch deswegen, weil wir in den letzten Tagen erkennen konnten, dass es in der Sozialdemokratie - und ich hebe das wirklich ausdrücklich hervor und freue mich darüber - Bereitschaft gibt, über diese Dinge zu diskutieren. Es hat die Bereitschaft des Herrn Bürgermeisters gegeben, mit der neuen Justizministerin Karin Miklautsch über die Frage des Asylwesens zu verhandeln, mit ihr darüber zu sprechen, wo die Vorstellungen der Stadt Wien und natürlich auch seine politische Meinung in einem gewissen Sinne liegen. Da hat es, soviel ich gehört habe, auch Gemeinsamkeiten gegeben: Das Ziel, saubere, rechtsklare, kurze Verfahren durchzuführen, jenen Hilfestellung und Aufenthalt zu geben, die legal hier sind, und klarzulegen, nach welchen Gesichtspunkten und Prinzipien dies nicht erfolgt. 

Wenn diese Übereinstimmung - und davon gehe ich aus, denn der Herr Bürgermeister wird das sicher nicht zum Spaß gesagt haben - ernst gemeint ist - ich sehe das so -, dann kann es vielleicht auch in dieser Frage eine Übereinkunft geben, was mich persönlich freuen würde, weil ich ein klein wenig dazu helfend beigetragen habe, aber auch weil es um die Sache geht. Es geht in dieser Frage genauso um Integration, es geht genauso um Fremde und um die Frage, wie sie hier unter uns leben können - oder eigentlich mit uns, denn "unter uns" wäre falsch. Wenn es diese Bereitschaft auf allen Ebenen, die sich mit den Fremden beschäftigen, gibt, dann könnten wir uns gemeinsam annähern, denn die Integration - ich wiederhole das - ist nicht etwas, wo wir sagen können: Na ja, das wird schon gehen, da ist eh alles in Ordnung!, sondern sie muss uns gelingen. Sie muss uns gelingen, weil die Quantitäten und Qualitäten uns so herausfordern, dass alles, was wir heute kennen, nur ein Schein von dem ist, was uns noch in diesem Jahrhundert erwartet. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. - Bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Gemeinderat wird heute, wenn alles gut geht, für die vorliegenden 8 Projekte die Unterstützung beschließen. Es sind sehr sinnvolle und notwendige Projekte, sehr geehrte Damen und Herren. Sie dienen der Integration und der Eingliederung der Menschen in unsere Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt, und sie geben vor allem Frauen in schwierigen Lebenssituationen Anlaufhilfe und Hoffnung.

Trotzdem - wir haben es gehört - werden nicht alle Gemeinderäte zustimmen. Ich habe den Verdacht, dass für die Gemeinderäte der Freiheitlichen Partei allein die Namen der Vereine schon einige Reizwörter beinhalten: "ORIENT EXPRESS" zum Beispiel, "Integration", "Immigrantinnenunterstützung". Da kommen einige Reizwörter für die FPÖ-Gemeinderäte vor. So etwas wird natürlich niemals die Unterstützung "ordentlicher freiheitlicher Gemeinderäte" erhalten. Und ich meine, das ist gut so. (StRin Karin Landauer: Haben Sie zugehört?) Es ist eine Art Gütesiegel für diese Vereine. Alles andere müsste vernünftigen Menschen hier zu denken geben. - Ich habe zugehört, ja. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) 

Ich will mich aber nicht mit jenen befassen, die sich aus leicht nachvollziehbaren Gründen gegen jede Förderung für vernünftige Integrationsmaßnahmen aussprechen. 

Die Projekte, die heute zur Beschlussfassung vorliegen, dienen einer gemeinsamen Zukunft für unser Wien. Es ist nämlich keineswegs eine milde Gabe, die heute gespendet wird. Es dient nicht nur zur Beruhigung des eigenen Gewissens und der Pflege des eigenen moralischen Anstands. Die Förderungen für diese Projekte sind vielmehr selbstverständlich, denn sie helfen nicht nur den Betroffenen, sondern sie helfen der Stadt und den Menschen in unserer Stadt. 

In anderen Bereichen sind öffentliche Zuwendungen auch selbstverständlich. Auch Sportvereine erhalten Zuschüsse der öffentlichen Hand, ebenso wie die freiwilligen Feuerwehren, Kulturvereine, Volksmusikgruppen und natürlich auch Theater. Es ist eine Selbstverständlichkeit, weil es eine Aufgabe der öffentlichen Hand ist, richtungsgebend einzugreifen, um bestimmte Werte zu fördern. Wenn wir uns umsehen, erkennen wir, dass fast alle Bereiche in unserem Leben mit unterschiedlichen Instrumentarien unterstützt werden - durch Steuererleichterungen, durch Zuschüsse, durch die Bereitstellung von Veranstaltungsräumen oder durch Subventionen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Um es auf den Punkt zu bringen: Solange das nationalistische Hetzblatt "Aula" jedes Jahr Hundertausende Euro an Presseförderung bekommt, so lange glänzen solche Förderungen wie die heute beschlossenen in ganz hellem Licht! (Beifall bei GemeinderätInnen der SPÖ.) 

Ich freue mich über die Zustimmung der ÖVP und der GRÜNEN. Um die Zustimmung der Freiheitlichen zu erlangen, hätten wir ein hartes, aber herzliches Abschiebeprojekt für die Zuwanderer vorlegen müssen, was nicht im Sinne eines gedeihlichen Miteinanders ist. 

Ich bitte um die Unterstützung dieser 8 vorliegenden Projekte für ein Miteinander, wie wir es in Wien gewohnt sind und wie wir es auch in Zukunft haben möchten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Ich erkläre die Debatte für geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Nur ganz kurz zwei Anmerkungen:

Kollegin Pilz, Sie haben ja hier sehr viel vor allem über das Thema Frauengesundheit im Allgemeinen gesprochen und nicht so speziell über die Zielgruppe, um die es hier heute in diesen Akten vor allem geht. Nur zwei ganz kurze Anmerkungen, weil ich denke, dass gerade der Frauengesundheitsbeirat ein Gremium ist, wo diese Dinge auch sehr offen angesprochen und ausdiskutiert werden, und viele Dinge, die Sie angeschnitten haben, sicherlich auch richtig sind und wir das ja auch gemeinsam angehen. Man soll nur die Kirche schon im Dorf lassen, denn wenn Sie sagen, die Zahl der Kaiserschnittgeburten steigt dramatisch an und als Beispiel das AKH bringen, wo es bereits 30 Prozent Kaiserschnitte gibt, dann sei dazu nur kurz angemerkt - Kollegin Vana wird mich hier vielleicht unterstützten -, dass das AKH überhaupt nicht mit anderen Spitälern vergleichbar ist, gerade auch in diesem Bereich, weil alles, was an Risiko und Krise in dieser Situation auch in anderen Bundesländern eintritt, zu einer Einlieferung ins AKH - per Hubschrauber, wenn es binnen Minuten notwendig ist – führt und natürlich dort auch dementsprechend mehr Kaiserschnittgeburten stattfinden, als das in anderen Spitälern der Fall ist. Ich hoffe, Sie haben sich auch schon einmal vor Ort davon überzeugt, warum das so ist. Ich habe das getan, und deshalb wollte ich sagen: Es gibt sozusagen Kritik, die man annehmen muss und wo man schauen muss: Warum ist das so?, aber das war zumindest ein schlechtes Beispiel in Anbetracht dessen, warum es gerade im AKH so viele Kaiserschnittgeburten gibt. 

Jetzt noch ganz kurz zum Kollegen Barnet: Weil Sie hier viele Problematiken angesprochen haben, die aufzeigen, warum gerade Migrantinnen hier besondere Unterstützung brauchen, und gemeint haben, dass es hier anscheinend um eine falsche Integrationspolitik gehe, sage ich Ihnen: Viele Dinge, die Sie angesprochen haben, sind tatsächlich frauenpolitische Probleme, die es gibt. Wenn Sie die Frauengesundheitsberichte der letzten Jahre gelesen hätten, dann würden Sie wissen, dass nicht nur Migrantinnen, sondern generell Frauen von ganz speziellen Problemen mehr betroffen sind als beispielsweise Männer, so etwa, wenn es darum geht, warum von Frauen mehr Medikamente eingenommen werden oder warum Depressionen und andere Probleme bei Frauen mehr im Vordergrund stehen, als das bei Männern der Fall ist. Dafür gibt es auch ganz konkrete Gründe, die wir, glaube ich, hier in Wien sehr gut, auch oft gemeinsam, anzugehen versuchen, um eben Frauen zu entlasten, um letztendlich hier dann vielleicht auch zu anderen Ergebnissen zu kommen.

Und dass Migrantinnen von solchen Problemen oft sehr viel mehr betroffen sind, weil sie natürlich auch unter anderen und schärferen Rahmenbedingungen in diesem Land leben, liegt auf der Hand. Ich verweise nur auf Bundesgesetze, die es beispielsweise Frauen, die zu ihren Männern nach Österreich nachziehen, verunmöglichen, in den ersten Jahren überhaupt einer eigenständigen Arbeit nachzugehen. Dies sei nur als ein Beispiel dafür angeführt, dass es eben für Migrantinnen einfach auch andere Rahmenbedingungen gibt. Da sind wir vielleicht auch gemeinsam aufgefordert, beim Bundesgesetzgeber Verbesserungen zu erwirken. 

Das wollte ich nur anführen, weil ich glaube, dass sozusagen Ihre Analyse da nicht ganz die richtige war. Aber ich freue mich, dass Sie sich dafür interessieren, und vielleicht haben wir Gelegenheit, das auch noch einmal detaillierter auszudiskutieren. 

Ansonsten freue ich mich, dass wir derart tolle Projekte heute hier – hoffentlich – beschließen können und bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung, die natürlich getrennt stattfindet. 

Wir stimmen zunächst ab über Postnummer 1:

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Postnummer 2: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig angenommen. 

Bei Postnummer 1 gibt es einen Irrtum meinerseits – und von ein paar Freiheitlichen, die meinten: „Ich bin dafür!" (Heiterkeit.) - Nein, mich hat das selbst gewundert. - Postnummer 1 war ohne die Stimmen der Freiheitlichen Partei angenommen. 

Postnummer 3: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen. 

Postnummer 4: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 5: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 6: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 7: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 9: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig ohne die Freiheitliche Partei angenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind jetzt am Schluss der 

öffentlichen Sitzung. Bevor ich zur nichtöffentlichen Sitzung komme, möchte ich die Gelegenheit wahrnehmen, und es sei mir gestattet, am heutigen Tage, an dem international quer durch die Welt, quer durch Europa des 60. Jahrestages der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz gedacht wird, auch für den Gemeinderat einiges zu sagen. - Es wird morgen im Wiener Landtag der Herr Präsident bei Beginn der Landtagssitzung ebenfalls die Gelegenheit dazu wahrnehmen.

Gerade Wien, eine Stadt, wo mehr als 60 000 Wiener Juden ermordet worden sind, hat, glaube ich, eine spezielle Verpflichtung: Eine spezielle Verpflichtung, dass es unser gemeinsames Anliegen über alle Parteigrenzen hinweg sein muss, die Front der Ablehnung gegen Intoleranz, Menschenverachtung, Gewalt und Rassismus so breit und so stark wie möglich zu erhalten. Es ist unsere Aufgabe, die wir großteils nach dem Krieg geboren worden sind, dies für die Zukunft abzusichern - für unsere Zukunft, für die Zukunft unserer Kinder und auch für all diejenigen, die nach uns noch geboren werden. Das Gedenken an den industriellen Massenmord und die abtrünnigsten und schrecklichsten Facetten des Menschen darf nicht auf den heutigen Tag, auf diesen Monat, auf das heurige Jahr beschränkt sein, sondern ich glaube, unser Vermächtnis muss es sein, dass dieses Gedenken für alle Zukunft so bleibt. - Ich danke Ihnen recht herzlich. (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP und bei GemeinderätInnen der GRÜNEN.) 

Ich darf nun die Vertreter der Presse ersuchen, ganz kurz den Raum zu verlassen. (GR Mag Christoph Chorherr: Im Internet läuft so etwas immer weiter, wollte ich nur sagen!) – Nein, jetzt nicht, lieber Herr Kollege Chorherr. Das Internet ist normalerweise so gesteuert, dass es jetzt aus ist. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 15.50 Uhr.)
